Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 /3977 

(zu Drucksache 7/3860) 
(zu Drucksache 7/3894) 
(zu Drucksache 7/3920) 

19 . 08 . 75 


Fragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung für Juli 1975 


Teil IV: Fragen 1 bis 158 mit den dazu erteilten 
Antworten 


Seite 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 2 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 2 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 16 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 17 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 28 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 32 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 40 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 43 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen 49 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 63 

Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 64 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft . 71 

Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 77 


Buchdruckerei Peter Meier, 5205 St. Augustin 1 »Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestraße 56, Tel. (02221) 363551 



Drucksache 7/3977 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 Abgeordneter 
Hösi 

(CDU/CSU) 


Wurde in dem Gespräch zwischen dem Bundes- 
kanzler und dem Regierenden Bürgermeister 
von Berlin am 13. Juni 1975 entgegen der Ankündi- 
gung des Regierenden Bürgermeisters doch über die 
Lage Berlins gesprochen, und wurde Einvernehmen 
über die Beurteilung der neuen sowjetischen 
Drohungen gegen Berlin dahingehend erzielt, daß 
sich die westliche Seite einer unerträglichen Drohung 
und Herausforderung gegenübersehe, oder folgt 
der Regierende Bürgermeister der Auffassung des 
Bundeskanzlers, es handele sich lediglich um stilisti- 
sche Verschiebungen bzw. wie wird der sowjetische 
Vorstoß nunmehr beurteilt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 2. Juli 1975 

Am 13. Juni hat kein Gespräch zwischen dem Bundeskanzler und dem 
Regierenden Bürgermeister von Berlin stattgefunden, sondern viel- 
mehr eine Besprechung beim Bundeskanzler in größerem Kreise, an 
der neben anderen auch der Regierende Bürgermeister teilgenommen 
hat. Bei dieser Besprechung ist die Lage Berlins nicht erörtert worden. 

Was die in Ihrer Frage vermuteten Unterschiede in der Beurteilung der 
Lage Berlins durch den Bundeskanzler und den Regierenden Bürger- 
meister von Berlin betrifft, darf ich Sie auf die Ausführungen des Bun- 
deskanzlers in der Presskonferenz in Berlin vom 26. Juni verweisen, 
wo er das Bestehen von Meinungsunterschieden verneint hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter Wer hat die Kosten für den Empfang des Herrn r 
Dr. Kunz Brandt in der Deutschen Botschaft in Moskau 

(Weiden) bezahlt, und wie hoch waren sie? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 4. August 1975 

Der SPD-Vorsitzende, Bundeskanzler a. D. Willy Brandt, hat in Moskau 
keinen Empfang gegeben. Richtig ist, daß der Botschafter der Bundes- 
republik Deutschland anläßlich des Besuchs von Herrn Brandt am 
4. und 9. Juli 1975 jeweils einen Empfang für sowjetische und andere 
Gäste gegeben hat. Die Kosten hat der Botschafter aus der ihm zu- 
stehenden Aufwandsentschädigung bezahlt. 


3. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Volks- 
republik Polen führenden Mitgliedern wissenschaft- 
licher Institute, u. a. des „Instituts für Ostrecht in 
München“ und der „Deutschen Gesellschaft für 
Osteuropakunde“, den Sichtvermerk für die Ein- 
reise ohne Angabe von Gründen verweigert, und 
ist sie der Auffassung, daß durch ein solches Vor- 
gehen das Prinzip der Gegenseitigkeit in der Be- 
handlung wissenschaftlicher Institute seitens der 
Volksrepublik Polen nicht gewährleistet ist? 
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Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 6. August 1975 

Der Bundesregierung sind zwei Fälle bekannt, in denen Mitarbeitern 
der von Ihnen erwähnten wissenschaftlichen Institute Einreisesicht- 
vermerke für Polen zwar nicht verweigert, ihre Ausstellung jedoch 
so verzögert wurde, daß die beabsichtigten Reisen nicht durchgeführt 
werden kennten. 

In einem Fall lag eine Einladung der polnischen Akademie der Wissen- 
schaften zu einem Vortrag vor. Die Akademie hat dem Betroffenen 
gegenüber ihr Bedauern über die Gründe, die zu seiner Verhinderung 
führten, ausgesprochen. 

Im anderen Fall wurde das Auswärtige Amt eingeschaltet und hat sich 
über die Botschaft in Warschau in dieser Angelegenheit an das pol- 
nische Außenministerium gewandt. Die Sachdarstellungen beider 
Seiten sind widersprüchlich, so daß das Auswärtige Amt mit Erlaß vom 
9. Juli 1975 die Botschaft Warschau gebeten hat, den Fall erneut auf- 
zunehmen und sich nachdrücklich dafür einzusetzen, daß dem be- 
treffenden Mitarbeiter dieses Instituts bei erneuter Antragstellung ein 
Sichtvermerk erteilt wird. 

Während Mitarbeiter des Instituts für Ostrecht in München, soweit 
bekannt, außer in dem vorliegenden Fall bisher keine Anträge auf 
Einreisesichtvermerke für Polen gestellt haben, sind Mitarbeitern der 
Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde, u. a. deren Präsidenten, 
schon Einreisesichtvermerke für Polen erteilt worden. 

Die Bundesregierung vermag in der Behandlung der zwei erwähnten 
Falle durch die polnische Seite nicht eine Gefährdung des Prinzips 
der Gegenseitigkeit in der Behandlung wissenschaftlicher Institute zu 
sehen. Sie wird jedoch wie bisher in Fällen, die ihr bekannt werden, 
vermittelnd, auch unter dem Gesichtspunkt der Gegenseitigkeit, ein- 
greifen. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Erteilung von 
Einreisesichtvermerken der souveränen Entscheidung eines jeden 
Staates überlassen ist ; es gibt keine Verpflichtung zur Bekanntgabe 
von Gründen für die Verweigerung von Sichtvermerken. 


4. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der britischen 
Protokollerklärung zu dem Abkommen über die 
Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisati- 
onen der Vereinten Nationen, mit der das Ver- 
einigte Königreich denVorbehalt der DDR bezüg- 
lich der obligatorischen Gerichtsbarkeit des Inter- 
nationalen Gerichtshofes als unberechtigt zurück- 
wies, gegenüber dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen beizutreten, und sollte dies nicht der Fall 
sein, aus welchem Grunde? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 12. August 1975 

Da das Völkerrecht einen Beitritt zu der Einspruchserklärung eines 
anderen Staates nicht kennt, verstehe ich Ihre Frage dahingehend, 
ob die Bundesregierung beabsichtigt, den Vorbehalt der DDR be- 
züglich der obligatorischen Gerichtsbarkeit des Internationalen Ge- 
richtshofes ebenfalls als unberechtigt zurückzuweisen. Diese Frage 
beantworte ich mit nein. 

Die DDR hat bei ihrem Beitritt zu dem Abkommen vom 21. November 
1947 über die Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisationen 
der Vereinten Nationen am 4. Oktober 1974 einen Vorbehalt ein- 
gelegt und erklärt, daß sie sich an die Bestimmungen der §§24 und 32 
der Konvention, die die obligatorische Gerichtsbarkeit des Internationa- 
len Gerichtshofes vorsehen, nicht gebunden betrachte. Bei diesem Vor- 
behalt handelt es sich um eine routinemäßige Erklärung, die die sozia- 
listischen Staaten in den letzten Jahren bei der Ratifizierung oder dem 
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Beitritt zu den verschiedensten multilateralen Übereinkommen ab- 
gegeben haben, in denen für Streitigkeiten über die Auslegung oder 
Anwendung des Übereinkommens die obligatorische Gerichtsbarkeit 
des Internationalen Gerichtshofes in Den Haag festgelegt war. Zu dem 
hier in Frage stehenden Abkommen über die Vorrechte und Be- 
freiungen der Sonderorganisationen der Vereinten Nationen haben ähn- 
liche Vorbehalte wie die DDR in den letzten Jahren beispiels- 
weise folgende Staaten erklärt: Rumänien, Kuba, Polen, Sowjetunion, 
Ungarn und die Mongolische Volksrepublik. 

Das Vereinigte Königreich hat alle diese Vorbehalte als unberechtigt 
zurückgewiesen. Die Bundesregierung hat dagegen zu keinem dieser 
Vorbehalte eine entsprechende Erklärung abgegeben, weil sie diesen 
Vorbehalten keine besondere Bedeutung beimißt. Der Vorbehalt 
betrifft insbesondere nicht den materiellen Gehalt des Abkommens, 
sondern nur Verfahrensfragen bei Streitigkeiten über die Auslegung 
und Anwendung des Abkommens. Diese Probleme sind weitgehend 
rechtstheoretischer Natur, da bis heute z. B. kein Fall bekannt gewor- 
den ist, daß ein Staat wegen der Anwendung oder Auslegung des bereits 
vor nahezu 30 Jahren verabschiedeten Abkommens den Internationalen 
Gerichtshof angerufen hätte. 


5. Abgeordneter 
Schedl 
(C DLJ/C SU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die auf der 
dänischen Insel Livo seit mehreren Wochen leben- 
den über 200 südvietnamesischen Kinder von der 
dänischen Regierung nach Saigon zwangsweise 
zurückgeschickt werden sollen, und wäre die Bun- 
desregierung aus humanitären Gründen gegebenen- 
falls bereit, für die Aufnahme und auch für die 
Betreuung dieser südvietnamesischen Kinder im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu sorgen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. August 1975 

Die dänische Regierung hat die auf der Insel Livo lebenden 200 süd- 
vietnamesischen Kinder seinerzeit gemäß § 24 der IV. Genfer Kon- 
vertion vorübergehend in Dänemark aufgenommen, um sie vor den 
Kriegshandlungen in ihrem Heimatstaat zu schützen. Den Status von 
politischen Flüchtlingen haben die Kinder nicht erhalten. 

Mit dem Ende der Kriegshandlungen in Südvietnam ist der Grund für 
die Aufnahme der Kinder in Dänemark, nämlich der Schutz vor Kriegs- 
handlungen, weggefallen. Die dänische Regierung steht daher jetzt 
vor der Entscheidung, ob die Kinder in einer ihnen fremden europäi- 
schen Umgebung bleiben oder aber in die ihnen vertraute Umgebung in 
ihrem Heimatstaat zurückkehren sollen. Diese Entscheidung ist allein 
von der dänischen Regierung zu treffen. 

Die dänische Regierung hat zu verstehen gegeben, daß die Entscheidung 
sich ausschließlich nach den wohlverstandenen Interessen der Kinder 
richten werden; dabei sollen die Kinder, die das 14. Lebensjahr vollen- 
det haben, selbst entscheiden, ob sie einen Antrag auf Gewährung von 
Asyl stellen oder nach Südvietnam zurückkehren wollen. Was die 
Haltung der südvietnamesischen Regierung betrifft, hat diese angeblich 
erklärt, daß einer eventuellen Rückführung der Kinder nichts im Wege 
stehe. 

Nach dieser Sach- und Rechtslage kann von einem ,, zwangsweisen 
Zurückschicken“ der Kinder nach Vietnam keine Rede sein. Für die 
Bundesregierung kann sich daher auch die Frage einer Übernahme 
der Kinder in das Bundesgebiet nicht stellen. 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg, CDU/CSU, ver- 
wiesen (Deutscher Bundestag, Nachtrag Stenographischer Bericht 
der 165. Sitzung am 18. April 1975). 
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6. Abgeordneter Auf welche Weise hat die Bundesregierung dafür 

Picard gesorgt, bzw. welche Schritte wird sie unternehmen, 

(CDU/CSU) um zu erreichen, daß deutsche Staatsbürger in 

Indien, die keinen diplomatischen Status haben, 
vor willkürlichen Verhaftungen gesichert sind 
und trotz der nun auch auf Ausländer ausgedehnten 
Maßnahmen des Ausnahmezustandes die Garantien 
eines Rechtsstaates genießen? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. August 1975 

Auf Grund der Zweiten Ergänzung des „Gesetzes über die Aufrechter- 
haltung der inneren Sicherheit“ (MISA) von 1971, die die indische 
Regierung am 16. Juli 1975 auf dem Verordnungswege erlassen hat, 
ist den unter diesem Gesetz festgenommenen Personen die Anrufung 
eines Gerichts verwehrt. Es handelt sich hierbei um eine öffentlich- 
rechtliche Regelung, die automatisch auch auf Ausländer Anwendung 
findet; im vorliegenden Fall wird dies durch einen Klammersatz in 
der Verordnung ausdrücklich betont. 

Unmittelbar nach dem Bekanntwerden dieser Verordnung hat das 
Auswärtige Amt sich wegen ihrer Erläuterung an die indische Bot- 
schaft gewandt und die Botschaft New Delhi angewiesen, im gleichen 
Sinne bei der indischen Regierung unmittelbar vorstellig zu werden. 

Von indischer Seite ist inzwischen betont worden, daß deutsche Staats- 
angehörige in Indien, die die geltenden Gesetze beachten und sich 
einer Einmischung in innerindische Angelegenheiten enthalten, für 
ihre Person nichts zu befürchten haben. Von Verhaftungen unter der 
neuen Verordnung ist bisher kein Deutscher übrigens auch kein An- 
gehöriger eines anderen europäischen Staates betroffen gewesen. 

Gemäß der Verordnung muß eine Verhaftung binnen 20 Tagen der 
Zentralregierung gemeldet werden, die innerhalb von vier Monaten 
prüft, ob die Haft weiter aufrecht erhalten werden muß. 

Die zuständigen indischen Behörden haben auf Anfrage übrigens ver- 
sichert, daß es auch den unter den Regelungen des Ausnahmezustandes 
eventuell verhafteten Ausländern nicht verwehrt werde, mit ihren Bot- 
schaften Kontakt aufzunehmen. 

In der Vergangenheit haben die indischen Behörden ausländische Ver- 
tretungen stets schnell von Verhaftungen ihrer Staatsangehörigen 
unterrichtet, und ihnen dadurch deren umgehende rechtliche Betreuung 
ermöglicht. Es besteht kein Grund zu der Annahme, daß diese Praxis 
geändert wird. 


7. Abgeordneter Trifft es zu, daß der ZDF-Korrespondent Gunter 
Reiser P£us auf Grund von Hinweisen von Geschäftsleuten 

(SPD) und Politikern aus der Bundesrepublik Deutschland 

wegen „Entstellungen und Voreingenommenheit“ 
bei seiner Berichterstattung über die Republik Süd- 
afrika aus dem Land ausgewiesen worden ist, und 
kennt die Bundesregierung die Begründung der 
Regierung der Republik Südafrika für diesen Schritt? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung hat die südafrikanische Regierung durch die Bot- 
schaft in Pretoria wissen lassen, daß sie Maßnahmen bedauert, welche 
die Freiheit der Berichterstattung einschränken, und daß negative 
Auswirkungen in der deutschen Öffentlichkeit nicht auszuschließen 
sind. Die südafrikanische Regierung wurde außerdem nach den Gründen 
für die Ausweisung gefragt. 
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Aus der Antwort der südafrikanischen Regierung geht hervor, daß die 
Maßnahme nicht auf Hinweise aus der Bundesrepublik Deutschland 
zurückzuführen ist. Der aktuelle Grund für die Rücknahme des Visums 
sei die Tatsache gewesen, daß Herr P6us ,,ohne Arbeitserlaubnis“ in 
Soweto/Johannesburg einen Film gedreht habe. Darüber hinaus kriti- 
siert die südafrikanische Regierung die gesamte journalistische Tätig- 
keit der Herrn P6us: sie sei voreingenommen, tendenziös und teilweise 
sachlich falsch. 

Die Bundesregierung hat die südafrikanische Regierung auf die Infor- 
mationsfreiheit südafrikanischer Stellen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hingewiesen und ihre Sorge ausgedrückt, daß Maßnahmen wie im 
Falle P6us die beiderseitigen Beziehungen auf dem Informationssektor 
beeinträchtigen könnten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die südafrikanische Regierung 
diese Problematik erkennt und ihrerseits bemüht ist, diese möglichen 
nachteiligen Auswirkungen zu vermeiden. 


Wie ist es zu erklären, daß der Schah von Persien, 
von „Stern“-Reportern befragt, was ihn gehindert 
habe, den Leopard-Panzer zu kaufen, geantwortet 
hat: ,,Zu teuer. Die Bedingungen waren unmöglich. 
Sie besagten, daß, wenn irgendwo in der Welt 
jemand niest, die Deutschen sofort die Lieferung 
einstellen würden . . (,, Stern“, Nr. 30, 17. Juli 
1975, S. 81)? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1975 

Der iranischen Regierung sind von deutschen Firmen Angebote für die 
Fertigung eines Panzers in Iran gemacht worden. Im Herbst 1974 
hat die iranische Regierung diese Angebote - möglicherweise auch aus 
Kostengründen -• abgelehnt. 

Die angebliche Bemerkung, die Schah Reza Pahlevi in seinem Interview 
mit dem „Stern“ zu den Bedingungen gemacht haben soll, konnte sich 
darauf beziehen, daß in einem der Angebote eine Liefergarantie für den 
Fall höherer Gewalt seitens der Firma ausgeschlossen worden ist. 


8. Abgeordneter 
Damm 
(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung auf die Regierung der 
Volksrepublik Polen dahingehend einzuwirken, daß 
den Deutschen in Polen sowie auch den polnischen 
Staatsangehörigen deutschen Volkstums das gleiche 
Recht des Zusammenschlusses eingeräumt wird, 
wie es die Bundesrepublik Deutschland selbstver- 
ständlich den hier lebenden Polen und deutschen 
Staatsangehörigen polnischer Nationalität zum Bei- 
spiel im „Bund der Polen - Eintracht (Zgoda) e. V.“, 
„Deutsch-Polnische Gesellschaft e. V.“ und „Bund 
der Polen in Deutschland“, gewährt? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1975 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn den in Polen lebenden 
Personen deutscher Volkszugehörigkeit die Möglichkeit zum Zusam- 
menschluß eingeräumt werden könnte. 

Sie hat bereits auf eine Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (Druck- 
sache 7/3481 Frage A 1 16) erklärt, daß sie die Schaffung sprachlicher 
und kultureller Einrichtungen für Angehörige dieses Personenkreises 
für wünschenswert hielte. 


9. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 
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Da die polnische Regierung jedoch bekanntlich diesen Personenkreis 
als eigene Staatsangehörige ansieht und sich die Volksrepublik Polen 
als ein Staat polnischer Nation betrachtet, erkennt sie Minderheiten 
im Gegensatz zu anderen osteuropäischen Staaten grundsätzlich nicht 
an. Dies gilt übrigens nicht nur für deutsche, sonder prinzipiell auch 
für alle anderen Volksgruppen, wobei allerdings historisch gesehen 
die Auseinandersetzung mit der deutschen Minderheit eine besondere 
Rolle spielt. 

Bei dieser Sachlage hält die Bundesregierung Erleichterungen — im 
Sinne der Gewährung des von Ihnen erwähnten Rechts auf Zusam- 
menschluß - nur im Wege einer konsequenten Fortführung des deutsch- 
polnischen Verständigungsprozesses für erreichbar. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt stehen andere Fragen, insbesondere die 
Fragen der Umsiedlung, im Vordergrund. 


10. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung auf die Ankündi- 
gung der isländischen Regierung, die 200-Seemeilen- 
Zone offiziell zu verkünden, zu reagieren; wird sie 
neue Verhandlungen in Gang setzen oder will sie 
sich darauf beschränken, die Rechtsprobleme vor 
dem Internationalen Gerichtshof klären zu lassen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach der Ankündigung der islän- 
dischen Regierung, mit Wirkung vom 15. Oktober 1975 die islän- 
dische Fischereizone auf 200 sm zu erweitern, im isländischen Außen- 
ministerium gegen diese einseitige isländische Maßnahme protestiert. 
Sie hat dabei ihrem Bedauern und ihrer Betroffenheit über das is- 
ländische Vorgehen Ausdruck gegeben, das von dem derzeit geltenden 
Völkerrecht nicht gedeckt ist. Die Bundesregierung hat klargestellt, 
daß sie dieses erneute einseitige Vorgehen der isländischen Regierung 
weder anerkennen kann noch als hilfreich betrachtet, um die wegen der 
Fischereizonenfrage bereits bestehenden Meinungsverschiedenheiten 
auszuräumen. 

Unabhängig davon hat die Bundesregierung auch bei dieser Gelegenheit 
ihre fortbestehende Verhandlungsbereitschaft betont. Sie wird weiter 
versuchen, Island zur Aufnahme von Verhandlungen zu bewegen, für 
die von deutscher Seite bereits im Mai konkrete Vorschläge gemacht 
worden sind. Der Bundesregierung ist nach wie vor an dem baldigen 
Abschluß eines Fischereiabkommens mit Island gelegen, das den beider- 
seitigen fischereiwirtschaftlichen Interessen Rechnung trägt. 


1 1 . Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
Dr. Hupka warum trotz - wie versichert wird - ständiger Kon- 

(CDU/CSU) takte mit der Volksrepublik Polen und den soge- 

nannten Interventionsnotizen der deutschen Bot- 
schaft in Warschau, die Aussiedlung der Deutschen 
jenseits von Oder und Neiße ständig rückläufig ist? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1975 

Nach den mir vorliegenden Unterlagen hat die Zahl der Umsiedler aus 
Polen im Monat Juli 1975 im Gegensatz zu der Ihrer Frage zugrunde 
liegenden Feststellung gegenüber den Vormonaten wieder zugenommen. 

Auf Grund der in der Frage der Umsiedlung in Helsinki mit der pol- 
nischen Seite getroffenen Vereinbarung gehe ich davon aus, daß diese 
Entwicklung anhalten und die Zahl der monatlichen Ausreisen weiter 
zunehmen wird. 
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12. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung für das Eigentum 

Dr. Hupka deutscher Staatsbürger unternommen, deren Eigen- 

(CDU/CSU) tum auf der Insel Zypern sich im türkisch besetzten 

Teil der Insel befindet und seit der türkischen 
Invasion beschlagnahmt ist, ohne daß den deutschen 
Eigentümern bislang ein Zugang zu ihrem Eigentum 
eingeräumt worden wäre? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. August 1975 

Sofort nach Waffenstillstand hat unsere Botschaft in Nikosia damit 
begonnen, deutsche Häuser und Wohnungen im türkisch besetzten 
Teil Zyperns zu kennzeichnen, in Einzelfällen Wertsachen und Do- 
kumente in Verwahrung zu nehmen, türkische Verwaltungs-, Polizei- 
und Militärdienststellen um Schutzmaßnahmen zu bitten und bei der 
zustänidgen zypern-türkischen Behörde Listen des erfaßten deutschen 
Eigentums anzulegen. Unser Botschafter ist in dieser Angelegenheit 
auch wiederholt bei Herrn Denktasch vorstellig geworden. Darüber 
hinaus wurden deutsche Eigentümer und Firmenvertreter bei ihren 
Vorsprachen bei der türkischen Verwaltung und der Inspektion ihres 
Eigentums von Botschaftsangehörigen begleitet und unterstützt. 

Inzwischen hat unsere Botschaft die Registrierung des gesamten ihr 
gemeldeten deutschen Eigentums in Zypern bei der zypern-türkischen 
Verwaltung veranlaßt. Es handelt sich um 31 Wohnungen und Häuser 
zum Teil mit Einrichtung, sechs Grundstücke, etliche Boote und PKWs 
sowie Warensendungen von ca. 100 Firmen. Der geschätzte Gesamt- 
wert beläuft sich auf 12 Millionen DM. 

Als durch zunehmende Einschränkung der Bewegungsfreiheit unserer 
Botschaftsangehörigen im türkischen Teil Zyperns Schutzmaßnahmen 
schwieriger wurden, wurde die Botschaft Ankara eingeschaltet, die 
sich inzwischen durch eine Reihe von Demarchen beim türkischen 
Außenministerium für Inspektionsmöglichkeiten und ungehinderten 
Zugang deutscher Staatsangehöriger zu ihrem Eigentum eingesetzt hat. 

Bereits Mitte November 1974 wurde von der türkischen Regierung 
grundsätzlich die Anerkennung der Rechte deutscher Eigentümer 
erwirkt, die jedoch von sorgfältiger Prüfung der Eigentumsverhältnisse 
in jedem Einzelfall abhängig gemacht wird. Mit Note vom 24. März 
1975 hat die Botschaft Ankara der türkischen Regierung mitgeteilt, 
daß sich die Bundesregierung Schadensansprüche wegen Verlustes 
deutschen Eigentums auf Zypern Vorbehalte. 

Die Botschaften in Nikosia und Ankara bleiben weiterhin bemüht, 
deutsches Eigentum in Zypern vor Beschädigungen oder Plünderungen 
zu bewahren, blockierte Warensendungen frei zu bekommen und 
deutsche Eigentümer in jeder Weise bei der Geltendmachung ihrer 
Ansprüche zu unterstützen. 

13. Abgeordneter Ist die Meldung des „Spiegels“ vom 9. Juni 1975 

Dr. Czaja ganz oder teilweise zutreffend, wonach ein Staats- 

(CDU/CSU) sekretärausschuß der Bundesregierung die künftige 

Direktwahl von Berliner Abgeordneten für das 
Europaparlament (im Einklang mit den Verträgen 
der Europäischen Gemeinschaft, die keine Be- 
schränkung bei der Zugehörigkeit Berlins vorsehen) 
als rechtens ansieht, während Kanzler und Außen- 
minister dies als „nicht opportun“ verworfen haben? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 13. August 1975 

Zur Frage zur Einführung der Direktwahl zum EP liegt bisher lediglich 
ein Entschließungsentwurf des Europäischen Parlaments vom 14. Ja- 
nuar 1975 vor. Der Ministerrat der EG hat sich bisher mit den materiel- 
len Problemen der Direktwahl noch nicht befaßt. Gleichwohl haben die 
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zustündigen Bundesministerien zur Vorbereitung einer solchen Dis- 
kussion die damit zusammenhängenden Probleme einschließlich der 
Berlin berührenden Fragen einer ersten Prüfung unterzogen. Diese 
Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Das Bundeskabinett ist bisher 
mit der Frage nicht befaßt. Bevor es eine Entscheidung trifft, sind 
im übrigen die drei alliierten Mächte zu konsultieren. 

Die Bundesregierung wird alle relevanten Gesichtspunkte abwägen, 
um zu einer Lösung zu kommen, die voll die Interessen Berlins be- 
rücksichtigt. 


14. Abgeordneter 
Wende 

(SPD) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um 
nach der Wiederaufnahme der Diplomatischen 
Beziehungen zu Kuba auch die Sport-, Jugend- und 
Kulturbeziehungen zu diesem Land zu verbessern 
und zu fördern? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1975 

Seit der Wiederaufnahme diplomatischer Beziehung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Kuba am 23. April 1975 und der 
Errichtung von Botschaften in Havanna und Bonn haben noch keine 
bilateralen Gespräche über konkrete Vorhaben hinsichtlich des Ausbaus 
kultureller Verbindungen zwischen beiden Staaten stattgefunden. Im 
Rahmen der Intensivierung unserer Beziehungen mit Kuba auf allen 
Gebieten wird die Bundesregierung auch die Kultur-, Sport- und Ju- 
gendbeziehungen angemessen einbeziehen. Vorbereitende Überlegungen 
über die Möglichkeiten auf unserer Seite sind bereits angestellt worden. 
Die Durchführung hängt verständlicherweise auch von den Wünschen 
und Interessen der kubanischen Seite ab. 


15. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung und die 
Polnische Regierung hätten sich unter anderem 
darüber verständigt, daß Polen 120 000 Umsiedler 
ausreisen läßt, und wie rechtfertigt - bejahenden- 
falls - die Bundesregierung den darin enthaltenen 
Verzicht auf die Ausreise der Mehrheit der unter 
polnischer Herrschaft lebenden Deutschen, die ihre 
Umsiedlung beantragt haben? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1975 

Es trifft zu, daß die polnische Regierung in der am Rande des KSZE- 
Gipfels in Helsinki erzielten Übereinkunft über die Umsiedlung er- 
klärt hat, daß im Laufe der nächsten vier Jahre etwa 120 000 bis 
125 000 Angehörige der unter die Kriterien der „Information der 
Regierung der Volksrepublik Polen“ fallenden Personengruppen die 
Genehmigung zur Ausreise aus Polen erhalten werden. 

Durch eine Offenhaltungsklausel ist jedoch ausdrücklich festgelegt, 
daß der vorstehend genannte Personenkreis auch im Anschluß hieran 
Anträge auf Erteilung der Ausreisegenehmigung stellen kann. 

Von einem Verzicht auf die Ausreisegenehmigung kann daher keine 
Rede sein. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter Welche Hindernisse stehen nach Ansicht der Bundes- 
Seefeld regierung der sofortigen Einführung einer ,,Euro- 

(SPD) päischen Paß-Union“ im Wege, und was gedenkt die 

Bundesregierung in dieser Angelegenheit zu tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 5. August 1975 

Voraussetzung für die Einführung einer europäischen Paß-Union ist 
eine entsprechende Einigung der beteiligten Staaten. Ein erster Schritt 
in dieser Richtung ist der Beschluß der Regierungschefs der neun 
EG-Staaten auf dem Gipfeltreffen am 9. und 10. Dezember 1974. 
Danach soll eine Arbeitsgruppe eingesetzt werden, die die Möglich- 
keit prüfen soll, eine Paß-Union zu schaffen und bereits vorher einen 
einheitlichen Paß einzuführen. Ein entsprechender Entwurf, so heißt 
es in dem Beschluß weiter, sollte den Regierungen der Mitgliedstaaten 
nach Möglichkeit vor dem 31. Dezember 1976 vorgelegt werden. Der 
Entwurf werde insbesondere eine schrittweise Harmonisierung der 
Ausländergesetzgebung sowie die Abschaffung der Paßkontrolle inner- 
halb der Gemeinschaft vorsehen. 

Auf dem Gipfeltreffen am 16. und 17. Juli 1975 haben die Regierungs- 
chefs der neun EG-Staaten den EG-Rat (Außenminister) aufgefordert, 
die Arbeiten über die Errichtung einer Paß-Union voranzubringen und, 
wenn möglich bis zum Jahresende, einen Bericht zu erstellen. Im 
Hinblick darauf hat der Vorsitzende des EG-Rates eine Arbeitsgruppe 
zum 11. und 12. September 1975 zu ihrer ersten Arbeitssitzung ein- 
geladen. Es wird ihre Aufgabe sein, die Bedingungen und Fristen für 
die Einführung der Paß-Union zu prüfen und dem Europäischen Rat 
(Regierungschefs) zu den vorgegebenen Terminen zu berichten. Die 
Bundesregierung wird die Bemühungen um eine Europäische Paß-Union 
wie bisher mit Nachdruck unterstützen, ohne dabei nationale Interessen, 
insbesondere Sicherheitsbelange zu vernachlässigen. Sie wird insoweit 
vor allem die Feststellung der Ständigen Konferenz der Innenminister 
des Bundes und der Länder im Programm für die Innere Sicherheit in 
der Bundesrepublik Deutschland vom Februar 1974 berücksichtigen, 
daß ein Abbau der Grenzkontrollen erst dann in Betracht kommen 
kann, wenn durch Gemeinschaftsrecht oder in sonstiger Weise ein Aus- 
gleich für das durch Wegfall der Kontrollen an den Binnengrenzen 
entstehende Sicherheitsdefizit geschaffen ist. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bayerische 
Staatsregierung beabsichtigt, Werkschutzleute bei 
Atomkraftwerken wie beispielsweise Gund- 
remmingen mit Handfeuerwaffen auszurüsten 
und teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Sicherheitsvorkehrungen bei Atomkraft- 
werken ausreichen und deshalb die Ausrüstung 
von Werkschutzleuten mit Handfeuerwaffen nicht 
gerechtfertigt erscheint? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 5. August 1975 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bayerische Staatsregierung 
wie auch andere Landesregierungen in den atomrechtlichen Genehmi- 
gungs- und Aufsichtsverfahren die betreiberseitige Aufstellung eines 
bewaffneten Werkschutzes bei Atomkraftwerken unter Berücksichti- 
gung aller sonstigen Vorkehrungen als eine notwendige Maßnahme zur 
Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 4 
des Atomgesetzes betrachtet. Hiergegen hat die Bundesregierung keine 
Bedenken. 


17. Abgeordneter 

Fellermaier 

(SPD) 
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Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß bei Atomkraftwerken 
ein sehr hohes und ausreichendes Maß an technischen Sicherheits- 
vorkehrungen gegen das Auftreten und zur Beherrschung von Stör- 
fällen getroffen wird. Sie ist der Ansicht, daß darüber hinaus auch die 
administrativ-organisatorischen Maßnahmen zur Verhinderung der 
mißbräuchlichen Verwendung der Kernenergie den hohen Anforde- 
rungen angemessen zu genügen haben. 

Neben spezifischen technischen und baulichen Maßnahmen betrachtet 
sie die auch in anderen als kerntechnischen Bereichen der Objekt- 
sicherung (beispielsweise bei Geldtransporten) übliche Bewachung 
durch einen erforderlichenfalls bewaffneten Werkschutz als eine geeig- 
nete Maßnahme gegen unbefugte, gewaltsame Einwirkungen Dritter. 

Eine entsprechende Empfehlung wurde den atomrechtlichen Geneh- 
migungs- und Aufsichtsbehörden der Länder bereits im Jahr 1972 
durch den für die Zweckmäßigkeitsaufsicht nach Artikel 85 des Grund- 
gesetzes zuständigen Bundesminister zur Beachtung gegeben. 

Die Auffassung der Bundesregierung stimmt im übrigen voll überein 
mit einem zum Thema Sabotageschutz bei kerntechnischen Anlagen 
im Frühjahr des laufenden Jahres ergangenen Beschluß der Konferenz 
der Innenminister/Innensenatoren des Bundes und der Länder. Darin 
wird unter dem Gesichtspunkt der vom Anlagenbetreiber zu erbringen- 
den Sicherungsmaßnahmen auf die besondere Bedeutung eines Werk- 
schutzes hingewiesen, bei welchem zur Erfüllung seiner Aufgaben auch 
die Ausrüstung mit Schußwaffen erforderlich sein kann. 


18. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Wer ist dafür verantwortlich, daß im Gegensatz 
zum übrigen Bundesgebiet, wo nach der Rechts- 
verordnung zu § 62 des Bundesgrenzschutzge- 
setzes (BGSG) Zuständigkeiten und Befugnisse 
von Bundesgrenzschutz (BGS) und Zoll an der 
Grenze arbeitsteilig geregelt sind, in Bayern weiter- 
hin an allen Grenzübergängen bayerische Grenz- 
polizei und Zoll nebeneinander ,, Doppelposten“ 
stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 11. August 1975 

Nach § 1 Nr. 1 BGSG obliegt der grenzpolizeiliche Schutz des Bundes- 
gebietes dem Bundesgrenzschutz, soweit nicht ein Land im Einver- 
nehmen mit dem Bund Aufgaben des polizeilichen Einzeldienstes mit 
eigenen Kräften wahrnimmt. Der Gesetzgeber wollte mit dieser Ein- 
schränkung die Fortführung der bereits vor Inkrafttreten des BGSG 
bestehenden Praxis ermöglichen, wonach die polizeiliche Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs an den Grenzübergangsstellen im 
Bereich des Landes Bayern durch die Bayerische Grenzpolizei wahr- 
genommen wird. Das in § 1 Nr. 1 vorgesehene Einvernehmen ist nach 
§ 63 BGSG in einer schriftlichen Vereinbarung zwischen dem Bundes- 
minister des Innern und dem beteiligten Land herzustellen. 

Auf dieser Grundlage ist am 3. Juli 1975 (BAnz 124/75) ein Verwal- 
tungsabkommen zwischen dem Bundesministerium des Innern und der 
Bayerischen Staatsregierung über die Wahrnehmung von Aufgaben des 
grenzpolizeilichen Einzeldienstes in Bayern abgeschlossen worden, 
nach dem die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs an den Grenzübergangsstellen in Bayern durch die Bayerische 
Grenzpolizei wahrgenommen wird. 

Dementsprechend sind in der Anlage zur Verordnung über die Über- 
tragung von Grenzschutzaufgaben auf die Zollverwaltung vom 25. März 
1975 (BGBl. I S. 1068) keine Grenzübergangsstellen im Bereich des 
Landes Bayern aufgeführt. 
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Sieht die Bundesregierung eventuell auch mittel- 
fristige Möglichkeiten, mit der Bayerischen Staats- 
regierung z. B. ein Verwaltungsabkommen abzu- 
schließen, das in analoger oder modifizierter Anwen- 
dung der Rechtsvei Ordnung zu § 62 Bundesgrenz- 
schutzgesetz (BGSG) die Übertragung der polizei- 
lichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs an einem Teil der Übergänge dem Zoll und an 
einem anderen Teil der bayerischen Grenzpolizei 
überträgt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 11. August 1975 

Eine Regelung, die im Bereich des Landes Bayern die polizeiliche Kon- 
trolle des grenzüberschreitenden Verkehrs an einem Teil der Übergänge 
von der Zollverwaltung ermöglich!, wäre rechtlich unbedenklich. 
Voraussetzung wäre aber eine Änderung des Einvernehmens mit dem 
Land Bayern und eine entsprechende Änderung des vorerwähnten 
Verwaltungsabkommens vom 3. Juli 1975. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, an das Land Bayern mit einem 
entsprechenden Vorschlag heranzutreten. Die Bayerische Grenzpolizei 
nimmt die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
in ordnungsgemäßer Weise wahr. 


19. Abgeordneter 

Dr, Wernitz 

(SPD) 


20. Abgeordneter Wo ist in Unterfranken der Standort des Ret- 
Biehle tungshubschraubers nach dem Vollzugsplan 

(CDU/CSU) zum Verkehrssicherheitsprogramm 1973 (Druck-, 

Sache 7/3685) vorgesehen, da in der Unterrichtung 
der Bundesregierung (Anlage 48) dazu jede Angabe 
fehlt, und wann kann mit dem Einsatz von einem 
unterfränkischen Standort für diesen Rettungshub- 
schrauber gerechnet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 1 1 . August 1975 

Die durch den Bund beschafften Hubschrauber des Katastrophen- 
schutzes stehen dem Rettungsdienst als zusätzliches Potential unein- 
geschränkt gemäß § 14 Abs. 3 des Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 776) zur Ver- 
fügung. 

Nach der Stationierungsplanung der Hubschrauber im Katastrophen- 
schutz und Rettungsdienst sollte im Einvernehmen mit dem Baye- 
rischen Staatsministerium des Innern die nächste Station am 1. Sep- 
tember 1975 in Schweinfurt, Unterfranken, eingerichtet werden. Aus 
Gründen, die vom Bundesministerium des Innern nicht zu vertreten 
sind, wurde dieser Zeitpunkt verschoben. Es ist nunmehr im Einver- 
nehmen mit dem Bayerischen Staatsminsterium des Innern beabsich- 
tigt, den Rettungshubschrauber in Schweinfurt voraussichtlich am 
1. April 1976 in Dienst zu stellen. 


21. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der ,,Bund der 
Vertriebenen“ (BdV) am 18. Juni 1975 an die 
Kinder der Aussiedler-Klasse in der integrierten 
Gesamtschule Braunschweig-West Atlanten verteilte, 
die Deutschland in den Grenzen von 1937 zeigen 
und weder die Existenz der Bundesrepublik Deutsch- 
land noch die der DDR zur Kenntnis nehmen und 
daß jedem Atlas eine Tafel Schokolade beigefügt war? 
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22. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Propaganda- 
aktion des BdV in die Diskussion einzubeziehen, 
wenn mit dem BdV über die sinnvolle Verwendung 
öffentlicher Steuergelder gesprochen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 14. August 1975 

Die Bundesregierung war über die Verteilung von Atlanten durch den 
Bund der Vertriebenen (BdV) am 18. Juni 1975 an Kinder der Aus- 
siedler-Klasse in der Gesamtschule in Braunschweig-West nicht unter- 
richtet. 

Auf Anfrage hat der BdV Bonn mitgeteiit. daß vom Kreisverband 
Braunschweig auf seine Kosten der Atlas ..Ostdeutschland und die 
deutschen Siedlungsgebiete in Ost- und Südeuropa in Karte. Bild und 
Wort“ verteilt worden ist. 

Der mir vorliegende Atlas aus dem Südwest Verlag München enthält 
neben Text und Bildern zahlreiche Karten, in denen jeweils ohne 
nähere Bezeichnung des Landes die Grenzlinien der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR eingezeichnet sind. Insofern trifft es nicht 
zu, daß der Atlas weder von der Existenz der Bundesrepublik Deutsch- 
land noch von der der DDR Kenntnis nimmt. 

Da der Kreisverband Braunschweig des BdV diese Atlanten auf eigene 
Kosten verteilt hat, kann die Aktion nicht in die Erörterung der sinn- 
vollen Verwendung öffentlicher Steuergelder einbezogen werden. 


23. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Was sind die Gründe, daß bisher ein großer Teil 
von Bewerbern für den öffentlichen Dienst aus 
ländlichen Bereichen sich verpflichten mußten, 
in Großstädten Dienst zu tun, um eingestellt zu 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 13. August 1975 

Die Betriebsverwaltungen des Bundes werben wegen fortbestehender 
Schwierigkeiten der Nachwuchsgewinnung Beamtenanwärter für eine 
spätere Beschäftigung in den Bedarfsschwerpunkten (Großstädten) 
grundsätzlich auch in ländlichen Gebieten. Diese Bediensteten werden 
in der Regel in der Nähe des bisherigen Wohnorts ausgebildet und 
anschließend nach den jeweiligen betrieblichen Notwendigkeiten zur 
Dienstleistung in den Ballungszentren eingesetzt. Diese Handhabung 
steht im Einklang mit den beamtenrechtlichen Vorschriften, nach 
denen bei entsprechendem dienstlichen Bedürfnis ein Beamter auch 
ohne seine Zustimmung innerhalb des Geschäftsbereichs versetzt 
werden darf. 

Die Betriebsverwaltungen halten es dabei im Rahmen ihrer Fürsorge- 
pflicht für geboten, diese Bewerber schon vor ihrer Einstellung auf die 
Möglichkeit oder die Absicht einer späteren Versetzung ausdrücklich 
aufmerksam zu machen. Dementsprechende Hinweise werden des- 
halb den Bewerbern bzw. den Erziehungsberechtigten mit der Bitte 
vorgelegt, die Kenntnisnahme unterschriftlich zu bestätigen. Eine 
Verpflichtungserklärung wird dagegen nicht verlangt; sie wäre nach 
den beamtenrechtlichen Vorschriften auch nicht erforderlich. 

Durch das derzeitige Verfahren der Nachwuchsgewinnung sind die 
Betriebsverwaltungen in der Lage, eine dauernde Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst auch Interessenten aus solchen Bezirken anzu- 
bieten, in denen selbst keine unmittelbaren Verwendungsmöglich- 
keiten bestehen. Die Bundesregierung sieht hierin auch einen wert- 
vollen Beitrag zu den Bemühungen um weitere Arbeitsplatzbeschaffung. 
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24. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, das 
mit Bundesmitteln unterstützte Freiheitsmuseum 
in Rastatt einer breiteren Öffentlichkeit auch 
außerhalb Baden-Württembergs bekannt zu machen, 
und im Zusammenhang damit oder auch gesondert 
den Gedanken der Freiheitsbewegung stärker im 
Bewußtsein der Bürger zu verankern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 14. August 1975 

Die Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegungen in der deutschen 
Geschichte wurde im Juni 1974 eröffnet. Die Bundesregierung hat sich 
stets bemüht, diese Einrichtung einer breiteren Öffentlichkeit, und zwar 
auch außerhalb Baden-Württembergs, bekannt zu machen. Daß diese 
Bemühungen zu einem - wie ich meine - nicht unbefriedigenden 
Ergebnis geführt haben, mögen Sie daraus ersehen, daß die Erinne- 
rungsstätte im ersten Jahr des Bestehens von rund 35 000 Personen be- 
sucht wurde. Seit Anfang 1975 kamen 16 % der Besucher aus Ländern 
außerhalb Baden-Württembergs und weitere 7,5 % aus dem Ausland. 
Dieses Zahlenverhältnis scheint mir auch im Hinblick auf die Lage von 
Rastatt nicht ungünstig zu sein. 

Sicher könnte durch eine weiter verstärkte Öffentlichkeitsarbeit der 
Anteil der Besucher aus dem übrigen Bundesgebiet noch erhöht werden. 
Es ist deshalb damit begonnen worden, insbesondere die überregionale 
Presse durch intensive Führungen mit der Ausstellung und den Zielen 
der Erinnerungsstätte vertraut zu machen. Eine besondere Publizität 
dürfte die Erinnerungsstätte dadurch erhalten, daß demnächst eine 
Sonderausstellung über die Widerstandsbewegung in Verbindung mit 
dem 20. Juli 1944 eröffnet wird. Diese Ausstellung mit aktuellem 
Bezug wird gewiß gerade bei den Medien Anlaß bieten, auf die Ein- 
richtung erneut hinzuweisen. 

Im übrigen sind im Rahmen der - allerdings bescheidenen - haus- 
haltsrechtlichen Möglichkeiten folgende weitere Maßnahmen beab- 
sichtigt: 

— Ein in Museen und Archiven auszuhängendes Plakat soll auf die 
Erinnerungsstätte aufmerksam machen. 

Im Herbst dieses Jahres werden weitere Räume zur Verfügung 
stehen, die es ermöglichen, insbesondere Schulklassen z. B. durch 
Filmvorführungen mit Problemen der Freiheitsbewegungen ver- 
traut zu machen. 

Außerdem wird erwogen, die Schulen über die Kultusministerien der 
Länder auf die Erinnerungsstätte hinzuweisen. Schließlich beabsich- 
tigt die Bundeszentrale für politische Bildung, in der von ihr heraus- 
gegebenen Wochenzeitung ,,Das Parlament“ die Öffentlichkeit über 
Ziele und Aufgaben der Einrichtung zu informieren. In einer solchen 
Veröffentlichung könnte auch allgemein der Gedanke der Freiheits- 
bewegungen in der deutschen Geschichte behandelt werden. 

Die Bundeszentrale für politische Bildung wird im übrigen auch in 
Zukunft bemüht bleiben, mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
dazu beizutragen, den Gedanken der Freiheitsbewegungen stärker 
im Bewußtsein der Bürger zu verankern. 


25. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Sprengminen (SM 70), auch als automa- 
tische Schußapparate bekannt, sind bisher von den 
Behörden der DDR entlang der innerdeutschen 
Grenze angebracht worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 12. August 1975 

1. Die Selbstschußapparate SM 70 (SM = Selbstschuß- und Meldean- 
lage 70) sind von ihrer Konstruktion her keine Sprengminen. Zur 
Verdeutlichung ihres Aufbaus und ihrer Wirkungsweise füge ich eine 
Beschreibung bei. 

2. Die genaue Anzahl der installierten Schußapparate läßt sich nicht 
angeben. Vom Gebiet der Bundesrepublik Deutschland aus konnte 
durch eigene Grenzsicherungsorgane bisher festgestellt werden, daß 
die DDR entlang 160,1 km der Grenze zur Bundesrepublik Deutsch- 
land Selbstschußanlagen SM 70 angebracht hat (Stand: 15. Juli 
1975). Man kann davon ausgehen, daß etwa alle 10 m dieser Ge- 
samtstrecke ein Schußapparat angebracht ist, woraus sich eine ge- 
schätzte Gesamtzahl von etwa 16000 ergibt. 

Beschreibung und Funktion der kombinierten elektrischen Signal- 
und Selbstschußanlagen: 

Die Sebstschußapparate sind in unterschiedlicher Höhe an jedem 
4. Pfahl (also etwa alle 10 m) auf der ostwärtigen Seite des Metall- 
gitterzaunes der DDR-Grenzsperr- und Sicherungsanlagen installiert. 

Sie bestehen aus dem Schußapparat mit trichterförmiger Mündung 
einschließlich Abzugsvorrichtung und einer Halterung. 

Verbunden sind diese Selbstschußapparate mit Spanndrähten, welche 
durch Berührung 

a) den Selbstschußapparat und 

b) gleichzeitig über elektrische Leitungen im angeschlossenen Füh- 
rungspunkt der örtlichen zuständigen Kompanie der DDR-Grenz- 
truppe auf einer Anzeigetafel ein optisches und akustisches Signal 
auslösen. 

Die DDR-Grenztruppe kann somit genau feststellen, an welcher Stelle 
ein Flüchtling die Sperranlagen zu überwinden versucht. 

Die parallel zum Metallgitterzaun befestigten Selbstschußapparate 
feuern nach Auslösung eine Ladung Stahl- bzw. Eisensplitter gezielt, 
jedoch mit bestimmtem Streubereich in eine konstante Richtung ab; 
(vergleichbar mit einer Schrotladung). 

Der Wirkungsbereich eines Selbstschußapparates mit Splitterwirkung 
beträgt ca. 25 m. 

Die Ladung der Selbstschußapparate besteht aus zahlreichen scharf- 
kantigen Splittern von ca. 0,5 cm Große. 


26. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Wird es die Bundesregierung im Hinblick auf die 
Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zur 
Frage der Nichtbeschäftigung Radikaler im öffent- 
lichen Dienst in Zukunft strikt unterlassen, in 
diesem Zusammenhang von „Berufsverboten“ zu 
sprechen, wie es der Bundeskanzler noch kürzlich 
in einem Gesprächskommuniqu6 getan hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 14. August 1975 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner am 25. Juli 1975 bekannt- 
gegebenen Entscheidung vom 22. Mai 1975 klargestellt, daß die Ver- 
fassung und die sie konkretisierenden Regelungen des Beamtenrechts 
kein Berufsverbot statuieren, sondern nur eine legitime Zulassungsvor- 
aussetzung aufstellen, die zum Schutze der freiheitlichen demokra- 
tischen Grundordnung nötig ist und von jedem Bewerber für den 
Staatsdienst bei entsprechendem Willen erfüllt werden kann. Die 
Bundesregierung teilt diese Auffassung des Bundesverfassungsgerichts. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


27. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
gesetzlichen Regelungen zur strafrechtlichen Ver- 
folgung einer mißbräuchlichen und pflichtwidrigen 
Verschwendung von Steuergeldern durch die öffent- 
liche Hand, wie sie der Bund der Steuerzahler in 
seiner Schrift „Die öffentliche Verschwendung“ 
von 1974 beispielhaft darstellt, unzureichend sind, 
und ist die Bundesregierung bereit, für die Schaf- 
fung entsprechender Straftatbestände einzutreten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 11. August 1975 

Wie schon in der Antwort auf die Schriftliche Frage des Herrn Abgeord- 
neten Niegel (Stenographische Berichte, 7. Wahlperiode, 144. Sitzung/ 
24. Januar 1975, S. 9978) ausgeführt, macht sich jeder gewählte Ver- 
treter einer Körperschaft, jeder Minister und jeder Beamte wegen Un- 
treue gemäß § 266 des Strafgesetzbuches strafbar, wenn er die ihm 
durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft eingeräumte 
Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen, mißbraucht oder die ihm 
kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags oder Rechtsgeschäfts obliegende 
Pflicht fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen, verletzt und da- 
durch dem, dessen Vermögensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil 
zufügt. 

Die vom Bundesminister der Justiz eingesetzte Kommission zur Be- 
kämpfung der Wirtschaftskriminalität Reform des Wirtschaftsstraf- 
rechts hat sich u. a. auch die Prüfung vorgenommen, ob weitere 
Verhaltensweisen im Umkreis der Untreue — insbesondere auch der 
Amtsuntreue - strafwürdig sind. Empfehlungen der Kommission 
liegen zur Zeit noch nicht vor. Die Kommission hat sich nämlich zu- 
erst solchen Fragen zugewandt, denen nach einhelliger Auffassung 
der Strafverfolgungspraxis ein Vorrang zukam. Arbeiten der Kom- 
mission zu der Frage, ob weitere Verhaltensweisen im Umkreis der Un- 
treue - insbesondere auch der Amtsuntreue - strafwürdig sind, wer- 
den auch das Material in die Betrachtung einbeziehen, das der Schrift 
des Bundes der Steuerzahler „Die öffentliche Verschwendung“ von 
1974 zugrunde liegt. 


28. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung den Betrag für die Ent- 
schädigung eines ehrenamtlichen Richters für ver- 
säumte Arbeitszeit von 10 DM für jede Stunde, 
wie er in § 2 Abs. 2 des Gesetzes über die Ent- 
schädigung der Richter vom 1. Oktober 1969 
festgesetzt ist, noch für gerechtfertigt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 13. August 1975 

Nein. 


29. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der eine Anhebung dieses Betrages 
vorsieht, um damit den seit 1969 eingetretenen Ein- 
kommenssteigerungen Rechnung zu tragen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 13. August 1975 

Ein Gesetzentwurf konnte dem Bundeskabinett noch nicht zur Be- 
schlußfassung vorgelegt werden, weil der Bundesminister der Finanzen 
wegen der finanziellen Folgen einer Neuregelung der Entschädigung 
von Zeugen, Sachverständigen und ehrenamtlichen Richtern für die 
Haushalte des Bundes und vor allem der Länder Bedenken erhoben hat. 

Die Bundesregierung verkennt nicht die sachliche Berechtigung des in 
Ihrer Frage zum Ausdruck kommenden Anliegens. Sie hält es jedoch 
für notwendig, dieses (und einige andere) Gesetzesvorhaben wegen 
seiner finanziellen Auswirkungen mit den Ländern zu erörtern, bevor 
darüber befunden wird, ob das Gesetzgebungsverfahren eingeleitet 
werden kann. 

Ich werde mir erlauben, auf Ihre Frage zurückzukommen, sobald eine 
abschließende Beantwortung möglich ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


30. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 

Dr. Arnold daß etwa eine Million unterhaltspflichtiger Väter 

(CDU/CSU) die besonders hart getroffenen Verlierer der Steuer- 

reform sind, da sie jetzt ihre Zahlungen nicht mehr 
von der Steuer absetzen können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 5. August 1975 

Ich gehe davon aus, daß Sie die einkommensteuerrechtliche Behand- 
lung geschiedener und dauernd getrennt lebender Vater ansprechen. 
Zunächst mache ich darauf aufmerksam, daß vor 1975 übliche Unter- 
haltsaufwendungen für Kinder durch die Zubilligung von Kinderfrei- 
beträgen abgegolten wurden. Eine irgendwie geartete Abzugsmöglich- 
keit, etwa als außergewöhnliche Belastung, gab es insoweit nicht. An 
dieser Rechtslage hat sich durch die Steuerreform nichts geändert. 

Durch das Einkommensteuerreformgesetz ist mit Wirkung ab 1. Januar 
1975 der Familienlastenausgleich grundlegend neu geregelt worden. 
Ziel dieser Reform war es, das Nebeneinander unterschiedlicher Ent- 
lastungen und Leistungen zu vereinheitlichen. An die Stelle der bis- 
herigen steuerlichen Kinderfreibeträge, des bisherigen Kindergeldes 
und der besoldungsrechtlichen Kinderzuschläge trat ein nach der 
Zahl der Kinder gestaffeltes Kindergeld. 

Die kinderbedingten Leistungen werden je Kind nur einmal gewährt. 
Bei geschiedenen und dauernd getrennt lebenden Ehegatten wird das 
Kindergeld nur an einen Elternteil ausgezahlt, und zwar grundsätzlich 
an den, in dessen Haushalt die Kinder leben. Entsprechend der Kinder- 
geldregelung werden auch die nach dem Wegfall der steuerlichen Kin- 
derfreibeträge verbleibenden Steuervergünstigungen für Kinder nur 
einmal gewährt. 

Diese Regelung löst die bisherige, seit langem als unbefriedigend und 
verfassungsrechtlich bedenklich angesehene Besserstellung geschiede- 
ner und getrennt lebender Eheleute gegenüber zusammenlebenden 
Ehegatten ab. Nach dem bis zum 31. Dezember 1974 geltenden Recht 
ließ es sich nämlich nicht vermeiden, daß für Kinder geschiedener und 
dauernd getrennt lebender Eltern der Kinderfreibetrag doppelt ge- 
währt wurde. Künftig werden die Kinder auch steuerlich jeweils nur 
einem Elternteil zugeordnet. 

Die Berücksichtigung der Kinder bei nur einem Elternteil bedingt, 
daß der andere Eiternteil wie ein Alleinstehender ohne Kinder zu 
behandeln ist. 
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Sollten sich die wirtschaftlichen Verhältnisse, die für die Festsetzung 
der Unterhaltsleistung maßgeblich waren, durch die Steuer- und Kin- 
dergeldreform zugunsten eines Elternteils verschoben haben, so ist 
eine Anpassung des Unterhalts zu erwägen. 

Bei einem Vergleich aller Auswirkungen der Reform des Familien- 
lastenausgleichs mit der vor 1975 geltenden Regelung ist die Bundes- 
regierung unverändert der Auffassung, daß die Neuregelung die ge- 
rechtere Lösung darstellt. 

Sie fand auch die Zustimmung Ihrer Fraktion im Deutschen Bundes- 
tag und des Bundesrates. 


31. Abgeordneter 
Dr. Arnold 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auch unter ver- 
fassungsrechtlichen Gesichtspunkten für Väter, die 
für den Unterhalt ihrer Kinder und zum Teil auch 
ihrer Ehefrauen aufkommen müssen, Steuerge- 
rechtigkeit und Steuergleichheit durchzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 5. August 1975 

Die Bundesregierung mißt der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und der 
Steuergerechtigkeit einen hohen Stellenwert bei. Deswegen ergibt sich 
aus meiner Antwort auf Ihre erste Frage, daß die Bundesregierung 
nicht füi Änderungen eintreten kann, die eine Revision der vom Deut- 
schen Bindestag mit Zustimmung aller in ihm vertretenen Parteien 
beschlossenen Reform des Familienlastenausgleichs bedeuten würden, 
der von eben diesen Grundsätzen getragen wird. 

Möglicherweise ist Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß im Rahmen 
der Steuerreform der Höchstbetrag der als außergewöhnliche Belastung 
zu berücksichtigenden Unterhaltsleistungen an den geschiedenen oder 
getrennt lebenden Ehegatten ab 1975 von 1200 DM auf 3000 DM 
jährlich und der Betrag der anrechnungsfrei bleibenden Einkünfte und 
Bezüge der unterhaltenen Person von gleichfalls 1200 DM auf 3600 DM 
jährlich angehoben worden ist. Die persönlichen Verhältnisse geschie- 
dener und dauernd getrennt lebender Väter werden also im Einkom- 
mensteuerrecht auch nach der Reform angemessen berücksichtigt. 


32. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, und, bejahenden- 
falls, unter Aufstellung welcher Kriterien, den An- 
spruch derjenigen Kommunen, in deren Gemar- 
kung in Bundesbesitz befindliche Grundstücke 
liegen, auf eine Ausgleichszahlung nach Artikel 
106 Abs. 8 des Grundgesetzes anzuerkennen, nach- 
dem wegen Wegfalls des nach § 26 des alten Grund- 
steuergesetzes zu zahlenden Grundsteuerersatzbe- 
trages die betroffenen Gemeinden schwerwiegende 
Einnahmebußen hinnehmen müssen, und welche 
Zahlungen werden sich hieraus insgesamt zu 
Gunsten der Gemeinden ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 5. August 1975 

Der Bund gewährt gemäß Artikel 106 Abs. 8 des Grundgesetzes (GG) 
einzelnen Gemeinden einen Ausgleich für Sonderbelastungen, die 
unmittelbar kausal aus von ihm veranlaßten Einrichtungen entstanden 
sind. Ausgleichsfähige Sonderbelastungen sind grundsätzlich auch 
Mindereinnahmen, die durch die Grundsteuerbefreiung bundeseigener 
Liegenschaften entstehen. 
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In den Fällen, in denen von der Grundsteuerreform Grundsteuerer- 
satzbeträge geleistet wurden, ist jedoch nicht „automatisch“ auch 
ein Anspruch nach Artikel 106 Abs. 8 GG gegeben. Das ist bereits 
in der Begründung zum Entwurf des Zweiten Steuerreformgesetzes 
(Drucksache VI/3418 S. 94) gesagt worden. 

Im Bundesfinanzministerium werden zur Zeit Richtlinien zu Arti- 
kel 106 Abs. 8 GG erarbeitet, in die auch die Gewährung von Leistun- 
gen für Grundsteuerausfälle einbezogen werden soll. Wegen der Schwie- 
rigkeit der Materie (u. a. Festlegung von praktischen Kriterien für die 
verfassungsgemäß erforderlichen Prüfungen der Zumutbarkeit und des 
Vorteilsausgleiches) und der erforderlichen zeitraubenden Abstim- 
mungen werden die Richtlinien allerdings nicht in kurzer Frist er- 
lassen werden können. 

Die Frage nach den Leistungen, die die Gemeinden nach Wegfall der 
Grundsteuerersatzbeträge auf der Grundlage von Artikel 106 Abs. 8 GG 
zu erwarten haben, kann ich im einzelnen nicht beantworten. Ein An- 
haltspunkt für die Hohe der früher gemäß § 26 des Grundsteuergesetzes 
a. F. geleisteten Grundsteuerersatzbeträge ergibt sich aus der Begrün- 
dung zum 2. Steuerreformgesetz. Die gesamten Grundsteuerersatz- 
beträge wurden damals auf 2 Millionen DM im Jahr geschätzt (Druck- 
sache VI/3418 S. 94). 


33. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der Tatsache, daß nun neben den Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft, in denen die Vertriebs- 
erlöse der Presse grundsätzlich mehrwertsteuerfrei 
sind, auch die Schweiz und Österreich großzügige 
Maßnahmen beschlossen haben, um die Existenz 
ihrer Presse zu sichern, und teilt die Bundesregie- 
rung meine Auffassung, daß durch die Befreiung der 
Vertriebserlöse von der Mehrwertsteuer für z. B. die 
jeweils ersten 100000 Exemplare eines Titels die oft 
angesprochene „Bevorzugung der großen Verlage“ 
vermieden werden könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 5. August 1975 

Es trifft zu, daß in Österreich Maßnahmen zur Förderung der Presse 
getroffen worden sind; in der Schweiz werden solche Maßnahmen 
nach den der Bundesregierung zur Verfügung stehenden Informationen 
erst erörtert. 

Unabhängig hiervon hat die Bundesregierung ihrerseits am 9. Juli 1975 
eine Reihe von wirtschaftlichen Hilfen beschlossen, die der Erhaltung 
der Meinungsvielfalt im Bereich der Tagespresse dienen sollen. Ein Teil 
dieser Maßnahmen ist Gegenstand eines Sofortprogramms, das die Ge- 
währung von Kredithilfen an kleinere und mittlere Zeitungsverlage 
umfaßt. Außerhalb des Sofortprogramms, das im Bereich bestimmter 
Kredithilfen schon angelaufen ist, wird angestrebt, Tageszeitungs- 
verlage in den Anwendungsbereich des Investitionszulagengesetzes 
einzubeziehen und eine Pressestiftung zur nachhaltigen Verbesserung 
der Wirtschaftskraft der Tagespresse zu errichten. Diese Beschlüsse 
erweitern das schon am 30. April 1974 von der Bundesregierung für die 
Tagespresse beschlossene Hilfsprogramm. 

Die Bundesregierung hat Sie bereits am 1. März 1974 in Beantwortung 
einer Anfrage im Deutschen Bundestag darauf hingewiesen, daß nur 
fünf von neun Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, 
einer hiervon befristet bis Ende 1975, den sogenannten Nullsatz für 
die Lieferungen von Tageszeitungen praktizieren. Sie hat Sie zugleich 
darüber unterrichtet, daß eine solche Steuerbefreiung nach den EG- 
Vorschriften über die Harmonisierung der Umsatzsteuern nur unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich ist, die in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gegeben sind (vgl. hierzu auch die Stellungnahme 
der Bundesregierung in der Drucksache 7/2467). Diese EG-Vorschriften 
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stehen auch Ihrem Vorschlag entgegen, den Nullsatz aut die jeweils 
ersten 100 000 Exemplare eines Titels zu begrenzen. Die Bundesregie- 
rung sieht daher schon deswegen in Ihrem Vorschlag keinen geeigneten 
Weg einer weiteren Hilfe für Tageszeitungen. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Spediteure 
mehrere tausend Hänger mit skandinavischen und 
Benelux-Kennzeichen laufen lassen wollen, weil die 
steuerlichen Belastungen in der Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu den o. a. Staaten un- 
gewöhnlich hoch sind, und was beabsichtigt sie, 
gegen diese neue Form der „Ausflaggung“ zu 
unternehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 12. August 1975 

Im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr werden im Ausland 
zugelassene Anhänger, vornehmlich Sattelanhänger, bereits seit länge- 
rem in zunehmendem Umfang verwendet. Maßgend hierfür dürften 
in erster Linie Rationalisierungsgründe sein. Der Bundesregierung ist 
bekannt, daß von einzelnen im grenzüberschreitenden Güterkraft- 
verkehr tätigen deutschen Transportunternehmern nach Verabschie- 
dung der Dritten Güterkraftverkehrsgesetz-Novelle ein verstärkter Ein- 
satz steuerbefreiter ausländischer Anhänger zur Verbesserung ihrer 
Wettbewerbslage erwogen wird. 

Von einer allgemeinen Aktion des Gewerbes in dem von Ihnen erwähn- 
ten Umlang hat die Bundesregierung keine Kenntnis. 

Im übrigen ist bei der sogenannten „Ausflaggung“ folgendes zu 
beachten: 

Ausländische Anhänger, die hinter deutschen Zugfahrzeugen mitge- 
führt werden, sind nur dann von der Kraftfahrzeugsteuer befreit, wenn 
mit dem jeweiligen Heimatstaat ein entsprechendes Gegenseitigkeits- 
abkommen abgeschlossen ist. Dies trifft für die Beneluxstaaten und 
Dänemark zu, nicht jedoch für Schweden, Norwegen und Finnland. 

Die Steuerbefreiung greift im übrigen nur Platz, wenn und soweit 
der Anhänger sich bei einem grenzüberschreitenden Verkehr vor- 
übergehend im Inland aufhält. Im Binnenverkehr mit einem auslän- 
dischen Anhänger und bei nicht nur vorübergehendem Aufenthalt 
wäre Steuerpflicht gegeben. Schon deshalb ist eine unbegrenzte Aus- 
dehnung dieser Praxis nicht möglich. Hinzu kommt, daß die Anmietung 
mit zusätzlichen Kosten verbunden ist. Im übrigen bestehen im deut- 
schen Zulassungsrecht Vorschriften, die geeignet sind, die mißbräuch- 
liche Verwendung von ausländischen Anhängern hinter deutschen 
Zugfahrzeugen für reine Binnenbeförderungen zu verhindern. 

Die Bundesregierung hat bereits in dem von ihr eingebrachten 
Entwurf eines Kraftfahrzeugsteuerreformgesetzes (Bundesrats-Druck- 
sache 701/73) vorgesehen, daß für überzählige Sattelanhänger künftig 
Kraftfahrzeugsteuer nicht mehr erhoben wird. Die weitere parlamen- 
tarische Behandlung des Entwurfs ist zwar wegen der Lage des Auto- 
mobilmarktes und der Haushaltslage vorerst zurückgestellt worden. 
Damit ist die beabsichtigte Verbesserung jedoch nicht aufgegeben 
worden. Es soll lediglich ein günstigerer Zeitpunkt abgewartet werden. 


34. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Wie hoch waren im Jahr 1974 die Leistungen der 
Bundesrepublik Deutschland an die Europäischen 
Gemeinschaften einschließlich der eigenen Ein- 
nahmen der EG, und welche Beträge sind ein- 
schließlich der Mittelzuweisungen des europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, Zuweisung für Nahrungs- 
mittelhilfen, Erstattung der Erhebungskosten der 
eigenen Einnahmen usw. im Jahr 1974 in die Bun- 
desrepublik Deutschland zurückgeflossen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 13. August 1975 


Im Jahr 1974 betrugen die Leistungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land an die Europäischen Gemeinschaften einschließlich der eigenen 
Mittel der EG rd. 4842 Mio. DM 


davon 

- Agrarabschöpfungen 
Zölle 

(eigene Mittel i. S. v. Art. 2 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 
über die Ersetzung der Finanzbei- 
träge der Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemeinschaften) 

- Finanzbeiträge 

i. S. v. Art. 3 Abs. 2 f 

des Beschlusses vom 2 1 . April 1 970 

- Beiträge zu den Europäischen 
Entwicklungsfonds 

Zurückgeflossen sind im Jahr 1974 
von den EG in die Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt 

davon 

Mittelzuweisungen des EAGFL, 

Abt. Garantie 

Mittelzuweisungen für die gemein- 
schaftlichen Nahrungsmittelhilfen 

- Erstattungen aus dem Europäischen 
Sozialfonds 

Zuweisungen für Agrarstruktur- 
maßnahmen 

Diese Rückflüsse gingen im wesentlichen 
an die gemäß EG-Beschlüssen berechtigten 
Leistungsempfänger. 

- Erstattung der Erhebungskosten 
der eigenen Einnahmen der EG 

- Sonstige Rückflüsse 

Diese Rückflüsse gingen an den Bundeshaushalt. 

Für das Jahr 1975 wird die endgültige Höhe 
der Leistungen und der Rückflüsse nicht vor 
Abschluß des Haushaltsjahres bekannt sein. 

Es ist jedoch mit Ausgaben von 

und mit Rückflüssen von 
zu rechnen. 


rd. 337 Mio. DM 
rd. 2730 Mio. DM 


rd. 1615 Mio. DM 
rd. 160 Mio. DM 

rd. 2908 Mio. DM 

rd. 2199 Mio. DM 
rd. 48 Mio. DM 
rd. 181 Mio. DM 
rd. 144 Mio. DM 

rd. 301 Mio. DM 
rd. 35 Mio. DM 


rd. 6900 Mio. DM 
rd. 3100 Mio. DM 


36. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Hat die Verkürzung der Arbeitszeit im öffentlichen 
Dienst auf 40 Wochenstunden ab 1. Oktober 1974 
Neueinstellungen im Bundesdienst notwendig ge- 
macht und, bejahendenfalls, in welchem ungefähren 
Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 13. August 1975 

a) Bund 

Die Arbeitszeitverkürzung hat weder in 1974 noch in 1975 zu 
Stellenvermehrungen geführt. 
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b) Bundespost 

Auch bei der Bundespost sind aus gleichem Anlaß zusätzliche 
Stellen für 1974 und für 1975 nicht bewilligt worden. 

c) Bundesbahn 

Bei der Bundesbahn wurden 1974 4011 Planstellen für Beamte, 
besetzbar ab 1. Oktober, bewilligt. Diese Planstellenvermehrung 
führte jedoch nicht zu einer Erhöhung des Personalbestandes, da 
lediglich eine Umschichtung Stellen für Arbeiter in solche für 
Beamte vorgenommen wurde. Dadurch konnten die im Bereich 
der Betriebsführung (Lokomitivführer, Fahrdienstleiter usw.) zu- 
sätzlich erforderlichen Dienstposten mit Beamten besetzt werden. 

Mit dem Stellenplan für das Jahr 1975 wurden keine neuen Beamten- 
planstellen bewilligt; vielmehr wurde die Planstellenzahl um insge- 
samt 10 255 Stellen vermindert. 

Für den Bereich der Angestellten und Arbeiter hatte die Bundes- 
bahn rechnerisch einen Mehrbedarf von 2900 Stellen ab 1. Oktober 
1974 ermittelt. Auch in diesem Bereich wurden keine Neuein- 
stellungen vorgenommen; der Bedarf wurde durch Rationalisierung 
und durch Mehrarbeitsstunden aufgefangen. 


37. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in Sachen Räumung des Rhein- 
Nahe-Eckes in Bingen die Bundesregierung in ab- 
sehbarer Zeit Kenntnis von den Ersatzbaufor- 
derungen und damit Klarheit über die Kosten haben 
wird, und daß dann einem konkreten Verlegungs- 
plan nichts mehr im Wege steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 13. August 1975 

Der Umfang der amerikanischen Ersatzbauforderungen für die von dem 
Rhein-Nahe-Eck in Bingen nach Uhlerborn zu verlegende Arbeitseinheit 
ist zwischenzeitlich bekannt. Die Kosten für die Ersatzbaumaßnahme 
betragen gemäß einer groben Schätzung rund 9,6 Millionen DM. Ob und 
wann die Verlegungsmaßnahme durchgeführt wird, hängt davon ab, ob 
die Stadt Bingen in der Lage ist, mit Unterstützung des Landes Rhein- 
land-Pfalz den überwiegenden Anteil der Verlegungskosten zu tragen. 


38. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit im 
Rahmen des zu erwartenden Konjunkturförde- 
rungsprogramms, das vor allem die Bauwirtschaft 
ankurbeln soll, die Ersatzbauten für die Marne- 
kaserne in Bingen bevorzugt zu unterstützen, und 
bis wann kann jedenfalls konkret mit der Ver- 
legung der US-Einheit gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig die Möglichkeiten, durch zeit- 
liches Vorziehen öffentlicher Investitionen kurzfristig zusätzliche Nach- 
frage nach Leistungen der Bauwirtschaft zu entfalten. Bei der inhalt- 
lichen Festlegung eines solchen Programms wird eine Auswahl unter 
den geeigneten Maßnahmen zu treffen sein, und zwar in erster Linie 
unter den konjunkturpolitisch besonders wichtigen Kriterien der 
raschen Auftragsvergabe, der kurzfristigen Abwicklung und eines 
hohen Beschäftigungseffektes. 

Es ist sicher nicht zweckmäßig, den Handlungsraum für die zu fällen- 
den Entscheidungen dadurch einzuengen, daß bereits vorab Fest- 
legungen zugunsten einzelner Vorhaben getroffen werden. 
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39. Abgeordneter Können Vollwaisen, die gerade volljährig, bzw. noch 
Dr. Waigel minderjährig, als Geschwister auf sich gestellt in der 

(CDU/CSU) früheren elterlichen Wohnung einen eigenen Haus- 

halt führen, die Aufwendungen für eine Haushalts- 
hilfe als Sonderausgabe von der Lohnsteuer ab- 
setzen, wenn die Eltern, lebten sie noch, dies 
könnten, und was gedenkt die Bundesregierung, 
falls die gesetzlichen Bestimmungen dies nicht 
zulassen, zu tun, um diese Härte zu beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 13. August 1975 

§ 33 a Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) regelt abschließend 
die Fälle, in denen eine Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher 
Belastung für Aufwendungen für eine Hausgehilfin oder Haushaltshilfe 
in Betracht kommt. Ihre Anfrage betrifft offensichtlich einen Fall, 
in dem die verstorbenen Eltern die Steuerermäßigung wegen der Zahl 
ihrer minderjährigen Kinder erhalten haben (§ 33 a Abs. 3 Ziff. 1 
oder 2 EStG). 

Hier scheitert die Gewährung der Steuerermäßigung wegen außerge- 
wöhnlicher Belastung daran, daß kein Kindschaftsverhältnis vorliegt. 
Auch ein Pflegekindschaftsverhältnis kommt nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs zwischen Geschwistern in aller Regel nicht in 
Betracht. Eine Weitergewährung der Steuerermäßigung, die die ver- 
storbenen Eltern erhalten haben, ist deshalb nach dem klaren Wort- 
laut des Gesetzes für die den Haushalt führenden Geschwister nicht 
möglich. 

Eine Gesetzesänderung kann ich schon im Hinblick darauf, daß der von 
Ihnen dargelegte Fall nur äußerst selten Vorkommen wird, nicht be- 
fürworten. Gegebenenfalls können aber im Einzelfall auftretende 
Härten im Billigkeitswege nach § 131 der Abgabenordnung vermieden 
werden. Die Entscheidung darüber obliegt der Landesverwaltung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


40. Abgeordneter 
Schedl 

(CDU/CSU) 


Hat ein Unternehmer Anspruch auf zusätzliche 
7,5 %ige Investitionszulage nach dem Investitions- 
zulagengesetz (§ 4 a und 4 b), der in der Größen- 
ordnung von unter 1 Million DM eine Anlage er- 
stellen will, mit der Holzspäne und andere Holzab- 
fallprodukte verbrannt und dadurch Heizöl und 
Strom eingespart werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 4. August 1975 

Anlagen zur Strom- oder Wärmeerzeugung, die überwiegend mit Holz- 
spänen oder anderen Holzabfallprodukten betrieben werden, sind 
Müllkraft- oder Müllheizwerke im Sinne des § 4 a Investitionszulagen- 
gesetzes. Für ihre Errichtung wird daher unter den in der Vorschrift 
näher bezeichneten Voraussetzungen die Investitionszulage für energie- 
einsparende Anlagen gewährt. 

Zusätzlich kann auch die Investitionszulage nach § 4 b des Investitions- 
zulagengesetzes in Anspruch genommen werden, sofern die für die 
Anlagen erforderlichen Wirtschaftsgüter nach dem 30. November 1974 
und vor dem 1. Juli 1975 bestellt worden sind bzw. mit ihrer Her- 
stellung begonnen wurde, und die Lieferung oder Fertigstellung vor 
dem 1. Juli 1976 erfolgt. Bei Gebäuden und Gebäudeteilen tritt an die 
Stelle des 1 . Juli 1976 der 1 . Juli 1977. 
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41. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Sind im Falle des sogenannten Flick-Verkaufs 
(Verkauf der Flickanteile an der Daimler-Benz AG. 
zum Preis von rund zwei Milliarden DM an die 
Deutsche Bank im Januar 1975) Anträge auf An- 
wendung der Steuervergünstigung des § 6 b des Ein- 
kommensteuergesetzes gestellt worden, und wenn 
ja, steht zu erwarten, daß das Bundeswirtschafts- 
ministerium im Benehmen mit den anderen zu- 
ständigen Stellen die Bescheinigung nach § 6 b des 
Einkommensteuergesetzes erteilt, daß der Paket- 
handel volkswirtschaftlich förderungswürdig ist 
mit der Folge, daß der Veräußerungsgewinn steuer- 
frei bleibt? 


Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 5. August 1975 

Eine inhaltlich gleiche Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Jens ist 
bereits in der 149. Sitzung des Deutschen Bundestages am 20. Februar 
1975 vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen, Herrn Offergeld, mündlich beantwortet worden (Protokoll 
S. 10 338 und 10 339). Auf diese Antwort nehme ich Bezug. 


42. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Sind gesetzliche Regelungen in Vorbereitung, wel- 
che eine Genehmigungspflicht oder wenigstens 
eine Anzeigepflicht bei Aktienverkäufen in 
das Ausland vorsehen, und wenn nicht, welche 
Möglichkeiten (einschließlich einer Selbstkontrolle 
durch die Wirtschaft) werden sonst erwogen, um 
von der öffentlichen Hand auf den Verkauf deut- 
scher Großunternehmen an ausländische Anleger 
Einfluß zu nehmen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 5. August 1975 

Das Außenwirtschaftsgesetz bietet schon jetzt Ermächtigungen, Aktien- 
verkäufe in das Ausland von einer Genehmigung abhängig zu machen, 
z. B. um die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland zu gewähr- 
leisten, oder das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz sicherzustellen. 
Darüber hinaus besteht eine nachträgliche Meldepflicht für Direkt- 
investitionen. Eine vorbereitete Gesetzesänderung soll in Zukunft auch 
die statistische Erfassung des Bestandes der Direktinvestition ermög- 
lichen. Damit wird zugleich eine größere Transparenz hinsichtlich des 
Anteils ausländischer Investitionen in der Bundesrepublik Deutschland 
geschaffen. 

Unabhängig davon hat die Bundesregierung über die verschiedenen 
Informations- und Interventionsmöglichkeiten bereits zu Anfang des 
Jahres mit Vertretern der Industrie und der Banken Gespräche geführt 
und außerdem mit einigen ausländischen Regierungen die Problematik 
umfangreicher und gezielter Aktienkäufe besprochen; sie hat dabei 
volles Verständnis für die Nützlichkeit eines kooperativen Vorgehens 
gefunden. 

Für den Fall, daß dennoch weitergehende gesetzliche Maßnahmen 
notwendig werden sollten, hat die Bundesregierung freilich die erfor- 
derlichen Vorkehrungen getroffen, damit der Gesetzgeber notfalls 
recht kurzfristig ein stärkeres Instrument zur Abwehr eines unerwünsch- 
ten Beteiligungserwerbs beschließen kann. Unter den gegenwärtigen 
und absehbaren Umständen hält die Bundesregierung derartige Maß- 
nahmen jedoch nicht für angebracht. 
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43. Abgeordneter 
Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, bereits im März dieses 
Jahres sei dem Bundesminister für Wirtschaft 
in Moskau angekündigt worden, die Staaten des 
Warschauer-Paktes würden eine Stromleitung aus 
dem sowjetisch besetzten Teil Ostpreußens ins 
Bundesgebiet nicht über Berlin führen wollen, 
und wie rechtfertigt - bejahendenfalls — die Bun- 
desregierung die Verheimlichung dieses wesentlichen 
Punktes vor Parlament und Öffentlichkeit? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 12. August 1975 

Bei den Moskauer Gesprächen von Minister Dr. Friderichs wurde 
sowjetischerseits die Möglichkeit einer Leitungsführung über Berlin 
ins Bundesgebiet, wie sie zuvor der Bundeskanzler mit dem General- 
sekretär Breschnew und Ministerpräsident Kossygin erörtert hatte, 
nicht ausgeschlossen. 

Die Haltung der Bundesregierung ist wiederholt vor Parlament und 
Öffentlichkeit dargestellt worden; ich kann mir daher eine Wieder- 
holung sparen. 


44. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, 
Dr.-Ing. Laermann daß der Gesamtabsatz des deutschen Steinkohle- 
(FDP) bergbaues in den ersten fünf Monaten des Jahres 

1975 um 27 %, im Bereich der öffentlichen Kraft- 
werke sogar um 31 % gegenüber dem Vorjahr 
zurückgegangen ist, und der Stromverbrauch aus 
dem öffentlichen Netz nahezu stagniert hat? 


45. Abgeordneter Welches sind nach Meinung der Bundesregierung die 
Dr.-Ing. Laermann Ursachen für diese Entwicklung und ist nicht davon 
(FDP) auszugehen, daß die Zuwachsraten des Energie- und 

Stromverbrauches sich nicht den bisherigen Progno- 
sen entsprechend entwickeln, und welche Konse- 
qenzen ergeben sich daraus für die Investitionen im 
Energieversorgungsbereich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. August 1975 

Der Gesamtabsatz des Deutschen Steinkohlenbergbaus lag in den ersten 
fünf Monaten des Jahres 1975 um 11,9 Millionen oder rund 23 % 
niedriger als im Vergleichszeitraum des Vorjahres; der Absatzrückgang 
im Bereich der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft betrug rund 31 % 
bei nahezu stagnierendem Stromverbrauch. 

Die Ursachen hierfür sind in allererster Linie in der gegenwärtigen 
Konjunkturlage zu suchen. Für den Absatzbereich Elektrizitätswirt- 
schaft kommt hinzu, daß zugleich in größerem Maße als bisher kosten- 
günstiger Strom aus Kernenergie, Braunkohle, Wasser und Erdgas zur 
Verfügung stand. Als teuerste Einsatzenergie hat der Konjunkturab- 
schwung trotz voller Ausschöpfung der Möglichkeiten der Verstro- 
mungsgesetze vor allem die Steinkohle getroffen; ihr wird jedoch 
genauso eine Wiederbelebung der Konjunktur und damit des Strom- 
verbrauchs am stärksten zugute kommen. 

Die Entwicklung der letzten 12 Monate läßt noch keine Schlüsse 
darüber zu, ob die bisherigen Annahmen über die Zuwachsraten des 
Energie- und Stromverbrauchs korrigiert werden müssen. Ein fundiertes 
Urteü über den künftigen Trend wird erst möglich sein, wenn die 
Sonderfaktoren Konjunkturrückgang und milder Winter wieder durch 
eine normale Entwicklung abgelöst sind. Für die Kapazitätsplanung 
wäre es jedenfalls falsch, aus einer voraussichtlich nur zyklischen 
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Schwankung bereits auf eine Tendenzwende zu schließen und die 
Ausbauabsichten bereits heute entsprechend zu korrigieren. Wenn 
künftige Deckungslücken mit einiger Sicherheit vermieden werden 
sollen, muß den Investitionsplanungen angesichts der langen Vorlauf- 
und Bauzeiten im Energiebereich und speziell im Elektrizitätssektor 
bei möglichen Schwankungsbreiten des Zuwachses stets die obere 
und nicht etwa die untere Grenze zugrunde gelegt werden. 

Allerdings bietet die gegenwärtig unübersichtliche Situation besonde- 
ren Anlaß, die weitere Entwicklung im Hinblick auf die im Energie- 
programm genannten Zielvorstellungen mit aller Sorgfalt zu verfolgen. 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung die 
Bemühungen, ausländische Touristen zu bewegen, 
ihren Urlaub in der Bundesrepublik Deutschland zu 
verbringen, aureichend, um auf diesem bedeutungs- 
vollen Sektor unserer Wirtschaft die gewünschten 
Erfolge zu erzielen, und ist der Bundesregierung 
bekannt, daß ihre eigenen Anstrengungen auf die- 
sem Gebiet bzw. die Tätigkeiten der mit dieser Auf- 
gabe betrauten „Deutschen Zentrale für Tourismus“ 
(DZT) erheblich hinter denen zurückliegen, die ver- 
gleichbare europäische Länder unternehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die binnen- und außenwirt- 
schaftliche Bedeutung des Tourismus und seine weiter zunehmende 
Entwicklung eine fremdenverkehrspolitische Konzeption „Tourismus 
in der Bundesrepublik — Grundlagen und Ziele erarbeitet, die dem 
Deutschen Bundestag als Drucksache 7/3840 vorliegt. 

Die in der Konzeption entwickelten Ziele 

Sicherung der für eine kontinuierliche Entwicklung des Tourismus 
erforderlichen Rahmenbedingungen 

- Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Fremdenverkehrswirtschaft 

Verbesserung der Möglichkeiten für die Teilnahme breiter Bevölke- 
rungsschichten am Tourismus 

- Ausbau der internationalen Zusammenarbeit im Tourismus 

- Verbesserung der Voraussetzungen für die Durchführung der 
Tourismuspolitik - Koordinierung und Information - 

bilden die Grundlage, auf der das tourismuspolitische Schwerpunkt- 
programm (Seite 40 ff der Drucksache) aufbaut. Dabei kommt der 
Förderung der Auslandswerbung ein besonderer Stellenwert zu. 

In Anbetracht der veränderten Währungsrelationen gegenüber den 
meisten Entsendeländern hat die Bundesregierung ihre Bemühungen 
um den Ausländerreiseverkehr bereits in den letzten Jahren intensi- 
viert. So wird u. a. seit Mitte 1974 in der deutschen Fremdenverkehrs- 
werbung im Ausland durch die Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) 
besonderes Gewicht auf preiswerte Angebote bei gutem Komfort ge- 
legt. Diese neue Angebotsform der DZT hat sich in kurzer Zeit als 
erfolgreich erwiesen. Außerdem wird die DZT die schon seit einiger 
Zeit mit Erfolg geübte Kooperation mit den deutschen Fremdenver- 
kehrsregionen und -Städten in Form einer Anschließer-Werbung weiter 
ausbauen. Jahreszeitlich und auf besonders aktuelle Ereignisse abge- 
stimmte Werbekampagnen stehen dabei im Vordergrund. 

Die DZT hat 1975 rund 16,5 Millionen DM für die Fremdenverkehrs- 
werbung im Ausland zur Verfügung, davon rund 15,7 Millionen DM 
aus Bundesmitteln. Der Bundesregierung ist bekannt, daß einige euro- 
päische Länder höhere Beträge für die Fremdenverkehrswerbung in 


46. Abgeordneter 

Vehar 

(CDU/CSU) 
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ihren Haushaltsplänen für 1975 vorgesehen haben. In diesen Beträgen 
sind jedoch nicht in allen Fällen nur die Mittel für die Auslandswer- 
bung, sondern auch die Für die Fremdenverkehrswerbung im eigenen 
Lande enthalten. Ein Vergleich mit den von der Bundesregierung zur 
Verfügung gestellten Mitteln für die Fremdenverkehrswerbung im Aus- 
land ist insoweit nicht möglich. 

Im übrigen scheint mir der Hinweis notwendig, daß der weltweite 
Rückgang des Ausländertourismus die Bundesrepublik Deutschland 
weit weniger stark getroffen hat als andere „klassische“ Reiseländer. 
Der im September 1975 erscheinende Jahresbericht 1974 des Frem- 
denverkehrsausschusses der OECD stellt fest, daß - gemessen an den 
Einnahmen im internationalen Reiseverkehr - die Bundesrepublik 
Deutschland nach Spanien und Frankreich an dritter Stelle im euro- 
päischen Bereich steht und damit Österreich knapp und Italien deut- 
lich überholt hat. 1973 hatte Deutschland nach Spanien, Frankreich 
und Italien den vierten Platz vor Österreich, Großbritannien und der 
Schweiz inne. 


47. Abgeordneter 
S pranger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch steigen- 
de Importe aus dem Ostblock und aus China die 
Existenz vieler mittelständischer Textil- und Be- 
kleidungsbetriebe und deren Arbeitsplätze immer 
stärker gefährdet wird, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, um ein weiteres Schrumpfen der 
Arbeitsplätze und der Produktion dieser Betriebe 
zu verhindern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. August 1975 


In der Tat sind die Textil- und Bekleidungseinfuhren aus den euro- 
päischen Staatshandelsländern und der Volksrepublik China im Jahres- 
vergleich 1973 zu 1974 nominal noch gestiegen. 

Dadurch sind jedoch Unternehmen und Arbeitsplätze in der Bundes- 
republik Deutschland nicht gefährdet worden. Durch die gleichfalls 
deutlich erhöhte deutsche Ausfuhr von Textilien und Bekleidung 
in diese Staaten verwandelte sich das textile Außenhandelsdefizit 
(ohne Rohstoffe) des Jahres 1973 von 94,6 Millionen DM 1974 sogar 
in einen Ausfuhrüberschuß von 7,8 Millionen DM. Bei dem Anteil der 
Ostländer an den deutschen Textil- und Bekleidungseinfuhren von 
gegenwärtig 5,8 % ist auch zu berücksichtigen, daß 51 % der Ostein- 
fuhren durch die deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie im Rahmen 
der passiven Lohnveredelung bezogen werden; durch diese Mischkalku- 
lation werden die Wettbewerbsfähigkeit gesichert und deutsche Arbeits- 
plätze erhalten. 

Die deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie wird im Vergleich zu 
den übrigen gewerblichen Sektoren am stärksten durch Einfuhrbe- 
schränkungen geschützt; von 499 gegenüber den Staatshandelsländern 
beschränkten Warenpositionen entfallen 324 auf den Textil- und Be- 
kleidungsbereich. Rund 75 % der Einfuhren dieser Erzeugnisse aus den 
Staatshandelsländern sind nach wie vor kontingentiert. 

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit stellt die Bundesregierung 
der mittelständischen deutschen Wirtschaft eine Reihe von Finanzie- 
rungshilfen zur Verfügung, etwa Mittel aus ERP-Programmen und aus 
den M-Programmen der Kreditanstalt Für Wiederaufbau, Frankfurt. 
Auch die regionalen Hilfen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ werden von mittel- 
ständischen Unternehmen im starken Umfang in Anspruch genommen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


48. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und 
bereit, aus Mitteln des Bundeshaushaltes denjenigen 
Weinbauern am Rhein (Leutesdorf) und an der Nahe 
(Guldenthal) einen Schadensausgleich zu gewähren, 
deren Anlagen (Weingärten) durch Unwetter (Ab- 
schwemmen des Mutterbodens und z. T. der Wein- 
stöcke) oder Hagelschlag (Vernichtung der Ernte 
und Beschädigung der Weinstöcke) teilweise oder 
gar völlig vernichtet worden ist, wobei ein Teil der 
Abschwemmungsschäden (Leutesdorf/Rhein) im un- 
mittelbaren Zusammenhang mit Zusammenlegungs- 
maßnahmen stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 5. August 1975 

Die finanzverfassungsrechtliche Zuständigkeit für die Gewährung von 
Beihilfen an die Weinbauern zum Ausgleich von Unwetterschäden 
liegt bei den Ländern. Für solche Zwecke stehen keine Mittel des 
Bundeshaushalts zur Verfügung. Primär wird wohl für bestimmte 
Schäden immer eine Versicherung gegen Unwetter erforderlich sein. 

Die Flurbereinigung verfolgt unter anderem den Zweck, durch die 
Regelung der wasserwirtschaftlichen Verhältnisse Abschwemmungs- 
schäden zu verhindern. Falls dennoch an einzelnen Fällen im Zusam- 
menhang mit den Maßnahmen der Flurbereinigung Abschwemmungs- 
schäden eingetreten sein sollten, die das Maß der den übrigen Teil- 
nehmern entstandenen Nachteile erheblich übersteigen, so käme nach 
§ 51 des Flurbereinigungsgesetzes ein Anspruch auf Ausgleich in Geld 
in Betracht. 


49. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihre gesamten Mög- 
lichkeiten auszuschöpfen, um im Ministerrat der 
EG noch vor der Rapsernte 1975, die in diesen 
Tagen beginnt, eine Senkung des Mindestölgehalts 
auf 38 % und eine Anhebung des Rieht- und Inter- 
ventionspreises um DM 15 je dz durchzusetzen? 


Antwort des parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. August 1975 

Auf Initiative der Bundesregierung wird der Ölgehalt in der Definition 
der Standardqualität bei Raps voraussichtlich im September rück- 
wirkend für die Zeit ab 1. Juli 1975 von 42 % auf 40 % gesenkt. Dies 
gilt vorbehaltlich der Zustimmung des Europäischen Parlaments, das 
vor der Sommerpause über die erforderliche Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 657/75 des Rates vom 4. März 1975 nicht mehr beraten 
konnte. Ursprünglich hatte die Bundesregierung eine Herabsetzung 
auf 39 % gefordert. Diese Forderung fand jedoch weder bei der Kom- 
mission noch bei den übrigen Mitgliedstaaten Zustimmung. 

Eine sich auch in den Folgejahren auswirkende zusätzliche Anhebung 
des Interventions- und Richtpreises wurde dagegen, unabhängig von der 
Problematik nachträglicher Korrekturen von Preisbeschlüssen, nicht 
verlangt. Es sei daran erinnert, daß die beiden Preise bei Raps für 
1975/76 im Hinblick auf den jedenfalls zunächst zu erwartenden ge- 
ringeren Hektarertrag der erucasäurearmen Sorten stärker als bei Ge- 
treide aneehoben worden sind. Bei einer weiteren Anhebung des Richt- 
und Interventionspreises um 150 DM/t hätten sich die Mehrbelastungen 
des EAGFL wegen der entsprechenden Erhöhung der Beihilfe z. B. für 
1975/76 bei einer Ernte in der EG von etwa 1 Million t auf 150 Millio- 
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nen DM belaufen. Diese Gelder wären auch den Anbauern von Raps- 
sorten zugute gekommen, die noch nicht umgestellt haben (insbeson- 
dere in Dänemark und Holland). 

Außerdem bestätigen die auf einigen Anbauflächen in Schleswig- 
Holstein bei der Ernte 1975 trotz der vorausgegangenen schlechten 
Wetterbedingungen erzielten Ergebnisse die Auffassung, daß zumindest 
durch die neuesten Züchtungen für die Zukunft mit einer gewissen 
Normalisierung der Hektarerträge gerechnet werden kann. 


50. Abgeordneter 

Konrad 

(SPD) 


Worauf ist es zurückzuführen, daß im letzten Jahr 
bei den der Fleischwaren-Industrie erteilten Kon- 
servierung- und Zerlegeaufträgen zunehmend Fir- 
men bedacht worden sind, die nicht ihren Sitz im 
Zonenrandgebiet oder in Berlin haben, und was ge- 
denkte die Bundesregierung zu tun, um den Fleisch- 
warenfabriken im Zonenrandgebiet, die nachge- 
wiesenermaßen besondere Investitionen getätigt 
haben, die gebührende Berücksichtigung bei den 
öffentlichen Aufträgen der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Schlachtvieh, Fleisch- und Fleischerzeug- 
nisse, auch unter Berücksichtigung der im Zonen- 
randgebiet teilweise überdurchschnittlich hohen 
Arbeitslosigkeit, zu verschaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. August 1975 


Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnisse hat auch im letzten Jahr bei der Vergabe von Aufträgen 
zur Konservierung und Zerlegung von Rindfleisch die im Zonenrand- 
gebiet und Berlin gelegenen Betriebe der Fleischwarenindustrie vor- 
rangig berücksichtigt und wird dieses auch in Zukunft tun. 

Sie hat nationale Aufträge zur Konservierung und Zerlegung von 
Rindfleisch zunächst ausschließlich an Betriebe des Zonenrandge- 
bietes und Berlin vergeben. Als jedoch im vergangenen Jahr im Rah- 
men der von der EG festgelegten Dauerintervention Rindfleisch die 
Kapazität dieser Betriebe nicht mehr ausreichte, die erheblichen Men- 
gen intervenierten Fleisches zu konservieren oder zu zerlegen, wurden 
in beschränktem Umfang auch Betriebe in anderen Gebieten berück- 
sichtigt. 

Während des Weideabtriebs ist mit einem steigenden Angebot zur 
Intervention zu rechnen. Dann wird auch die wegen des geringen 
Angebotes vorübergehend eingestellte Zerlegung von Hintervierteln 
wieder aufgenommen werden, in die wie bisher wieder bevor- 
zugt Betriebe im Zonenrandgebiet und Berlin eingeschaltet werden. 


51. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung 
Eigen die Wettbewerbschancen der deutschen Eierwirt- 

(CDU/CSU) schaft in der Europäischen Gemeinschaft zu er- 

halten angesichts der Tatsache, daß die Londoner 
Regierung durch die Drohung, die Einfuhr zu 
sperren, die Europäische Kommission gezwungen 
hat, den Grenzausgleich für Eier beim Im- und 
Export nach und von Großbritannien auszusetzen, 
womit der britischen Eierwirtschaft ein Wettbe- 
werbsvorteil von 2 1 % ermöglicht wurde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1975 

Die von der Kommission der EG getroffene Maßnahme ist gestützt 
auf Artikel 135, Absatz 2 des Beitrittsvertrages (siehe Entscheidung 
der Kommission [75/415/75] vom 2. Juli 1975 über die Ermächtigung 
des Vereinigten Königreiches zur Ergreifung bestimmter Schutzmaß- 
nahmen für Eier [Amtsblatt der EG Nr. L 179 vom 10. Juli 1975]). 

Die Verteuerung der Eier durch den Wegfall des britischen Währungs- 
ausgleichsbetrages betrug für europäische Anbieter beim Inkrafttreten 
10,0 Pfg je kg oder 0,58 Pfg je Ei, ab 1. August 1975 9,7 Pfg je kg 
oder 0,56 Pfg pro Ei, das sind 5,8 % bzw. 5,6 % des derzeitigen deut- 
schen Packstellenabgabepreises oder 3,59 % bzw. 3,70 % des Ein- 
schleusungspreises ab 1. August 1975. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist direkt von dieser Maßnahme bisher 
nicht betroffen, da die bis Ende 1974 rückläufigen Ausfuhren von Scha- 
leneiern nach Großbritannien seit Januar 1975 aufgehört haben. Die 
Kommission der EG hat mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Maß- 
nahme gleichzeitig die bestehende Ausfuhrerstattung gegenüber Nahost- 
Ländern verdoppelt und diese Verdoppelung auch ab 1. August 1975 
auf die europäischen Drittländer ausgedehnt. 


52. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
katastrophalen Futterverhältnisse in nord-westdeut- 
schem Grünlandgebiet - hervorgerufen durch die 
Dürre - die EG-Rinderprämie aus nationalen Mit- 
teln für die Monate August, September und Oktober 
1975 aufzustocken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 5. August 1975 

Die Bundesregierung sieht aus konjunkturellen Gründen keine Mög- 
lichkeit, die EG-Rinderprämie aus nationalen Mitteln für die Monate 
August, September und Oktober 1975 aufzustocken. 

Mittlerweile dürften sich auch die Futterverhältnisse im nord-west- 
deutschen Grünlandgebiet auf Grund der stärkeren Niederschläge 
soweit gebessert haben, daß das Angebot von Ochsen und Bullen 
während des Weideabtriebs möglichst gleichmäßig über einen längeren 
Zeitraum verteilt werden kann. 

Die Bundesregierung wird darum bemüht sein, soviel Übernahme- 
kapazitäten für die Intervention zu schaffen, daß auch während des 
Weideabtriebs möglichst wenig repartiert werden muß. 


53. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Wie glaubt die Bundesregierung, angesichts der viel- 
fältigen Subventionierungspraktiken in anderen EG- 
Ländern eine angemessene Erneuerung und Moder- 
nisierung der deutschen Fischfangflotte sicher- 
stellen zu können, wenn die Bundesregierung sich 
darauf beschränkt, nur 20 Prozent der Baukosten 
in ihre Förderungsmaßnahmen einzubeziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1975 

1 . Die Bundesregierung hat in der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU vom 5. Dezember 1975 - Drucksache 
7/2922 — zur Frage des Neubauprogramms der deutschen Hochsee- 
fischerei für Frischfischfänger grundsätzlich Stellung genommen imd 
zum Ausdruck gebracht, daß sie bei ihrer Entscheidung über die 
finanzielle Unterstützung dieses Programms u. a. auch die zu erwar- 
tende Rentabilität und die Belastung des Bundeshaushalts berück- 
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sichtigen werde. Nach dem derzeitigen Stand der Beratungen über 
den Bundeshaushalt 1976 soll für Neubauten von Frischfischfängern 
ein Zuschuß aus Bundesmitteln bis zu 20 % der Baukosten gewährt 
werden können; hierbei ist von einer Baukostenhöhe von 
ca. 1 1 Millionen DM je Schiff ausgegangen worden. Ein Zuschuß 
in dieser Höhe dürfte eine ausreichende Rentabilität beim Einsatz 
eines Frischfischfängers sichern. Bei der Beurteilung der Gesamt- 
rentabilität der Flotte ist dabei zu bedenken, daß u. U. für einige 
Schiffe in begrenztem Umfang zusätzliche Mittel aus dem EG- 
Agrarfonds bewilligt werden können. 

2. Nach einem Vorschlag der EG-Kommission soll die staatliche Bei- 
hilfengewährung der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften im Rahmen einer gemeinsamen Strukturpolitik für die 
Seefischerei harmonisiert werden. Die Bundesregierung unterstützt 
diese Maßnahme nachdrücklich und ist hierbei u. a. bestrebt, einen 
möglichst einheitlichen Beihilfehöchstsatz für alle Mitgliedstaaten 
zu erreichen. 

54. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Aussage 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten vom 7. Juli 1975 zu verwirk- 
lichen, den Lohnunternehmern dieselben Chancen 
und Förderungen wie den Maschinenringen zu- 
kommen zu lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 11. August 1975 

Im Rahmen meines Gespräches mit bayerischen Agrarjournalisten 
am 7. Juli 1975 wurde das von Ihnen angesprochene Thema nur am 
Rande kurz gestreift, allerdings in einem völlig anderen Zusammen- 
hang, als es aus Ihren Worten hervorgeht. 

Es war die Rede von der weitgehenden Förderung der Maschinen- 
ringe durch den Staat Bayern und im Vergleich dazu die benach- 
teiligte Situation der Lohnunternehmer. Dazu habe ich bemerkt, 
daß der Staat Bayern auch etwas für die Lohnunternehmer tun solle, 
wenn die Maschinenringe so stark durch Bayern gefördert werden, 
damit die Lohnunternehmer nicht benachteiligt würden. 

Zur Frage der Förderung von Lohnunternehmern auf Bundesebene 
darf ich daran erinnern, daß hierzu ausführliche Besprechungen mit 
Herrn Dr. Binkert, Vorstandsmitglied der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Lohnunternehmer in der Land- und Forstwirtschaft, stattgefunden 
haben. Dabei wurde festgestellt, daß Landwirte, die ein Lohnunter- 
nehmen betreiben, in gleicher Weise wie alle übrigen Landwirte an 
Förderungsmaßnahmen teilhaben können. Für gewerbliche Lohnunter- 
nehmer führten Gespräche mit Herrn Dr. Binkert bei dem für diese 
Betriebe zuständigen Bundesminister für Wirtschaft zu dem Ergebnis, 
daß dort Förderungsmöglichkeiten in den Bereichen der Fortbildung 
und Beratung bestehen. Nach Mitteilung von Herrn Dr. Binkert konnten 
diese Möglichkeiten jedoch aus Gründen, die von Seiten der Lohnunter- 
nehmerverbände zu vertreten sind, bisher nicht genutzt werden. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß das für mich tätige Kurato- 
rium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft zur Zeit die 
Herausgabe spezieller Kalkulationshilfen für Lohnunternehmer vor- 
bereitet und in der Septembersitzung seiner Arbeitsgruppe „Überbe- 
triebliche Maschinenverwendung“ auch über die Bearbeitung aktueller 
Probleme der Lohnunternehmer beraten wird. 


55. Abgeordneter 

Freiherr von 

Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 


Auf welchen gesetzlichen Grundlagen basiert die 
Agrarsozialpolitik der EG-Mitgliedstaaten und wie 
gestalten sich z. B. Beiträge, Leistungen und Staats- 
zuschüsse bei der landwirtschaftlichen Altersver- 
sorgung, Unfall- und Krankenversicherung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 13. August 1975 

Die Agrarsozialpolitik ist in allen Mitgliedstaaten Teil der jeweiligen 
Sozialpolitik der Staaten und basiert somit auf den nationalen Ge- 
setzen. Die soziale Sicherung der Landwirte wird zum Teil im Rahmen 
von Sondersystemen (konsequent in Frankreich, überwiegend in Italien, 
Luxemburg and der Bundesrepublik Deutschland), zum Teil im Rah- 
men von allgemeinen Systemen (Niederlande, Dänemark, Großbri- 
tannien) durchgeführt. 

Belgien hat ein System für alle Selbständigen. In Irland ist das System 
der sozialen Sicherheit nur auf Arbeitnehmer beschränkt; es erfaßt 
Landwirte nur, wenn sie eine versicherungpflichtige Nebentätigkeit 
ausüben. Irische Landwirte mit sehr geringem Einkommen können 
Leistungen aus der Sozialhilfe erhalten und haben eine beschränkte 
Anspruchsberechtigung im Rahmen des Gesundheitsdienstes. 

Die soziale Sicherung der Landwirte erstreckte sich 1973 in den Mit- 
gliedstaaten auf : 

- die Krankenversicherung (Belgien und Niederlande Sachleistungen 
nur bei großen Risiken; Irland lediglich beschränkte Anspruchs- 
berechtigung für bedürftige Personen) 

- Die Alters- und Invaliditätsversicherung (Ausnahmen: Irland sowie 
keine Invaliditätsversicherung in den Niederlanden) 

- die Hinterbliebenenversorgung (nicht in Irland) 

- die Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
(nicht in: Belgien, Niederlande, Irland, Großbritannien). 

Ferner werden in allen Mitgliedsländern Familienhilfen, insbesondere 
Kindergelder gewährt. 

Die Kommission wird in Kürze einen Bericht über die soziale Sicher- 
heit in der Landwirtschaft herausgeben mit dem Stand der nationalen 
Gesetzgebungen zum 1. Juli 1973. 

Sie wird außerdem im Herbst dieses Jahres dem Rat vergleichende 
statistische Daten bis einschließlich 1973 vorlegen über die Höhe 
der Beiträge, Leistungen und Staatszuschüsse im Rahmen der sozialen 
Sicherheit der Landwirte. 

Die Erarbeitung dieses Materials hat sich insbesondere wegen metho- 
discher Schwierigkeiten der Beitrittsländer erheblich verzögert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


56. Abgeordneter 

Schröder 

(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
verschiedenen Sozialversicherungsträger gesonderte 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der pflichtgemäßen 
Abführung von Sozialversicherungsbeiträgen durch- 
geführt werden, und diese Betriebsprüfungen im 
Extremfall von sieben verschiedenen Institutionen 
erfolgen und zu einer erheblichen Störung der 
Arbeits-, Gehalts- und Lohnbuchhaltungen führen 
können, und welche Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung bisher ergriffen oder gedenkt sie in näch- 
ster Zukunft zu ergreifen, um eine Vereinheit- 
lichung und Verringerung der Zahl der Prüfungen 
herbeizuführen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. August 1975 

Die Träger der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung sind kraft 
Gesetzes verpflichtet, die rechtzeitige und vollständige Entrichtung der 
Beiträge zu überwachen. Da die Krankenkassen bei Pflichtversicherten 
auch die Beiträge zu den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie zur Bundesanstalt für Arbeit einziehen, erstrecken 
sich ihre Betriebsprüfungen grundsätzlich auch auf diese Beiträge 
unbeschadet des Rechts der Träger der Rentenversicherungen, eigene 
Prüfungen durchzuführen. 

Wann und wo Betriebsprüfungen durchzuführen sind, entscheiden die 
Versicherungsträger im Rahmen der einschlägigen Vorschriften, ins- 
besondere der Beitrags-Überwachungsverordnung vom 28. Juni 1963, 
in eigener Verantwortung. Das Gesetz verpflichtet die Krankenkassen 
und die Träger der Rentenversicherungen, bei der Beitragsüberwachung 
zusammenzuarbeiten und dazu Näheres zu vereinbaren. 

Die Träger der Unfallversicherung haben das Recht, die eingereichten 
Lohnnachweise der Unternehmen, die für die Berechnung des Umlage- 
beitrags von Bedeutung sind, zu überprüfen. Diese Prüfung ist auch für 
die Unternehmer von Interesse, da sie eine gerechte Verteilung der 
Beitragslast auf alle Mitglieder einer Berufsgenossenschaft sichert. 

Nach alledem ist nicht auszuschließen, daß in dem einen oder anderen 
Fall das Neben- oder Nacheinander von Betriebsprüfungen Vorkommen 
kann. Der Bundesregierung ist jedoch weder bekannt, daß dies in einer 
größeren Zahl von Fällen zutrifft, noch, daß im Einzelfall sieben ver- 
schiedene Institutionen die Abführung von Sozialversicherungsbei- 
trägen prüfen. Sie erwägt daher nicht, eine Gesetzesänderung vorzu- 
schlagen. 


Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Arbeit im 
Einvernehmen mit der Bundesregierung den Mittel- 
ansatz für den Neubau des Behindertenzentrums 
Tönisvorst-Hochbend im Kreis Viersen (NRW) mit 
340 Arbeitsplätzen gestrichen hat, welche Gründe 
waren dafür maßgebend, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, solche schon in der Planung fertige und 
in der Finanzierung bis auf den Anteil der Bundes- 
anstalt für Arbeit gesicherte Projekte gegebenenfalls 
in ein zusätzliches Konjunkturprogramm aufzu- 
nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1 1 . August 1975 

Die Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt für Arbeit haben bei 
den Beratungen eines Nachtrages zum Haushaltsplan für 1975 zwar 
ein Kürzung der Ausgaben für die Förderung von Werkstätten für 
Behinderte beschlossen, gleichzeitig jedoch die Ermächtigung, 1975 
finanzielle Verpflichtungen zu Lasten künftiger Haushaltsjahre einzu- 
gehen, um den Kürzungsbetrag erhöht. Unter der Voraussetzung, daß 
die Bundesregierung den Nachtragshaushalt in der nunmehr beschlosse- 
nen Fassung genehmigt, wäre die Bundesanstalt damit in der Lage, in 
einem begrenzten Umfang Förderungszusagen für vordringliche Pro- 
jekte zu geben, bei denen eine Auszahlung der Förderungsmittel erst 
für die Zeit ab 1976 in Betracht kommt. 

Die Bundesanstalt für Arbeit wird auf Grund dieser veränderten Situation 
erneut eine Prüfung der bereits vorliegenden Anträge vornehmen. Sie 
ist grundsätzlich bereit, auch den Bau der Werkstätte für Behinderte in 
Tönisvorst-Hochbend zu fördern. Ob für diese Maßnahme schon jetzt 
eine verbindliche Zusage erteilt werden kann, muß dem Ergebnis der 
vorgesehenen Prüfung Vorbehalten bleiben. Dabei wird es wesentlich 
auch darauf ankommen, ob das Land Nordrhein-Westfalen Finanzie- 
rungsmittel in dem geplanten Umfang bereitstellen kann. 


57. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 
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58. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Besteht für einen bei der landwirtschaftlichen 
Krankenkasse versicherten Landwirt die Möglich- 
keit, seinen Versicherungsschutz durch Abschluß 
einer Zusatzversicherung bei einer Privatkranken- 
kasse zu verbessern, oder bestehen dagegen recht- 
liche Hinderungsgründe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1 1. August 1975 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen teile ich Ihnen 
mit, daß für einen bei einer landwirtschaftlichen Krankenkasse ver- 
sicherten landwirtschaftlichen Unternehmer keine rechtlichen Hinde- 
rungsgründe gegen den Abschluß einer Zusatzversicherung bei einem 
privaten Krankenversicherungsunternehmen bestehen. 


59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammenhang 
Kiechle mit der derzeitigen Neuregelung von Kriegsdienst- 

(CDU/CSU) verweigerungsrecht sowie Ersatzdienst und Ersatz- 

dienststellen, die Tätigkeit als landwirtschaftlicher 
Betriebshelfer grundsätzlich als Wehrersatzdienst 
anzuerkennen, ähnlich wie der Dienst in THW, 
Feuerwehr und Rotes Kreuz? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. August 1975 

Landwirtschaftlicher Betriebshilfsdienst kann zur Zeit bereits in dafür 
anerkannten Beschäftigungsstellen des Zivildienstes geleistet werden. 
Die Zahl der Dienstplätze für Zivildienstleistende in diesem Bereich 
ist noch gering. Mit dem Deutschen Bauernverband werden jedoch 
bereits Verhandlungen geführt, die eine Ausweitung der Beschäftigungs- 
möglichkeiten für Zivildienstleistende im landwirtschaftlichen Betriebs- 
hilfsdienst zum Ziel haben. Eine generelle Freistellung von Zivildienst- 
leistenden auf Grund geleisteten Betriebshilfsdienstes wird jedoch 
von der Bundesregierung bei der Änderung der Vorschriften des Wehr- 
pflichtgesetzes und des Zivildienstgesetzes nicht angestrebt. 

Die Freistellung vom Zivildienst bei lOjähriger Verpflichtung als Helfer 
im Zivilschutz oder Katastrophenschutz soll den Personalbedarf der 
dem Zivilschutz und Katastrophenschutz angehörenden Organisationen 
im Katastrophen- oder Verteidigungsfali decken. Dieser Freistellung 
liegen demnach andere Voraussetzungen zugrunde als dem von Ihnen 
angesprochenen landwirtschaftlichen Betriebshilfsdienst. 


60. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung das von dem Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnung in Auftrag ge- 
gebene Gutachten von Professor Raisch über die 
Vereinbarkeit des Regierungsentwurfes eines Mit- 
bestimmungsgesetzes mit Artikel 9 des Grundge- 
setzes veröffentlichen, und wann können die Abge- 
ordneten des Deutschen Bundestages mit der Ver- 
fügbarkeit des Gutachtengesamttextes rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. August 1975 

Im Auftrag des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung hat 
Professor Dr. Peter Raisch, Universität Bonn, ein Rechtsgutachten 
über die Vereinbarkeit einer paritätischen Mitbestimmung mit der 
durch Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes garantierten Koalitions- 
freiheit erstattet und am 23. Mai 1975 dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung vorgelegt. Das Gutachten ist dem federführenden 
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Bundestagsausschuß für Arbeit und Sozialordnung Anfang Juni 1975 
zur Verfügung gestellt worden. Ende Juni ist es unter dem Titel „Mit- 
bestimmung und Koalitionsfreiheit“ als Heft 22 der Schriftenreihe 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung im Verlag W. Kohl- 
hammer, Köln, veröffentlicht worden. 


61. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
inwieweit ihre Bemühungen, die sie in der Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung vom 4. Juni 
1975 in Aussicht stellte, weitere Mittel für Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen der Städte und Gemeinden 
zur Verfügung zu stellen, in der Zwischenzeit er- 
folgreich waren, um die Arbeitsämter in die Lage zu 
versetzen, die von den Gemeinden gestellten An- 
träge zu bewilligen, und wie hoch die neu zur Ver- 
fügung zu stellenden Mittel bemessen sein werden? 


62. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung in Verfolg der Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung vom 4. Juni 
1975 nach sicherlich inzwischen vorgenommenen 
Erhebungen nunmehr konkret angeben, in welchem 
Umfang die eingereichten Anträge voraussichtlich 
doch noch eine Förderung erfahren werden, und 
kann die Bundesregierung zur Beseitigung der 
Rechtsunsicherheit in den Gemeinden Auskunft 
darüber geben, nach welchem Verfahren die Priori- 
täten der Anträge im Verhältnis zu den eventuell 
insgesamt nicht ausreichenden Mitteln festgesetzt 
werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 12. August 1975 

Im Gegensatz zum Jahr 1974, in dem nicht alle für Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen (ABM) vorgesehenen Mittel der Bundesanstalt für Arbeit 
ausgegeben werden konnten, wurden in diesem Jahr insbesondere 
von öffentlich-rechtlichen Trägern so viele Förderungsanträge ge- 
stellt, daß die ABM-Mittel bereits vor Mitte dieses Jahres erschöpft 
waren. 

Die Bundesregierung hat daher Anfang Juni 1975 die restlichen Mittel 
aus dem Konjunkturprogramm vom Dezember 1974, die für Beschäfti- 
gungshilfen vorgesehen sind, für die Förderung von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen bereitgestellt. Bereits damit war die Bundesanstalt 
für Arbeit in der Lage, alle mit Anerkennungsbescheiden bewilligten 
Maßnahmen sowie einen Großteil jener Maßnahmen zu fördern, für die 
bis zum 12. Mai 1975 zwar noch kein Anerkennungsbescheid, wohl 
aber die Zustimmung zum Beginn der Arbeiten erteilt worden ist. 

Weitere 155 Millionen DM Verpflichtungsermächtigungen sind im Nach- 
tragshaushalt der Bundesanstalt für Arbeit zur Förderung von Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen vorgesehen. 

Derzeit prüft die Bundesregierung, ob im Rahmen eines neuen Pro- 
gramms darüber hinaus noch Mittel für diesen Zweck zur Verfügung 
gestellt werden können. Die Entscheidung hierüber ist voraussichtlich 
in den nächsten Wochen zu erwarten. 


63. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung prozentuale Angaben 
darüber machen, wie viele ins Erwerbsleben wieder 
eingegliederte Frauen von der Möglichkeit der Nach- 
entrichtung freiwilliger Beiträge für Zeiten, in denen 
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Beiträge wegen Heirat erstattet wurden, in der 
Arbeiterrentenversicherung und Angestelltenver- 
sicherung Gebrauch gemacht haben, welche Bei- 
träge hierfür aufgebracht wurden, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung die Chancen, zu einer 
gesetzlichen Regelung der Beseitigung von Nach- 
teilen aus der sogenannten ,, Heiratserstattung“ in 
der Weise zu gelangen, daß über die Nachentrich- 
tung freiwilliger Beiträge hinaus die in der Renten- 
versicherung und Angestelltenversicherung einge- 
frorenen Arbeitgeberanteile wieder aufleben oder 
durch Pauschalierung entsprechend entschädigt 
werden? 


64. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ungleich- 
behandlung bei der Pauschalbewertung von Männern 
und Frauen während der ersten fünf Kalenderjahre 
in der Rentenversicherung und der Ausbildungs- 
zeiten nach § 1255a der Reichsversicherungsordnung 
(RVO) und § 32 a der Angestelltenversicherung 
(AVG) und § 54 a des Reichsknappschaftsgesetzes 
(RKG) nach Angaben des DGB für das Jahr 1973 
zu dem Ergebnis führen, daß Frauen mit abge- 
schlossener Hochschulbildung 23 1 36 DM, als Brutto- 
jahresentgelt erhalten, Männer hingegen 27 600 DM, 
daß Frauen mit abgeschlossener Fachschulbildung 
17 904 DM erhalten, Männer hingegen 23 160 DM 
und Frauen mit sonstiger Schulausbildung 13 128 DM 
erhalten, Männer hingegen 17 340 DM, und welche 
Schlußfolgerung wird die Bundesregierung aus der 
Tatsache ziehen, daß die Schere beim Bruttojahres- 
arbeitsentgelt von Männern und Frauen während der 
letzten Jahre noch weiter auseinandergegangen ist? 


65. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Welche Chancen sieht die Bundesregierung zu einer 
Beseitigung der Geschlechtsdifferenzierung bei der 
Pauschalbewertung von Männern und Frauen zu 
gelangen und damit den Grundsatz der Gleichbe- 
handlung bei der Berechnung von Werteinheiten 
für Ausfallzeiten von Männern und Frauen durch- 
zusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 12. August 1975 

Ihre Frage nach der Zahl der Frauen, die bisher die Möglichkeit der 
Nachentrichtung von aus Anlaß der Heirat erstatteten Beiträgen ge- 
nutzt haben, sowie nach den hierfür aufgewendeten Beträgen vermag 
ich leider nicht zu beantworten, da den Rentenversicherungsträgern 
statistische Unterlagen, aus denen diese Angaben entnommen werden 
könnten, nicht zur Verfügung stehen. 

Zu Ihrer weiteren Frage, ob es möglich ist, die bei der ,, Heiratserstat- 
tung“ nicht ausgezahlten Arbeitgeberanteile zur Rentenversicherung 
wieder aufleben zu lassen, sofern eine Frau vom Recht der Beitrags- 
nachentrichtung Gebrauch gemacht hat, ist folgendes zu sagen: Bei 
der früher möglichen ,, Heiratserstattung“ an weibliche Versicherte ist 
ebenso wie bei der allgemeinen Beitragserstattung nur die Hälfte der 
eingezahlten Beiträge zurückgezahlt worden, da die Rentenversicherung 
bis zu diesem Zeitpunkt das Versicherungsrisiko für die Frauen ge- 
tragen hat. Wenn die Frauen die Heiratserstattung in Anspruch ge- 
nommen haben, haben sie damit den Verlust ihrer Anwartschaften, 
auf den sie ausdrücklich hingewiesen worden sind, in Kauf genommen. 
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Damit sie trotzdem die för die Alterssicherung entstandenen Nachteile 
ausgleichen oder mildern können, hat der Gesetzgeber im Dritten 
Rentenversicherungs-Änderungsgesetz den Frauen eine Möglichkeit 
zur Nachentrichtung freiwilliger Beiträge eingeräumt, die in mehr- 
facher Hinsicht günstiger ist als die im Rahmen des Rentenreform- 
gesetzes geschaffenen Nachentrichtungsmögiichkeiten. 

Ein Wiederaufleben der Arbeitgeberanteile würde in vielen Fällen zu 
Schwierigkeiten führen, weil die Versicherungsträger nur den Gesamt- 
zeitraum, für den Beiträge erstattet wurden, und die erstattete Summe, 
nicht aber die Anzahl der erstatteten Beiträge und deren einzelne Höhe 
festgehalten haben. Die Kenntnis dieser Fakten wäre für eine Regelung 
des Wiederauflebens der Arbeitgeberanteile jedoch erforderlich. Ange- 
sichts der schon jetzt sehr günstigen Bewertung der nachentrichteten 
Beiträge sieht die Bundesregierung sich aber auch nicht in der Lage, 
wegen des bei der Heiratserstattung untergegangenen Arbeitgeberan- 
teils eine weitere Verbesserung dieser Bewertung vorzuschlagen. Die 
aus einer solchen Regelung resultierenden Mehrbelastungen wären bei 
der gegenwärtigen Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht tragbar. 

Mit Ihrer zweiten und dritten Frage sprechen Sie den Sachverhalt an, 
daß in der gesetzlichen Rentenversicherung für die Bewertung der 
Pflichtbeitragszeiten in den ersten fünf Kalenderjahren und der Zeiten 
einer weiteren Schul-, Fachschul- und Hochschulausbildung für Männer 
und Frauen unterschiedlich hohe Tabellenwerte maßgebend sind. Die 
von Ihnen geschilderten Auswirkungen dieser Regelung sind zutreffend. 
Allerdings bestätigen die Statistiken nicht, daß die Schere zwischen den 
Bruttoarbeitsentgelten der Männer und Frauen in den letzten Jahren 
größer geworden ist. Vielmehr gibt es Anhaltspunkte für eine gegen- 
teilige Entwicklung. So stiegen z. B. die Bruttostundenverdienste aller 
männlichen Arbeiter in der Industrie von Januar 1970 bis Januar 1975 
von 6,15 DM auf 10,02 DM (= + 62,9 %) und die der Frauen von 
4,24 DM auf 7,18 DM (= + 69,3 %). Der Abstand dieser Frauenlöhne 
zu den Männerlöhnen sank von 31,1 % im Januar 1970 auf 28,3 % 
im Januar 1 975. 

Die angesprochenen Regelungen sollen eine Bewertung der genannten 
Zeiten sicherstellen, wie sie sich aus einem zu vermutenden Versiche- 
rungsleben ergeben würde. Entsprechend diesem Grundgedanken 
orientiert sich die Regelung an den Arbeitsverdiensten, die von 
männlichen und weiblichen Versicherten im Durchschnitt - zusammen- 
gefaßt in großen Gruppen - wie z. B. oben angegeben, tatsächlich er- 
zielt und vom Statistischen Bundesamt jährlich festgestellt werden. 
Deshalb spiegeln die Unterschiede in der Bewertung, die sich aus den 
Tabellenwerten ergeben, nur die tatsächlichen Unterschiede in der 
Einkommenssituation bei Männern und Frauen wieder. Daraus ist 
zu entnehmen, daß es sich hier um ein allgemeines gesellschaftspoli- 
tisches Problem handelt, und nicht um ein solches der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Die Bundesregierung hat auf die unterschied- 
liche Einkommenssituation von Männern und Frauen mehrfach hin- 
gewiesen und ist hierüber im Gespräch mit den hierfür maßgebenden 
Gruppen unserer Gesellschaft. 

Abschließend möchte ich noch bemerken, daß einen wichtigen Bei- 
trag zum Ausgleich von rentenversicherungsrechtlichen Nachteilen der 
Frauen infolge der Lohnstruktur in der Vergangenheit die Renten- 
reform 1972 gebracht hat. Die damals eingeführte Rente nach Mindest- 
einkommen, die bisher in über 80 % der Fälle Frauen zugute gekommen 
ist, beseitigt oder mildert gerade solche Nachteile einer früheren unter- 
schiedlichen Entlohnung. 

Im übrigen ist vor dem Bundesverfassungsgericht ein Verfahren an- 
hängig, das die für Männer und Frauen unterschiedlich hohen Tabellen- 
werte für Beitragszeiten nach dem Fremdrentengesetz zum Gegenstand 
hat. Da die Werte für die ersten fünf Kalenderjahre und die Ausbildungs- 
zeiten den Tabellen zum Fremdrentengesetz entnommen sind, sollte 
der Ausgang dieses Verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht 
abgewartet werden. 
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66. Abgeordneter 

Freiherr von 

Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte plant die Bundesregie- 
rung im Zusammenhang mit den schwerwiegenden 
Aussagen des Bundesarbeitsministers vor der Bre- 
mer Arbeitnehmerkonferenz der SPD? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. August 1975 

Vor der Bundeskonferenz für Arbeitnehmerfragen in der SPD am 
14. Juni 1975 in Bremen hat Bundesminister Arendt in einer längeren 
Rede über allle wichtigen und aktuellen Themen der Sozialpolitik - vom 
Ausbau des Arbeitsschutzes bis zum Mitbestimmungsentwurf - ge- 
sprochen. Daher möchte ich um Ihr Verständnis bitten, wenn ich hier 
nur allgemein zum Ausdruck bringen kann, daß die Bundesregierung 
stets um eine gerechte Verwirklichung des Sozialstaatsgedankens 
im Rahmen des finanziell Machbaren bemüht ist. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie mir die Stellen aus der zitierten Rede, auf die es 
Ihnen besonders ankommt, näher bezeichnen könnten. Die von Ihnen 
gewünschte Auskunft werde ich Ihnen dann gerne geben. 


67. Abgeordneter 

Freiherr von 

Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Prüfungsergebnissen ist die Bundes- 
regierung bezüglich einer gerechteren und sinn- 
volleren Verteilung unseres Sozialaufwandes ge- 
langt - insbesondere im Hinblick auf die Renten- 
und Krankenversicherungsgesetzgebung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. August 1975 

Am 11. Juli 1975 hat die Sozialpolitische Gesprächsrunde, der die 
Vertreter der wichtigsten gesellschaftlichen Gruppen angehören, über 
das Thema „Finanzierung der Sozialen Sicherheit und Grenzen der 
Belastbarkeit der Versicherten und der Unternehmen“ diskutiert. 
Auf Vorschlag von Bundesminister Arendt hat sie 3 Arbeitsgruppen 
eingesetzt, die sich mit folgenden Fragen befassen sollen: 

- Probleme der Arbeitsförderung und der ausländischen Arbeit- 
nehmer, 

- Kostendämpfung in der Krankenversicherung, 

- Probleme in der Rentenversicherung. 

Die erste Arbeitsgruppe hat bereits am 31. Juli 1975 zum ersten Male 
getagt und sich mit Änderungen des Arbeitsförderungsgesetzes, ins- 
besondere der Förderung der beruflichen Bildung, befaßt. Die beiden 
anderen Arbeitsgruppen sind mit Rücksicht auf die Urlaubszeit für 
Anfang September eingeladen. 

Nach Abschluß dieser Beratungen wird die Bundesregierung zu ent- 
scheiden haben, ob und welche Maßnahmen sie einleitet. 


68 . 


Abgeordneter 

Freiherr von 

Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im 
Zusammenhang mit der besorgniserregenden Fi- 
nanzlage der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg 
die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung erhöht 
werden müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. August 1975 


Eine Erhöhung des Beitrags zur Bundesanstalt für Arbeit ist derzeit 
nicht beabsichtigt. Für Zeiten, in denen der Bedarf der Bundesan- 
stalt für Arbeit nicht aus Beitragseinnahmen und aus der Rücklage 
gedeckt werden kann, sieht das Arbeitsförderungsgesetz ausdrücklich 
die Gewährung von Darlehen und Zuschüssen des Bundes vor. 
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69. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten und Maßnahmen hat die 
Bundesregierung bisher ergriffen bzw. für die Zu- 
kunft vorgesehen, um den Bedarf an Werksärzten, 
der sich nach dem am 1. Dezember 1974 in Kraft 
getretenen „Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits- 
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher- 
heit“ ergibt, zu decken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. August 1975 

Das in Ihrer Frage liegende Interesse, daß das für die Durchführung 
des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) notwendige 
Personal alsbald zur Verfügung steht, wird von der Bundesregierung 
voll geteilt. Nur bitte ich um Verständnis für die grundsätzliche Be- 
merkung, daß die Bundesregierung die Anzahl des notwendigen Fach- 
personals, d. h. auch die Zahl der Betriebsärzte, nicht unmittelbar 
beeinflussen kann. 

Die Bundesregierung hat jedoch zusammen mit den Ländern, den Be- 
rufsgenossenschaften und der Bundesärztekammer alles unternommen, 
durch rechtliche und organisatorische Maßnahmen das Interesse an der 
Arbeitsmedizin zu verstärken. Hierzu hat zunächst einmal das Arbeits- 
sicherheitsgesetz selbst beigetragen, das nunmehr Aufgaben und Stel- 
lung des Betriebsarztes im Betrieb regelt. Weiter enthält die neue 
Approbationsordnung Vorschriften über die arbeitsmedizinische Aus- 
bildung der Studenten. Für approbierte Ärzte wurden Fort- und Weiter- 
bildungsmöglichkeiten geschaffen. Zur Erlangung der nach dem Ar- 
beitssicherheitsgesetz vorgeschriebenen arbeitsmedizinischen Fachkun- 
de wurden die Anforderungen jedenfalls für eine Übergangszeit - so 
festgelegt, daß relativ schnell Ärzte mit arbeitsmedizinischen Grund- 
kenntnissen für eine betriebsärztliche Tätigkeit zur Verfügung stehen. 

Ich möchte hierzu noch bemerken, daß die Bundesregierung derzeit 
gemäß einem Auftrag des Deutschen Bundestages einen Bericht über 
den Vollzug des Arbeitssicherheitsgesetzes vorbereitet, in dem sie auch 
einen Überblick über den Aufbau und den Umfang der betriebsärzt- 
lichen Versorgung geben wird. Der Bericht soll im Laufe des kommen- 
den Jahres im Zusammenhang mit dem nächsten Unfallverhütungsbe- 
richt vorgelegt werden. 


Sieht die Bundesregierung Mittel und Wege, Ar- 
beitsmediziner bzw. Ärzte, die bereit wären, sich 
auf diesem Gebiet zu spezialisieren, aus dem Aus- 
land für die Wahrnehmung derartiger Aufgaben in 
der Bundesrepbulik Deutschland anzuwerben und 
zu vermitteln? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung hat keine Bedenken, daß auch Ärzte aus dem Aus- 
land in der Bundesrepublik Deutschland als Betriebsärzte tätig werden; 
dies hat sich auch in einzelnen Betrieben bereits bewährt, in denen viele 
ausländische Arbeitnehmer der gleichen Nationalität beschäftigt sind. 
Die Zulassung für Ärzte aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften ist seit dem 16. Juni 1975 in einer EG-Richtlinie über das 
Niederlassungsrecht geregelt. Für Ärzte aus anderen Ländern kann eine 
Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Berufs nach der 
Bundesärzteordnung erteilt werden. 

Ausländische Ärzte haben die Möglichkeit, sich auf Grund von ent- 
sprechenden Anzeigen der Betriebe oder der überbetrieblichen Zentren 
zu bewerben. Die Bundesregierung glaubt jedoch nicht, daß ein solches 
Interesse bei einzelnen Ärzten im Ausland es rechtfertigen würde, 
entsprechende Werbe- und Vermittlungsmaßnahmen durchzuführen, 
zumal auch in den anderen Staaten kein Überangebot an Ärzten besteht. 


70. Abgeordneter 

Kater 

(SPD) 
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Von welchen Organisationen hat die Bundesregie- 
rung, vertreten durch den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, eine Stellungnahme zur Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 7. Juni 
1973 anläßlich der Verabschiedung des Achten Ge- 
setzes zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 
erbeten, und wie erklärt sie, daß unter den ange- 
sprochenen Verbänden nicht die Union der Leiten- 
den Angestellten war, obwohl diese in Vertreter- 
versammlung und Vorstand der Bundesanstalt für 
Arbeit Sitz und Stimme hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. August 1975 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat zur Vorbe- 
reitung des Berichts der Bundesregierung an den Deutschen Bundes- 
tag zur sozialen Selbstverwaltung die Spitzenorganisationen der Ar- 
beitnehmer und Arbeitgeber sowie die Spitzenverbände der Sozial- 
versicherungsträger um eine schriftliche Stellungnahme gebeten. So- 
weit es hierbei um Fragen der Durchführung der Sozialversicherungs- 
wahlen im Jahr 1974 geht, wird der Bericht im wesentlichen die Hin- 
weise berücksichtigen, die der Bundeswahlbeauftragte für die Durch- 
führung der Wahlen in der Sozialversicherung in seinem Bericht vor- 
gelegt hat. Für die Erstellung dieses Berichtes sind alle Organisationen 
- also auch die Union der leitenden Angestellten gehört worden, die 
in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversicherungsträger ver- 
treten sind. 

Bei den von den Spitzenverbänden der Sozialversicherungsträger ange- 
forderten Stellungnahmen ist dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung auch eine Äußerung der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte zugegangen. Wie uns mitgeteilt worden ist, ist diese 
Stellungnahme im Vorstand behandelt worden. 

Auch die mir von anderen Organisationen und Verbänden, darunter 
auch der Union der leitenden Angestellten, zugegangenen Äußerungen 
werden bei den Überlegungen zur Abfassung des Berichts der Bundes- 
regierung berücksichtigt. 


71. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Ist es richtig, daß die engen Beziehungen zwischen 
den Verteidigungsministern Leber und Schlesinger 
sich einseitig zugunsten Amerikas auswirkten, 
dann nämlich, als die deutschen Rüstungsexperten 
auf Lebers Weisung alle Unterlagen über deutsche 
Waffenentwicklungen an die USA ablieferten, 
während ihre amerikanischen Gesprächspartner 
interessante Details verheimlichten und sich hinter 
den Industriegeheimnissen ihrer Rüstungskonzerne 
versteckten (vgl. ,, Stern“, Nr. 30, 17. Juli 1975, 
S. 89)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Es gibt weder eine Weisung des Bundesministers der Verteidigung, 
alle Unterlagen über deutsche Waffenentwicklungen an die USA ab- 
zuliefern, noch ist bisher ein Fall bekannt geworden, in dem die Re- 
gierung der USA Details verheimlicht hat und sich hierbei als Vor- 
wand der Industriegeheimnisse der amerikanischen Konzerne bediente. 
Die US-Regierung hat mit der Freigabe von Daten nur dann gezögert, 
wenn Entwicklungen noch im Wettbewerb standen. 


72. Abgeordneter 
Damm 
(CDU/CSU) 
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Diese Zurückhaltung war jedoch stets mit der Zusage der Freigabe 
aller Informationen verbunden, sobald der Wettberwerb abgeschlossen 
ist. Dort, wo bei fertig entwickeltem Gerät mit der Bundesrepublik 
Deutschland ein Lizenznachbau vereinbart wurde, ist die Überlassung 
der Daten ohne Zögern zugesagt worden. So wie dieses auch anderer- 
seits von deutsch-französischer Seite im Falle des Waffensystems 
ROLAND geschehen ist. Es kann keine Rede davon sein, daß sich die 
engen Beziehungen zwischen den Verteidigungsministern Leber und 
Schlesinger einseitig zugunsten Amerikas auswirkten. 


73. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Ergebnis hat die von der Bundes- 
regierung im Sommer 1973 in Aussicht gestellte 
Überprüfung, ob das Schloß Waldthausen bei 
Mainz von der dort stationierten militärischen 
Einheit geräumt werden kann, geführt, und welche 
Nutzungsabsichten verfolgt die Bundesregierung 
für diesen Fall mit Schloß Waldthausen? 


74. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Ist sichergestellt, daß von dem Plan, in dem Nah- 
erholungsgebiet um Waldthausen Erweiterungsbau- 
ten zu errichten, in jedem Falle und endgültig 
Abstand genommen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Die Bundeswehr hat die Möglichkeiten für eine Räumung des Schlosses 
Waldthausen in der Zwischenzeit überprüft. Die Stadt Mainz hatte um 
Freigabe gebeten und Angebote von Ersatzgelände zugesagt. Die vor- 
geschlagenen Ersatzgelände haben sich jedoch als nicht geeignet er- 
wiesen. 

Da die Stadt Mainz keine weiteren Vorschläge mehr unterbreitet hat, 
führt nunmehr die Bundeswehr ohne zunächst den Eingang weiterer 
Vorschläge abzuwarten — nochmals Erkundungen von Ersatzgelände 
durch. 

Sollte die Liegenschaft geräumt werden, wird sie in das Allgemeine 
Grundvermögen des Bundes überführt, wonach auch ein anderweitiger 
Nutzungsbedarf des Bundes geprüft werden muß. 

Bundeswehrplanungen über den Ausbau der Liegenschaft werden nicht 
weiter verfolgt. 


75. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Hat das NATO-Hauptquartier die Freistellung im 
Zusammenhang mit dem Abzug der Niederlän- 
dischen HAWK-Batterien aus Hessisch Oldendorf 
erklärt, damit die im Bundesministerium für Ver- 
teidigung bestehenden Pläne realisiert werden 
können? 


76. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne bestehen im Bundesministerium für 
Verteidigung, um nach dem Abzug der Nieder- 
ländischen Streitkräfte die Kasernen neu - und 
durch wen - zu belegen, um dadurch die wirt- 
schaftliche Sicherheit der Stadt zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Mit Schreiben vom 12. Juni 1975 hat der Vorsitzende des Militär- 
ausschusses der NATO dem Generalsekretär der NATO - Controller 
for Infrastructure - vorgeschlagen, wie andere auch die Truppenunter- 
kunft Hessisch Oldendorf aus dem NATO-Bestand zu streichen. 
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Diese Truppenunterkunft ist in die Stationierungsüberlegungen für 
die im kommenden Jahr im NORTHAG-Bereich zu stationierende 
neue US-Brigade einbezogen. Der erforderliche Entscheidungsprozeß 
läuft. Ich bitte aber um Verständnis, wenn ich verbindliche Angaben 
dazu jetzt noch nicht machen kann. Neben den Wünschen der USA 
sind auch NATO-Belange abzuwägen. 

Falls sich diese Stationierungsüberlegungen nicht verwirklichen lassen, 
weil die Kaserne in Hessisch Oldendorf eine zu geringe Unterbringungs- 
kapazität und einen für mechanisierte Truppen unzureichenden Tech- 
nischen Bereich aufweist, ist der Führungsstab des Heeres an dieser 
Truppenunterkunft für die Unterbringung von Soldaten im Rahmen 
der Fachausbildung des Heeres interessiert. Die Prüfung dieser Mög- 
lichkeit wird vorsorglich parallel vorangetrieben. 

Sobald die Entscheidung getroffen ist, werde ich Ihnen das Ergebnis 
gerne mitteilen. 


77. Abgeordneter Besteht eine Anweisung des Bundesministers der 
Dr. Kempfier Verteidigung an die Kreiswehrersatzämter, be- 
(CDU/CSU) vorzugt arbeitslose Wehrpflichtige zum Grund- 

wehrdienst einzuziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Es gibt keine Weisung an die Kreiswehrersatzämter, bevorzugt arbeits- 
lose Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst heranzuziehen. Ein solcher 
Auftrag kann schon deshalb nicht erteilt werden, weil die Wehrersatz- 
behörden nicht wissen können, wann ein Wehrpflichtiger arbeitslos 
geworden ist. 

Im übrigen werden die einzuberufenden Wehrpflichtigen ausschließ- 
lich unter dem Gesichtspunkt ihrer militärischen Eignung ausgewählt. 
Die optimale Verwendungsmöglichkeit der Wehrpflichtigen wird vor 
der Einberufung durch Psychologen in einer besonderen Eignungs- 
und Verwendungsprüfung festgestellt, der sich jeder wehrdienstfähige 
Wehrpflichtige zu unterziehen hat. Bei gleicher Eignung wird selbst- 
verständlich ein Arbeitsloser vorrangig einberufen, wenn er diesen 
Wunsch dem Kreiswehrersatzamt mitteilt. 


78. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Würde sich eine solche verstärkte Einziehung in der 
Richtung auswirken, daß man landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte in wesentlichem Umfang von der 
Ableistung des Wehrdienstes zurückstellen könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Selbst wenn verstärkt arbeitslose Wehrpflichtige einberufen würden, 
könnte sich das grundsätzlich nicht dahingehend auswirken, daß land- 
wirtschaftliche Arbeitskräfte in wesentlichem Umfang von der Ab- 
leistung des Wehrdienstes zurückgestellt würden. Die Wehrpflichtigen 
werden nämlich nicht nach Berufen angefordert und einberufen, son- 
dern - wie oben dargelegt - nur nach ihrer in einem besonderen Ver- 
fahren festgestellten Eignung für den militärischen Einsatz. Deshalb 
kann auch nicht eine bestimmte Berufsgruppe von der Einberufung 
ausgenommen werden. Abgesehen davon, daß eine solche Regelung 
nicht nur sofort auch von anderen Berufsgruppen für sich in Anspruch 
genommen würde und damit die Durchführung einer ordnungsgemäßen 
Einberufung erheblich gefährdet wäre, verstieße sie gegen den Gleich- 
behandlungsgrundsatz und wäre rechtswidrig. 
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79. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Sind dem Bundesministerium der Verteidigung 
Streikdrohungen in Zusammenhang mit den Forde- 
rungen nach erhöhter Fliegerzulage durch Jet- 
Piloten bekannt, und wenn ja, welche Maßnahmen 
sind bisher bzw. werden ergriffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Dem Bundesministenum der Verteidigung ist von Streikdrohungen im 
Zusammenhang mit den Forderungen nach erhöhter Fliegerzulage 
durch Jet-Piloten nichts bekannt. 

Da an der Loyalität der Strahlflugzeugfiihrer ebenso wenig Zweifel 
besteht wie an der aller Soldaten der Bundeswehr, wurden bisher 
besondere Maßnahmen nicht ergriffen noch wird die Einleitung be- 
sonderer Maßnahmen für erforderlich gehalten. 


80. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat der Bundesminister der 
Würtz Verteidigung mit der Neufassung der Zentralen 

(SPD) Dienstvorschrift 10/5 insbesondere mit der 

Neuregelung des Zapfenstreiches für Rekruten - 
bisher gemacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 13. August 1975 

Die Neufassung der Zentralen Dienstvorschrift (ZDv) 10/5 — Der 
Innendienst Ausgabe August 1974, wurde im Laufe des Monats 
April 1975 an die Truppe ausgeliefert. Wegen der kurzen Gültigkeits- 
dauer liegen umfassende Erfahrungsberichte aus der Truppe noch 
nicht vor; sie sind für Ende dieses Jahres angefordert. 

Die Neuregelung für die Einteilung zum Unteroffizier vom Dienst 
(UvD) hat sich in der Praxis nicht bewährt; sie führte zu einer Über- 
belastung der Unteroffiziere ohne Portepee und der Unteroffizieran- 
wärter mit bestandener Laufbahnprüfung. Aus diesem Grunde wurde 
die Vorschrift am 1. August 1975 geändert. Zukünftig können unter 
gewissen Voraussetzungen auch andere Mannschaftsdienstgrade als 
UvD-Diensttuer eingeteilt werden. 

An der Festlegung des Zapfenstreiches für Rekruten hat sich mit der 
Herausgabe der neu gefaßten ZDv 10/5 praktisch nichts geändert. 
Bereits nach der alten Regelung konnte für die Dauer der allgemeinen 
Grundausbildung der Zapfenstreich auf 22.00 Uhr vorverlegt werden. 
Hiernach ist fast ausnahmslos verfahren worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


81. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise und wann gedenkt die Bundes- 
regierung der im Bericht des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform vom 14. Juni 1972 
(Drucksache VI/3521) wiedergegebenen Ankündi- 
gung nachzukommen, ,,sie werde durch eine Ände- 
rung der zu § 1 1 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften (GjS) 
erlassenen Durchführungsverordnung den Kreis der 
antragsberechtigten Stellen erweitern und die Vor- 
aussetzungen für eine bessere Marktbeobachtung 
schaffen, damit der Jugendschutz nach dem GjS 
effektiver gestaltet werden könne“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 22. Juli 1975 

Die auf Grund der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
7. Juni 1973 (Drucksache 7/514) vorgenommene Prüfung hat ergeben, 
daß sich - neben der eingeleiteten Reform des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes, das eine Verbesserung des Gesundheitsschutzes und der ge- 
sundheitlichen Betreuung jugendlicher Auszubildender und Arbeit- 
nehmer vorsieht — z. Z. zwei Möglichkeiten abzeichnen, durch eine 
Änderung bundesrechtlicher Vorschriften den Jugendschutz wirk- 
samer zu gestalten und zwar 

1. durch eine Neufassung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit, 

2. durch eine Erweiterung des Kreises der bei der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften antragsberechtigten Stellen. 

Soweit in dem Entschließungsantrag eine verstärkte Koordinierung 
der Tätigkeit der Gesundheitsbehörden einerseits sowie der Jugend- 
schutz-, Ordnungs- und Polizeibehörden andererseits angesprochen 
wird, überschreiten Einwirkungsmöglichkeiten in diesem Bereich die 
Zuständigkeit der Bundesregierung. 


82. 


Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


ln welcher Weise ist die Bundesregierung der Auf- 
forderung des Deutschen Bundestages vom 7. Juni 
1973 nachgekommen, ,,zu prüfen, ob durch eine 
Änderung bundesrechtlicher Vorschriften der Ju- 
gendschutz wirksamer ausgestaltet, die gesundheit- 
liche Kontrolle verbessert und die Tätigkeit der 
Gesundheitsbehörden einerseits sowie der Jugend- 
schutz-, Ordnungs- und Polizeibehörden anderer- 
seits in verstärktem Maße koordiniert werden 
kann“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 22. Juli 1975 

Hinsichtlich einer Erweiterung des Kreises der bei der Bundesprüf- 
stelle antragsberechtigten Stellen gehen die Überlegungen dahin, in 
diesen Kreis auch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
einzubeziehen. 

Nachdem feststeht, daß das Jugendhilferecht in der laufenden Legis- 
laturperiode nicht mehr verabschiedet werden kann, wird es im Hin- 
blick auf die verfügbare Arbeitskapazität des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit voraussichtlich möglich sein, bis 
Ende des Jahres auch insoweit die notwendigen Arbeiten in Angriff 
zu nehmen. 

83. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Arbeits- 
Dr. Fuchs weise der Otto-Benecke-Stiftung bei der Eingliede- 

(CDU/CSU) rung junger Zuwanderer, und ist sie gegebenenfalls 

bereit, geeignete Schritte zu unternehmen, um Ab- 
hilfe zu schaffen, wenn Unzulänglichkeiten und 
vermeidbare Verzögerungen bei der Hilfeleistung 
entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 5. August 1975 

Die Bundesregierung beurteilt die Arbeitsweise der Otto-Benecke- 
Stiftung bei der Eingliederung junger Zuwanderer auf Grund jahre- 
langer Erfahrungen grundsätzlich positiv. Bei dem erheblich ange- 
stiegenen Arbeitsvolumen der Otto-Benecke-Stiftung sind in Einzel- 
fällen Schwierigkeiten und Engpässe naturgemäß nicht auszuschließen. 
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Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, im Rahmen der ihr 
gegebenen Möglichkeiten darauf hinzuwirken, daß derartige Schwie- 
rigkeiten künftig vermieden werden. 


84. Abgeordneter 

Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im früheren elterlichen Haushalt 
lebende Vollwaisen keinen Anspruch auf Kinder- 
geld haben, während ihre Eltern, lebten sie noch, 
einen entsprechenden Antrag stellen könnten, 
und wird die Bundesregierung bejahendenfalls 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) vorlegen, um 
diese ungerechte und unbillige Härte rückwirkend 
zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 7. August 1975 

Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz hat den Zweck, 
die wirtschaftliche Belastung, die den Eltern durch den Unterhalt 
ihrer Kinder entsteht, zu mindern. Das Kindergeld wird daher immer 
nur einem Elternteil, nicht aber dem Kind selbst gewährt. Für Voll- 
waisen kann es nur gezahlt werden, wenn eine andere Person bei ihnen 
Elternstelle einnimmt. Dafür kommen nach § 2 Abs. 1 BKGG Adoptiv-, 
Stief-, Pflege- und Großeltern sowie Geschwister in Betracht. Diese 
Personen sind aber - mit Ausnahme der Adoptiveltern - nur dann 
anspruchsberechtigt, wenn sie die Vollwaisen in ihren Haushalt auf- 
genommen haben oder als Großeltern oder Geschwister die Vollwaisen 
überwiegend unterhalten, d. h. ähnlich wie leibliche Eltern durch die 
Kinder wirtschaftlich belastet sind. Für Vollwaisen, die keine derartigen 
„Ersatzeltern“ haben (alleinstehende Vollwaisen), kann Kindergeld 
nicht gezahlt werden. 

Die Bundesregierung hat zuletzt im Zusammenhang mit der Reform 
des Familienlastenausgleichs geprüft, ob den alleinstehenden Voll- 
waisen Für sich ein eigener Anspruch auf Kindergeld eingeräumt werden 
sollte. Die Prüfung hat folgendes ergeben: 

Die Zubilligung eines eigenen Kindergeldanspruchs würde nur dann 
zu einer Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der alleinstehenden 
Vollwaisen führen, wenn ihre Hinterbliebenenversorgung (z. B. Waisen- 
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder zivilrechtliche 
Schadenersatzansprüche) zur Deckung des Unterhaltsbedarfs aus- 
reicht. In diesen Fällen besteht jedoch kein offensichtliches Bedürfnis, 
unter Durchbrechung des Systems des Familienlastenausgleichs Kinder- 
geld zu leisten. Reicht dagegen die Hinterbliebenenversorgung nicht 
zur Deckung des Unterhaltsbedarfs aus oder bestehen überhaupt keine 
Ansprüche auf Hinterbliebenenversorgung, und sind die Vollwaisen 
somit auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen, müßten diese Leistun- 
gen um das Kindergeld gemindert werden. In diesen Fällen würde die 
Zahlung von Kindergeld an die alleinstehenden Vollwaisen ausschließ- 
lich den Trägern der Sozialhilfe zu Gute kommen. Allein um dieses 
Ergebnis willen ist jedoch die Durchbrechung des Systems des Fami- 
lienlastenausgleichs, die in der Zubilligung eines Kindergeldanspruchs 
an alleinstehende Vollwaisen läge, nicht vertretbar. 


85. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche Bemühungen hat die Bundesregierung in 
Brüssel unternommen, um den gesetzlichen Schutz 
des fränkischen Bocksbeutels im Bereich der EG 
zu gewährleisten - vor allem im Zusammenhang 
mit der Ratsverordnung 2133/74 und insbesondere 
mit der darin enthaltenen Ermächtigung, bestimmte 
Behältmsformen bestimmten Weinen vorzubehalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 8. August 1975 

Die Bundesregierung hat — wie bereits in den Antworten auf Ihre bei- 
den früheren Anfragen in den Fragestunden des Deutschen Bundes- 
tages vom 6. II. November 1974 und vom 1 5 ./ 1 6 . Januar 1975 zu die- 
sem Problem ausgeführt worden ist bei den Beratungen einer Ge- 
meinschaftsverordnung über die Bezeichnung und Aufmachung der 
Weine und der Traubenmoste von Anfang an auf eine Regelung ge- 
drungen, die einen Schutz der Bocksbeutelflasche für den Franken- 
wein ermöglicht. Die Grundlage dafür ist in der Ermächtigung des 
Artikels 40 Abs. 2 Buchstabe b der Verordnung (EWG) des Rates 
Nr. 2133/74 vom 8. August 1974 (ABI. Nr. L 227 S. 1) geschaffen 
worden, deren Aufnahme in die Verordnung die deutsche Delegation 
gegen den nachhaltigen Widerstand anderer Delegationen durchge- 
setzt hat. Sie ermächtigt die Kommission, in einer Durchführungs- 
verordnung zur Unterscheidung der Qualität und des Ursprungs be- 
stimmte Behältnisse bestimmten Erzeugnissen vorzubehalten. Daß 
diese Regelung im Hinblick auf den Schutz der Bocksbeutelflasche 
erfolgt ist, hat auf Betreiben der deutschen Delegation der Rat 
in einer gemeinsamen Erklärung zu Artikel 40 Abs. 2 Buchstabe b 
der Verordnung ausdrücklich bekräftigt. 

Wie gleichfalls schon in den Antworten auf Ihre früheren Anfragen 
ausgeführt, kann jedoch nicht erwartet werden, daß innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften ein absoluter Schutz der Bocksbeutel- 
flasche für die Frankenweine erreicht werden kann, d. h. ein Ver- 
wendungsverbot auch für solche ausländischen Weine die diese oder 
eine ähnliche Flaschenform seit Jahrzehnten berechtigterweise ver- 
wenden. Das Verlangen, einen so erworbenen Besitzstand anzuer- 
kennen, würde die Bundesregierung nicht ablehnen können, ohne 
damit gleichzeitig den angestrebten Schutz der Bocksbeutelflasche 
für den Frankenwein zu gefährden. 

Bei der Beratung des Entwurfs einer Verordnung (EWG) der Kom- 
mission über die Durchführungsbestimmungen bei der Bezeichnung 
und Aufmachung von Weinen und Traubenmosten hat sich die deut- 
sche Delegation mit Nachdruck dafür eingesetzt, daß die Benutzung 
der Bocksbeutelflasche oder ihr ähnlicher Flaschenformen aus- 
schließlich auf die Weine beschränkt wird, zu deren Abfüllung diese 
Flaschenformen traditionell verwendet werden. Sie hat daher die in 
der ersten Fassung des Entwurfs vorgesehene Regelung, die die Bocks- 
beutelflasche im Bereich der Europäischen Gemeinschaften neben den 
Qualitätsweinen aus Franken und dem badischen Frankenland ganz all- 
gemein ,,für andere Quaiitätsweine b. A. oder für eingeführte Weine“ zu- 
lassen wollte, ,,bei denen die Abfüllung und Präsentierung in den ge- 
nannten Flaschen schon vor dem Tag des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung herkömmlich und üblich war“, entschieden abgelehnt und mit 
Nachdruck darauf bestanden, daß die zur Benutzung dieser Flaschenform 
berechtigten Qualitätsweine b. A. und eingeführten Qualitätsweine 
abschließend aufgeführt werden müssen, nachdem vorher für jeden 
einzelnen von ihnen der erworbene Besitzstand geprüft und nachgewie- 
sen ist. Daran und an der Schaffung von Kennzeichnungsvorschriften, 
die eine Täuschung des Verbrauchers über die Herkunft der einzelnen 
in gleiche oder ähnliche Formen abgefüllten Erzeugnisse ausschließen, 
wird die deutsche Delegation auch weiterhin festhalten. 


86 . 


Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Treffen nach Meinung der Bundesregierung die 
Fakten über die Strahlenbelastung der schweize- 
rischen Bevölkerung durch Röntgendiagnostik, 
über die die Subkommission für medizinische 
Fragen der Eidgenössischen Strahlenschutzkom- 
mission in der Schweizerischen Ärztezeitung 
Nr. 19/1975 berichtet hat, auch für die deutsche 
Bevölkerung zu, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls die Gefahren dieser Strah- 
lenbelastung für die Gesundheit der Menschen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 8. August 1975 

Die von der Subkommission für medizinische Fragen der Eidgenös- 
sischen Strahlenschutzkommission in der schweizerischen Ärzte- 
zeitung Nr. 19 21, 1975. veröffentlichten Fakten über die Strahlen- 
belastung der schweizerischen Bevölkerung durch röntgendiagnostische 
Maßnahmen gleichen im wesentlichen den für die Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland bekannten Werten. Die Gefahren dieser 
Strahlenbelastung werden ebenso kritisch eingeschätzt wie in der 
Schweiz. 


87. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung. 
Biechele eine Reduktion der Belastung der Bevölkerung 

(CDU/ CSU) durch medizinische Anwendung von Strahlen zu 

erreichen, um dadurch gesundheitliche Gefahren 
für die Menschen abzuwehren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 8. August 1975 

Die Bundesregierung hat bereits vor Jahren entsprechende Maßnahmen 
getroffen, die Strahlenbelastung der Bevölkerung durch medizinische 
Anwendung von Röntgenstrahlen auf das unbedingt notwendige Maß 
zu reduzieren. Die in dem oben genannten schweizerischen Bericht 
enthaltenen Forderungen sind zum großen Teil in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits realisiert. Die Verordnung über den Schutz vor 
Röntgenstrahlen vom 1. März 1973 regelt nicht nur den Schutz der 
Beschäftigten, sondern auch den Schutz der Patienten. Außerdem ist 
für die röntgenologisch tätigen Ärzte die Teilnahme an einer Aus- 
bildungsveranstaltung über den Strahlenschutz vorgeschrieben. Die 
Ausbildung der in der Röntgenologie tätigen medizinisch-technischen 
Radiologieassistenten ist in dem Gesetz über technische Assistenten in 
der Medizin vom 8. September 1971 geregelt. Auch für die Geräteaus- 
stattung gibt es Vorschriften von Seiten der Kassenärztlichen Ver- 
einigung. Unabhängig von den bestehenden gesetzlichen und kassen- 
ärztlichen Regelungen wird die Entwicklung durch ein seit 1974 
laufendes Forschungsvorhaben ,, Strahlenbelastung der Bevölkerung 
in der Bundesrepublik Deutschland durch medizinische Maßnahmen, 
insbesondere in der Röntgendiagnostik“ weiter verfolgt. Die sich aus 
den Ergebnissen dieser Untersuchungen eventuell abzeichnenden not- 
wendigen Maßnahmen werden bei der Novellierung der entsprechenden 
gesetzlichen Vorschriften berücksichtigt werden. 


88. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen sich der 
Fiebig Geburtenrückgang im Jahr 1974 im Vergleich zu 

(SPD) den Vorjahren abgeschwächt hat, und in den kom- 

menden Jahren wieder mit höheren Geburten- 
ziffern zu rechnen ist? 


89. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


Welche familienpolitischen Konsequenzen wird die 
Bundesregierung gegebenenfalls ziehen, wenn die 
Geburtenjahrgänge zunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 1 1 . August 1975 

Es ist zutreffend, daß der seit Jahren anhaltende Geburtenrückgang 
in der Bundesrepublik Deutschland sich im Jahr 1974 deutlich abge- 
schwächt hat. Nach den Berechnungen der amtlichen Bevölkerungs- 
statistik betrug der Rückgang der Zahl der Geburten 1974 gegenüber 
1973 nur noch 1,5 %, während er in den früheren Jahren erheblich 
höher teilweise bis zu 10 % - war. 
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Wie sich die Geburtenzahlen in den nächsten Jahren tatsächlich ent- 
wickeln werden, läßt sich nicht mit Sicherheit Voraussagen. Abzu- 
sehen ist, daß in den nächsten Jahren, vor allem ab Beginn der 80er 
Jahre, relativ geburtenstarke Jahrgänge in das Heiratsalter aufrücken. 
Bei gegenüber heute unveränderter durchschnittlicher Kinderzahl 
pro Ehe wäre damit tendenziell ansteigende Geburtenzahlen ab 
1976 zunächst noch sehr geringfügig, ab Beginn der 80er Jahre etwas 
merklicher zu erwarten. Selbst bei ansteigenden Geburtenzahlen 
muß jedoch nach wie vor insgesamt mit einem gewissen Rückgang 
der Bevölkerungszahl gerechnet werden. 

Wie bereits in der Stellungnahme zum Zweiten Familienbericht dar- 
gelegt wurde, sieht die Bundesregierung es als ein grundlegendes Men- 
schenrecht an, daß die Ehepartner über die Zahl ihrer Kinder und den 
Zeitpunkt der Geburt frei und verantwortlich entscheiden. Die Fa- 
milienpolitik hat nach Auffassung der Bundesregierung die Aufgabe, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Partner ihre ent- 
sprechenden Wünsche auch tatsächlich verwirklichen können. 

Die grundlegenden Ziele der Familienpolitik, wie sie im Zweiten Fa- 
milienbericht dargelegt sind, sind unabhängig von derartigen Schwan- 
kungen in der Geburtenentwicklung. Besondere Konsequenzen in der 
Gesamtanlage der Familienpolitik erscheinen daher auch bei eventu- 
ellen geringfügigen Veränderungen der Geburtenzahlen nicht ange- 
bracht. 


90. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Arzneimittelfirma Sandoz AG 
Geiger Nürnberg 100 Tabletten ihres Herzmittels Visken 

(SPD) in der Bundesrepublik Deutschland um 57 DM ver- 

kauft, während sie 100 Tabletten des gleichen Arz- 
neimittels in der Schweiz für 7,50 DM verkauft, 
und hat die Bundesregierung bejahendenfalls die 
Möglichkeit, auf die Firma einzuwirken, daß dieses 
Arzneimittel auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum gleichen Preis wie in der Schweiz verkauft 
wird. 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 12. August 1975 

Es trifft nicht zu, daß die Arzneispezialität Visken in der Bundes- 
republik Deutschland teurer ist. Nach den der Bundesregierung vor- 
liegenden Informationen beträgt der Apothekenverkaufspreis für 
100 Tabletten Visken in der Bundesrepublik Deutschland 32,10 DM 
(mit Mehrwertsteuer), in der Schweiz 45 Sfr (ohne Mehrwertsteuer), 
die dem derzeitigen Kurswert 42,75 DM entsprechen. 


91. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerungen 
Kroll-Schlüter des Direktors der Universitätsklinik Düsseldorf, 

(CDU/CSU) Professor Eberhard Schmidt, in einem dpa-Inter- 

view, der eine Möglichkeit, die Rate der Säug- 
lingssterblichkeit zu senken, u. a. darin sieht, daß 
man den Arzt von der Routinebetreuung gesunder 
Schwangerschaften entlasten solle, damit er für 
die bessere Betreuung von Risikoschwangerschaften 
frei sei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekreärs Zander 
vom 13. August 1975 

In einer öffentlich gehaltenen Antrittsvorlesung wurde von Professor 
Schmidt ein Stufenplan zur Umstrukturierung der Schwangerenvor- 
sorge vorgeschlagen und zur Diskussion gestellt. 
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Das angeführte Zitat, das aus dieser Vorlesung stammt, muß im Kon- 
text des gesamten Vortrages gesehen werden. 

Danach könnte lediglich im Zuge langfristiger berufspolitischer Ände- 
rungen angestrebt werden, geeignete medizinische Hilfsberufe ver- 
stärkt zu bestimmten Aufgaben der Schwangerenbetreuung heranzu- 
ziehen. 

Die Bundesregierung verfolgt keine konkreten Pläne, über die bereits 
bestehenden rechtlichen Möglichkeiten hierzu hinauszugehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


92. Abgeordneter Wie hat sich die Zahl der festgestellten bzw. ge- 
Dr. Wernitz schätzten Beinahe-Zusammenstöße in der zivilen 

(SPD) Luftfahrt im Bereich der Bundesrepublik Deutsch- 

land während der letzten fünf Jahre entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 4. August 1975 


Die Entwicklung der Meldungen über „Gefährliche Begegnungen zwi- 
schen Luftfahrzeugen“ im Luftraum während der letzten Jahre ist 
folgender Tabelle zu entnehmen: 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

Meldungen über gefähr- 
liche Begegnungen 

282 

207 

342 

363 

242 

davon Kategorie A 
(ernstere Fälle) 

62 

64 

132 

1 14 

91 


93. Abgeordneter Welche konkreten Schritte werden aus Anlaß des 
Dr. Wernitz jüngsten Beinahe-Zusammenstoßes eines Starfighters 

(SPD) der niederländischen Luftwaffe mit einer Luft- 

hansa-Maschine unternommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 4. August 1975 

Die holländische Luftwaffe ist unverzüglich nach der Meldung der 
„Gefährlichen Begegnung“ zwischen der Boeing 737 der Deutschen 
Lufthansa und den beiden holländischen Starfightern um Untersuchung 
des Vorfalles gebeten worden. Wenngleich diese Untersuchung noch 
nicht abgeschlossen ist, steht bereits heute fest, daß die Ursache nicht 
in der Flugsicherung und der zivil-militärischen Integration zu suchen 
ist. 

Die holländischen Militärpiloten flogen unkontrolliert auf Sicht und 
näherten sich dabei nach Angaben des Lufthansa-Kapitäns in gefähr- 
licher Weise der nach Instrumentenflugregeln und unter der Kontrolle 
der Flugischerung fliegenden Lufthansa-Maschine. Der Ansatz zur 
Lösung der Problematik liegt deshalb hier unter anderem in einer 
Verbesserung der Einhaltung der luftverkehrsrechtlichen Vorschriften 
durch die militärischen Piloten, d. h. einer Erhöhung der fliegerischen 
Disziplin. Die beteiligten Stellen sind zur Veranlassung geeigneter 
Maßnahmen aufgefordert worden. 
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94. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der für den 
Abtransport des Kalis aus dem Werrarevier He- 
ringen-Philippsthal im Ostteil des Kreises Hersfeld- 
Rotenburg, lebensnotwendigen Kreisbahn von 
Heimboldshausen nach Bad Hersfeld wegen ständig 
steigender Bilanzverluste die Schließung droht? 


95. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dem Landkreis Hersfeld-Rotenburg die finanziellen 
Lasten abzunehmen, die ihm für die aus politischen 
Gründen zwingend notwendig in Betrieb zu haltende 
Kreisbahn als Folge der Grenzziehung erwachsen? 


96. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Ausgleichszahlungen 
an die Hersfelder Kreisbahn für die Bilanzverluste 
durch die Sozialtarife im Berufs- und Schülerverkehr 
im gleichen Maße zu leisten wie an die Deutsche 
Bundesbahn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 4. August 1975 

Dem Bund stehen für den Ausgleich von Betriebsverlusten einer nicht- 
bundeseigenen Eisenbahn keine Mittel zur Verfügung. Das gilt auch für 
den Ausgleich der Unterdeckungen, die im Berufs- und Schülerverkehr 
entstehen. 

Der Kaliverkehr zwischen Gerstungen und Dankmarshausen ist in dem 
Verkehrsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR vom 26. Mai 1972 geregelt. Seitdem wird dieser Verkehr durch 
die vertraglich geregelte Mitbenutzung eines Streckenteils der Deut- 
schen Reichsbahn ohne Störung abgewickelt. 


97. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


Wie können Vorkommnisse, wie der Beinahe- 
Zusammenstoß zwischen Flugzeugen der hollän- 
dischen Luftwaffe und der Lufthansa Anfang 
Juli 1975 zwischen Dortmund und Osnabrück, 
verhindert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 4. August 1975 

Die holländische Luftwaffe ist unverzüglich nach der Meldung der 
, gefährlichen Begegnung“ zwischen der Boeing 737 der Deutschen 
Lufthansa und den beiden holländischen Starfightern um Untersuchung 
des Vorfalles gebeten worden. Wenngleich diese Untersuchung noch 
nicht abgeschlossen ist, steht bereits heute fest, daß die Ursache nicht 
in der Flugsicherung und der zivilmilitärischen Integration zu suchen 
ist. 

Die holländischen Militärpiloten flogen unkontrolliert auf Sicht und 
näherten sich dabei nach Angaben des Lufthansa-Kapitäns in gefähr- 
licher Weise der nach Instrumentenflugregein und unter der Kontrolle 
der Flugsicherung fliegenden Lufthansa-Maschine. Der Ansatz zur 
Lösung der Problematik liegt deshalb hier unter anderem in einer 
Verbesserung der Einhaltung der luftverkehrsrechtlichen Vorschriften 
durch die militärischen Piloten, d. h. in einer Erhöhung der fliegerischen 
Disziplin. Die beteiligten Stellen sind zur Veranlassung geeigneter 
Maßnahmen lufgefordert worden. 
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98. Abgeordneter Welche Auskunft hat der Staatssekretär im Bun- 
Picard desverkehrsministerium, Ruhnau, SPD-Kommunal- 

(CDU/CSU) Politikern aus dem Rodgau über die zukünftige 

Entwicklung der Bundesbahnstrecke Offenbach 
Ober-Roden -Dieburg erteilt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Den SPD-Kommunalpolitikern aus dem Rodgau wurde mitgeteilt, daß 
der Ausbau von Bundesbahnstrecken im Rodgau nicht zu den Maß- 
nahmen zählt, die zu dem mit dem Land Hessen in Gesprächen im 
Frühjahr vereinbarten Investitionsvolumen der S-Bahn Frankfurt 
bis 1 985 gehören. 

Weiter wurde mitgeteilt, daß es mit Zustimmung des Landes Hessen 
möglich sei, an der Strecke Offenbach-Ober-Roden mit sogenannten 
,, Kleinvorhaben Investitionssumme unter 5 Millionen DM — “ Maß- 
nahmen durchzuführen, die der Attraktivitätsverbesserung dienen, 
wenn sie 

a) den S-Bahnbau nicht präjudizieren, 

b) einem S-Bahnausbau nach 1985 nicht hinderlich sind und 

c) dadurch keine Folgekosten entstehen. 

Hierzu zählen z. B. Umsteigeverbesserungen in Offenbach zum Zeit- 
punkt der Inbetriebnahme der S-Bahn bis Offenbach-Hanau. 


99. Abgeordneter 
Picard 

(CDU/CSU) 


Trifft es insbesondere zu, daß - entgegen allen 
bisherigen Verlautbarungen der Deutschen Bun- 
desbahn selbst und des Bundesverkehrsmi- 
nisteriums das Ministerium nun Bemühungen 
finanziell unterstützen werde, die Rodgaubahn 
attraktiver zu machen, auch was die Fahrplange- 
staltung angeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Nein, es wurde lediglich davon gesprochen, daß geprüft werden solle, 
ob ohne Veränderung des Zugangebots Verbesserungen des Über- 
ganges in Offenbach auf Fernzüge der Deutschen Bundesbahn mög- 
lich sind. 


100. Abgeordneter 
Picard 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben bei Bejahung der Frage 99 — 
das Bundesverkehrsministerium bewogen, bei einer 
gegenüber den letzten Jahren eher negativer ein- 
zuschätzenden Entwicklung des Verkehrsaufkom- 
mens infolge stagnierender oder gar abnehmender 
Bevölkerungszahl nun plötzlich die Bereitschaft zu 
Investitionen und verbessertem Verkehrsangebot 
zu erklären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Wegen negativer Beantwortung der Frage 99 entfällt die Beantwortung 
der Frage 100. 


101. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Mehr- 
kosten für den Neubau der Schnellbahntrasse 
Mannheim-Stuttgart, die durch die gravierenden 
Planänderungen auf Grund der Zusagen an die zu- 
ständigen kommunalen Stellen eingetreten sind? 
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102. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung noch weiter für ange- 

Dr. Zeitei fceigt, an den unrealistischen Planungsgrundlagen für 

(CDU/CSU) den Neubau der Schnellbahntrasse Mannheim- 

Stuttgart festzuhalten, und in welchem Umfang ist 
gegebenenfalls mit der Bereitstellung von Finanzie- 
rungsmitteln in den Jahren 1976/77 zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Der Bundesregierung sind gravierende Planänderungen, die auf Grund 
von Zusagen an kommunale Stellen zu Mehrkosten geführt haben 
sollen, nicht bekannt. Ebenfalls ist der Bundesregierung nicht bekannt, 
daß die Planungsgrundlagen unrealistisch seien. 

Die Bereitstellung von Finanzierungsmitteln in den Jahren 1976/77 
läßt sich noch nicht abschließend beurteilen, da die Verhandlungen 
für den Haushalt 1976 und die Fortschreibung der mehrjährigen Fi- 
nanzplanung bis 1979 noch nicht abgeschlossen sind. 


103. Abgeordneter Hält die Bundesregierung daran fest, daß der Ausbau 

Milz der Bundesautobahn A 1 von Wißkirchen bis zur 

(CDU/CSU) rheinlandpfälzischen Landesgrenze in der 1 . Dring- 

lichkeitsstufe bleibt? 


104. Abgeordneter Welche Priorität mißt die Bundesregierung innerhalb 

Milz des Neubaues von Bundesautobahnen dem Ausbau 

(CDU/CSU) der A 1 angesichts der derzeitigen und auch zu- 

künftigen Finanzlage des Bundes zu? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Die Überprüfung des Bedarfsplanes befindet sich in fortgeschrittenem 
Stadium. Auf Verwaltungsebene haben bereits Gespräche mit den 
Ländern stattgefunden. In Kürze werden Gespräche auf Ministerebene 
folgen. Nach Abschluß und Auswertung dieser Gespräche wird auch 
eine Aussage über die künftige Dringlichkeitseinstufung der A 1 zwi- 
schen Wißkirchen und der Landesgrenze Rheinland-Pfalz gemacht 
werden können. 

Eine Aussage über die Priorität der A 1 innerhalb des Neubaues von 
Bundesautobahnen unter Berücksichtigung der derzeitigen und auch 
dei zukünftigen Finanzlage des Bundes ist ebenfalls noch nicht mög- 
lich. In der Fragestunde am 19./20. Februar 1975 und am 18. April 
1975 wurde bereits dargelegt, daß nach den derzeitigen finanziellen 
Dispositionen noch keine Angaben darüber möglich sind, wann die 
Bundesautobahn A 1 von Wißkirchen bis zur Landesgrenze Rhein- 
land-Pfalz weitergebaut werden kann. 

105. Abgeordneter Wann ist mit einem 6-spurigen Ausbau der Auto- 

Braun bahn Leverkusen Kamen zwischen den Anschluß- 

(CDU/CSU) stellen Wermelskirchen und Wuppertal-Süd zu 

rechnen? 


106. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Raum Remscheid- Lüttring- 
Braun hausen Grundstücksverhandlungen geführt werden 

(CDU/CSU) mit dem Ziel, bei einem eventuell 6-spungen Ausbau 

nicht auf beiden Fahrbahnseiten Gelände zu erwer- 
ben, sondern den Gesamtausbau auf einer der be- 
stehenden Fahrbahnseiten durchzuführen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Nach dem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen in den Jahren 1 97 1 — 
1 985 ist im Zuge der A 1 zwischen den Anschlußstellen Wermels- 
kirchen und Wuppertal-Süd kein 6-spuriger Ausbau vorgesehen. In 
diesem Bereich sollen lediglich Standstreifen und in der Steigungs- 
strecke nördlich der Raststätte Remscheid abschnittsweise Zusatz- 
fahrstreifen für Langsamfahrzeuge angebaut werden. Ein Zeitpunkt 
hierfür kann noch nicht genannt werden. 

Von Grunderwerbsverhandlungen im Raum Remscheid -Lüttringhausen 
ist hier nichts bekannt. Auch Rückfragen haben hierzu keinen Anhalts- 
punkt ergeben. 

107. Abgeordneter Entspricht es den verkehrspolitischen Vorstellungen 
Biechele der Bundesregierung, daß sich durch die Erhöhung 

(CDU/CSU) der Benutzungsgebühren für Kräne und Container 

um 65 % zum 1. April 1975 durch die zuständigen 
Stellen der Deutschen Bundesbahn für die Con- 
tainer-Bahnhöfe wie Singen (Hohentwiel) im Fern- 
bereich der Großstädte die Existenzfrage stellt, weil 
die Hauptbenutzer dieser Einrichtungen aus Grün- 
den der Wirtschaftlichkeit auf die Straße wechseln, 
und sieht gegebenenfalls die Bundesregierung 
Möglichkeiten, diese bedenkliche verkehrspolitische 
Entwicklung in Randgebieten der Bundesrepublik 
Deutschland zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Die Umschlaggebühr für den Großcontainerverkehr ist in Anpassung 
an die gestiegenen Kosten mit Wirkung vom 1. April 1975 um 10 v. H. 
von 30 DM auf 33 DM angehoben worden. Sie gilt für alle Container- 
bahnhöfe im Bereich der Deutschen Bundesbahn. 

Mit dieser Anhebung der Umschlaggebühr konnte jedoch eine volle 
Kostendeckung nicht erreicht werden, da sie schon bei 30 DM - also 
vor dem 1. April 1975 nicht gegeben und eine höhere Anhebung 
im Hinblick auf die allgemeine wirtschaftliche Situation in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht opportun war. 

Die Deutsche Bundesbahn hat den Verkauf ihres Leistungsangebotes 
im Großcontainerverkehr den Gesellschaften Transfracht und Inter- 
container übertragen, die im Rahmen ihrer Möglichkeiten markt- 
gerechte Haus-Haus-Preise offerieren. 


108. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Presseveröffentlichungen 
bestätigen, wonach täglich etwa 50 Kinder durch 
unsachgemäß ausgerüstete Fahrräder verunglücken, 
und welche Maßnahmen wird sie gegebenenfalls 
treffen, um diesem erschreckenden Mißstand 
abzuhelfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Die Bundesregierung kann Presseveröffentlichungen der genannten 
Art nicht bestätigen, da die sachgemäße Ausrüstung von Fahrrädern 
nicht amtlich so überwacht wird, wie das z. B. bei den Kraftfahrzeugen 
nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung der Fall ist. Aus 
diesem Grunde gibt es auch keine statistischen Ergebnisse von Kinder- 
unfällen im Straßenverkehr, die auf einen mangelhaften Betriebszu- 
stand von Fahrrädern zurückzuführen sind. Es wird daher vermutet, 
daß den Presseberichten örtliche oder regionale Erhebungen zugrunde 


53 




Drucksache 7/3977 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


liegen, deren Ergebnisse auf das Bundesgebiet hochgerechnet wurden. 
Der betriebssichere Zustand der Fahrräder wird grundsätzlich von den 
Polizeien der Bundesländer im Rahmen der verkehrspolizeilichen Über- 
wachung des Straßenverkehrs mit überprüft. 

Die Bundesregierung ist jedoch bemüht, auch ihrerseits zur Verhütung 
derartiger Unfälle beizutragen. Sie hat daher in ihrem Programm ,,Mehr 
Sicherheit auf unseren Straßen“ (vgl. Drucksache Nr. 7/1283 vom 
28. November 1973) vorgesehen, daß die Schüler der Grundschulen 
auf die Teilnahme am Straßenverkehr als Radfahrer theoretisch und 
praktisch vorbereitet werden. Am Ende der Grundschulzeit soll allge- 
mein eine Radfahrerprüfung abgelegt werden. Fahrradturniere sollen 
das praktische Können der Schüler erweitern. 

Die Durchführung dieses Programmpunktes obliegt dem Deutschen 
Verkehrssicherheitsrat und seinen Mitgliedsorganisationen insbe- 
sondere der Deutschen Verkehrswacht (DVW), die in Zusammenar- 
beit mit den Schulen und den örtlichen Polizeidienststellen die Rad- 
fahrprüfungen abnimmt und Fahrradturniere durchführt. Im Jahr 
1975 sind hierfür 80000 DM an Mitteln aus dem Bundeshaushalt veran- 
schlagt. 

Hierbei wird auf eine Unterrichtung der Schulkinder über die sachge- 
rechte Ausrüstung der Fahrräder besonderer Wert gelegt. Außerdem 
hat die Deutsche Verkehrswacht mit Unterstützung der Fahrradindu- 
strie eine Broschüre mit dem Titel „Der verkehrssichere Radfahrer“ 
herausgegeben, in der auch die wesentlichen Erfordernisse eines ver- 
kehrssicheren Fahrrades herausgestellt werden. 

In der vom Bundesminister für Verkehr kürzlich eingeleiteten und bis 
in das Jahr 1976 hineinreichenden Aufklärungsaktion „Gegen Unfälle 
in geschlossenen Ortschaften“ werden Kinder und Jugendliche in be- 
sonderen Zielgruppen als Fußgänger und Zweiradfahrer (Fahrräder, 
Mofas, Mopeds) angesprochen. Auch in dieser Aktion wird die Betriebs- 
sicherheit des Zweirades ein wesentlicher Bestandteil der Aufklärungs- 
arbeit sein. 

Es ist zu erwarten, daß die genannten Maßnahmen und Vorhaben ge- 
eignet sind, die Sicherheit der Kinder als Radfahrer zu erhöhen und sie 
vor Unfällen, die oft aus leichtfertig vernachlässigter Überprüfung ihres 
Fahrrades entstehen, zu schützen. 


109. Abgeordneter 

Geiger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es unter den 
Benützern der Verbundverkehrseinrichtungen der 
Deutschen Bundesbahn erheblichen Ärger gibt, 
weil die Fahrkarten nur über Automaten erworben 
und nicht an den Fahrkartenschaltern gelöst wer- 
den können, daß Reisende, die in diesen Zügen 
ohne einen gültigen Fahrausweis angetroffen wer- 
den, mindestens 20 DM Strafe zahlen müssen, und 
daß durch diese Regelung erst kürzlich eine 62jäh- 
rige Frau aus Oberursel ums Leben kam, weil sie 
aus einem fahrenden Zug aussteigen wollte, um 
eine Fahrkarte nachzulösen, da sie die „erhöhte 
Beförderungsgebühr“ von 20 DM nicht bezahlen 
konnte? 


1 10. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit der Deutschen 
Bundesbahn in Verhandlungen einzutreten mit 
dem Ziel, diese zu einer menschlicheren Regelung 
zu veranlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Die Vollautomatisierung des Fahrkartenverkaufs ist eine der Voraus- 
setzungen für die dringend erforderliche Begrenzung der Kostenunter- 
deckung in den Verkehrsverbünden. Auch die Kontrolle der Reisenden 
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durch ..Prüftrupps statt durch Zugbegleitpersonale basiert auf solchen 
Überlegungen. Beide Regelungen führen, um Fahrgeldhinterziehungen 
auf ein Mindestmaß zu beschränken, zwangsläufig zur Erhebung des 
erhöhten Fahrgeldes von 20 DM von Reisenden, die ohne gültigen 
Fahrausweis angetroffen werden. An eine Änderung des bestehenden 
Verfahrens kann nicht gedacht werden, weil dies erhöhte Kosten zur 
Folge hätte, die wiederum eine stärkere Anhebung der Fahrpreise 
nach sich ziehen müßten. Eine solche Änderung könnte übrigens nicht 
von der Bundesregierung allein, sondern nur in Zusammenarbeit mit 
den Verbundgesellschaften vorgenommen werden. 

Der Hergang des bedauerlichen Unfalls in Oberursel ist nach Angaben 
der Deutschen Bundesbahn noch nicht eindeutig geklärt. Im übrigen 
hat die Deutsche Bundesbahn versichert, daß Reisende nur dann zum Ver- 
lassen des Zuges aufgefordert werden, wenn die Zahlung des erhöhten 
Beförderungsentgelts verweigert oder die für die Nachforderung des Be- 
trages notwendige Angabe der Personalien verweigert oder verschleiert 
wird. 


111. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, nach denen bei der Flug- 
Dr. Kraske sicherungszentrale in Frankfurt jährlich rund 300 

(CDU/CSU) Beinahe-Zusammenstöße im Luftraum über der 

Bundesrepublik Deutschland gemeldet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Die Anzahl der Meldungen über gefährliche Begegnungen schwanken 
von Jahr zu Jahr erheblich. Diese Meldungen werden in verschiedenen 
Kategorien eingeteilt (Sichtungsmeldungen, weniger gefährliche und 
gefährliche Begegnungen). 



1973 

1974 

Meldungen über gefährliche 

Begegnungen 

363 

242 

davon Kategorie A (ernstere F'älle) 

1 14 

91 


112. Abgeordneter Hat die Bundesregierung den Beinahe-Zusammen- 
Dr. Kraske stoß zwischen einer Lufthansa-Boeing 737 und zwei 

(CDU/CSU) holländischen Starfightern am 7. Juli 1975 über 

Osnabrück zum Anlaß genommen, zusätzliche 
Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit des 
Luftverkehrs zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Der Ansatz zur Lösung der Probleme liegt vor allem in einer Verbesse- 
rung der Einhaltung der luftverkehrsrechtlichen Vorschriften durch 
die militärischen Piloten, d. h. in einer Erhöhung der fliegerischen 
Disziplin. Die beteiligten Stellen sind zur Veranlassung geeigneter 
Maßnahmen aufgefordert worden. 


113. Abgeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

'SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die, 
zunehmende Lärmbeslästigung durch Kleinkraft- 
räder einzudämmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 14. August 1975 

Die mit § 49 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) ver- 
bundenen Grenzwerte werden nach dem jeweiligen Stand der Tech- 
nik und den wirtschaftlichen Möglichkeiten herabgesetzt. 

Bei der Europäischen Gemeinschaft werden z. Z. unter deutscher 
Mitarbeit Vorschriften hinsichtlich der Geräuschentwicklung der 
Krafträder entwickelt. Ich rechne damit, daß die Kommission dem 
Rat noch in diesem Jahr einen entsprechenden Vorschlag vorlegen 
wird. Sollte das bis zum Herbst nicht geschehen, so sähe ich mich 
veranlaßt, eine Verschärfung der einschlägigen nationalen Vorschrif- 
ten der StVZO einzuleiten. Zur Problematik der Geräuschentwicklung 
ist grundsätzlich zu bemerken, daß die Geräuschpegel neuer nach 
§ 20 StVZO in den Verkehr kommender Fahrzeuge unterhalb der 
vorgeschriebenen Grenzwerte liegen. Leider muß festgestellt werden, 
daß manche Fahrzeughalter unzulässige Veränderungen vornehmen, 
insbesondere durch Ausräumen der Schalldämpfer. Dem entgegen- 
zuwirken liegt nicht im Einflußbereich des Bundesverkehrsministers. 
Für die Überwachung der im Verkehr befindlichen Fahrzeuge sind die 
Polizeien der Länder zuständig. 


114. Abgeordneter 

Vehar 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen zur Milderung der 
Straßenverkehrsunfälle in geschlossenen Ortschaften 
plant die Bundesregierung für das Jahr 1976, nach- 
dem sie selbst in ihrem Bericht vom 26. Mai 1975 
über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfallver- 
hütung im Straßenverkehr diese Aufgabe als vor- 
dringliche Aufgabe des nächsten Jahres auf diesem 
Gebiet bezeichnet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Die im Verkehrssicherheitsprogramm 1973 der Bundesregierung und im 
zugehörigen Maßnahmen-Zeit-Katalog zu diesem Programm (Druck- 
sache 7/3685, IV. Abschnitt) aufgeführten Maßnahmen kommen auch 
der Verkehrssicherheit in geschlossenen Ortschaften zugute, sofern sie 
nicht auf das außerörtliche Straßennetz beschränkt sind, wie etwa Bau- 
und Verkehrslenkungsmaßnahmen an Autobahnen. 

Ein Teil der Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms 1973 
entfaltet jedoch seine Wirkung überwiegend im innerörtlichen Bereich. 
Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen auf dem Gebiet der Verkehrs- 
erziehung und -aufklärung, die den verstärkten Schutz von Kindern 
und älteren Menschen sowie von motorisierten wie nichtmotorisierten 
Zweiradfahrzeugen zum Ziel haben (Nr. 14, 15, 17, 18, 20, 21 Maß- 
nahmen-Zeit-Katalog, Drucksache 7/3685, IV. Abschnitt), da die Teil- 
nahme dieser vier Gruppen am Straßenverkehr ihren deutlichen Schwer- 
punkt im innerörtlichen Bereich hat. 

Das gleiche gilt für einen Teil der Maßnahmen im Bereich der Zulassung 
von Personen zum Kraftfahrzeugverkehr und der Verkehrsregelung 
(Nr. 27.1, 35, 36 Maßnahmen-Zeit-Katalog), aber auch für solche auf 
straßenbaulichem und straßenverkehrstechnischem Gebiet (Nr. 49, 
50.1, 50.2, 55 Maßnahmen-Zeit-Katalog) sowie im Bereich des Ret- 
tungswesens und der Forschung. Ein Auszug aus dem Maßnahmen-Zeit- 
Katalog ist beigefügt. Der größte Teil dieser Maßnahmen ist eine Dauer- 
aufgabe. Der andere Teil, der 1976 wirksam werden soll, umfaßt 

den Ausbau der Gefahrenlehre in der Fahrausbildung (Nr. 27.1), 

Vorschriften über das Warnblinklicht und das Vorbeifahren an 

Schulbussen (Nr. 35) sowie 

die Einführung von auffälligen Schulbusschildern. 
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Darüber hinaus hat der Bundesminister für Verkehr im Juni 1975 
eine Aufklärungsaktion gegen Unfälle in geschlossenen Ortschaften 
eingeleitet, die sich zunächst bis Sommer 1976 ausschließlich den 
Aufgaben widmen wird, Innerortsunfälle zu verhüten und in ihren 
Folgen zu mildern. 


Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel und 
in Zusammenarbeit mit den Ländern eine gezielte 
über das ganze Jahr verteilte Großaktion im ge- 
samten Bundesgebiet durchführen zu lassen und 
sich dafür einzusetzen, daß diese Großaktion durch 
den Verkehrssicherheitsrat und seine Mitglieder, 
insbesondere durch die auf diesem Gebiet aktive 
und erfolgreiche Deutsche Verkehrswacht mit 
ihren tausenden von amtlichen Mitarbeitern, durch- 
geführt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Unter dem Titel: „ Aktion Vorbildliche Verkehrsfamilie“ wurde im 
Juni 1975 in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrat und mit Unterstützung der Massenmedien eine Aufklärungs- 
kampagne begonnen, um den Unfällen in geschlossenen Ortschaften 
entgegenzuwirken. 

Die Kampagne, die sich nahtlos anschließt an die erfolgreichen Kam- 
pagnen gegen Alkohol am Steuer und für das Anlegen von Sicher- 
heitsgurten, bedient sich vornehmlich der Mittel von Presse und Public 
Relations. Auf traditionelle Werbemittel (etwa Broschüren, Plakate) 
soll weitgehend verzichtet werden. Insgesamt sollen von Juni bis De- 
zember 1975 rund 2,5 Millionen DM aufgewendet werden, um die 
Öffentlichkeit zunächst zu ,, sensibilisieren“ d. h. sie auf falsches Ver- 
halten und Gefahrensituationen im Ortsverkehr hinzuweisen und ein 
stärkeres, allgemeines Bewußtsein für die Probleme des Innerorts- 
verkehrs zu schaffen. Im nächsten Jahr sollen dann die Verkehrsteil- 
nehmer zu angepaßterem Verhalten motiviert werden. 

Die Kampagne richtet sich nicht nur an die Autofahrer, sondern glei- 
chermaßen an die große Gruppe der Fußgänger, die sowohl Gefährdete 
als auch Unfallverursacher sind. Im Mittelpunkt der Bemühungen 
stehen vor allem Kinder, insbesondere zwischen fünf und sieben Jahren, 
und ältere Menschen. Eine weitere Zielgruppe bilden die jugendlichen 
Rad-, Mofa- und Mopedfahrer. Die Kampagne hat im Jahr 1975 den 
Namen Aktion ,, Vorbildliche Verkehrsfamilie“, um damit auf die 
Vielschichtigkeit der Zielgruppen hinzuweisen und um anzudeuten, 
daß alle im Ortsverkehr eine große Familie sind, von der vorbildliches, 
partnerschaftliches Miteinander gefordert wird. 

An die Aktion „Vorbildliche Verkehrsfamilie“ des Jahres 1975 werden 
sich 1976 detaillierte Zielgruppenprogramme für Kraftfahrer, Kinder, 
Jugendliche und ältere Mitbürger anschließen, um zu verkehrsgerechte- 
rem Verhalten zu motivieren. 

Für diese Zielgruppenprogramme sind 10 Millionen DM notwendig. 
Eine Ausschreibung für die Mitarbeit qualifizierter Public Relation- 
Agenturen läuft gegenwärtig. 

Die Aktion „Vorbildliche Verkehrsfamilie 75“ und die Zielgruppen- 
programme 1976 bilden die Einheit der Aufklärungskampagne „Gegen 
Unfälle in geschlossenen Ortschaften“. 

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat hat sich durch Vorstandsbeschluß 
zu diesen Aufklärungsmaßnahmen bekannt und durch seinen Hauptge- 
schäftsführer am 5. Juni 1975 erklärt: „Als Vertreter des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates liegt mir lediglich daran, deutlich zu machen, 
daß es sich um eine Gemeinschaftsaktion handelt, in der das Bundes- 


115. Abgeordneter 

Vehar 

(CDU/CSU) 
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Verkehrsministerium mit seinen Möglichkeiten und der gesamte Mit- 
gliederkreis des Deutschen Verkehrssicherheitsrates mit so potenten 
und kompetenten Körperschaften und Organisationen wie die Deut- 
sche Verkehrswacht, die Berufsgenossenschaften und die Automo- 
bilclubs sowie ganzen Wirtschaftsgruppen wie der HUK-Verband, 
die Automobilindustrie, die großen Mineralölfirmen und schließlich 
auch ganz maßgeblich die interessierten Journalisten aus allen Fach- 
richtungen nach besten Kräften Zusammenwirken. 

Gerade in seiner letzten Sitzung vor wenigen Tagen (am 28. Mai 1975) 
hat der Vorstand des Deutschen Verkehrssicherheitsrates seine unein- 
geschränkte Zustimmung zu dem jetzt der Öffentlichkeit präsentierten 
Programm und seine volle Einsatzbereitschaft für dessen Verwirklichung 
zum Ausdruck gebracht. 

Grundlage aller dieser Gemeinschaftsaktionen ist die Erkenntnis, die 
vor langen Jahren bereits zur Gründung des Kuratoriums ,,Wir und die 
Straße“ führte. Es ging darum, den Staat mit seinem Apparat und den 
freien Bürger mit seinen Initiativen an einen runden Tisch zu bringen, 
um mit der Vereinigung dieser beiden Energien ein Höchstmaß an 
Kraft einzusetzen bei allen Bemühungen um mehr Verkehrssicherheit 
auf unseren Straßen. Was vor 15 Jahren als Versuch in Gang gebracht 
wurde, hat nunmehr zu einer echten partnerschaftlichen Zusammen- 
arbeit von Staat und Staatsbürger geführt, wie sie heute in dem Ihnen 
dargestellten Aktionsprogramm deutlich zum Ausdruck kommt“. 


116. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Le- 
serzuschriften an die Braunschweiger Zeitung, 
daß zahlreiche Unfälle auf der B 490 hätten ver- 
mieden werden können, wenn der seit Jahren in 
Aussicht gestellte Ausbau im Sinne einer Auto- 
bahn vorgenommen und derzeitige Straßenschäden 
wie Spurrillen, schlechte Entwässerung sowie 
mehrere höchst gefährliche höhengleiche Kreuzun- 
gen der Bundesstraße mit Landesstraßen und land- 
wirtschaftlichen Wegen beseitigt worden wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Daß auf der bestehenden B 490 (Wartjenstedt Braunschweig) in letzter 
Zeit die Unfallhäufigkeit zugenommen hat, ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. 


117. Abgeordneter 

Freiherr 
Ostman 
von der Leye 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
die Deutsche Lufthansa bei dem Transport eines 
im Ausland schwerverunglückten deutschen Staats- 
bürgers in ein deutsches Spezialkrankenhaus eine 
Voranmeldung von 24 Stunden verlangt, wäh- 
rend ausländische Fluggesellschaften diesen Trans- 
port unverzüglich vornehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Es trifft zu, daß die Deutsche Lufthansa für den Transport von bettläge- 
rig erkrankten Passagieren eine gewisse Voranmeldezeit benötigt. Hier- 
für sind ausschließlich technische Gründe maßgebend. So müssen zum 
Beispiel Umbauten an den Sitzreihen vorgenommen werden, bevor 
mit dem Einbau der Krankentransportbahre begonnen werden kann. 
Zum Teil muß das benötigte Spezialgerät erst an den Einbauort im 
Ausland gebracht werden. Ferner können Umbuchungen für Passa- 
giere notwendig werden. 

Wegen der für Lufthansa günstigeren Verhältnisse im Inland kann hier 
die Voranmeldefrist u. U. einmal unterschritten werden. Den gleichen 
Vorteil können ausländische Fluggesellschaften an ihrem jeweiligen 
Basisort bieten. 
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118. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Lufthansa 

Freiherr darauf hinzuweisen, daß sich ein gehunfähiger 

Ostman Schwerverletzter keine Flugtauglichkeitsbescheini- 

von der Leye gung von einem 15 Kilometer vom Flughafen ent- 

(SPD) fernt praktizierenden Vertragsarzt abholen kann, 

zumal ausländische Fluggesellschaften die Flug- 
tauglichkeitsbescheinigung eines ausländisches Kran- 
kenhausarztes genügen lassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Die Frage der Flugtauglichkeit von erkrankten Passagieren kann zu- 
verlässig nur von einem luftfahrtmedizinisch besonders geschulten 
Arzt beurteilt werden Die Lufthansa bedient sich hierzu eines Netzes 
von sachverständigen Vertragsärzten. Flugtauglichkeitsbescheinigungen 
ausländischer Krankenhausärzte können daher im Interesse der zu be- 
fördernden Kranken nicht anerkannt werden. 

Ob im vorliegenden Fall die Flugtauglichkeit durch einen Hausbesuch 
des Lufthansa-Vertragsarztes bei dem Schwerverletzten hätte beschei- 
nigt werden können, kann ohne Kenntnis der näheren Umstände nicht 
beurteilt werden. 


1 19. Abgeordneter Welche Ursachen sind nach den der Bundesregierung 
Vehar vorliegenden Berichten der Bundesanstalt für Flug- 

(CDU/CSU) Sicherung dafür verantwortlich, daß am 22. Juli 

dieses Jahres eine mit 75 Passagieren besetzte 
Boeing 707 der PANAM den Flughafen Essen- 
Mülheim anstatt den Flughafen Düsseldorf zur 
Landung anflog, wobei eine irrtümliche Landung 
auf dem Flughafen Essen-Mülheim durch den 
Piloten erst in den letzten Sekunden verhindert 
werden konnte, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt 
für Flugsicherung zu tun, um solche verhängnis- 
vollen Irrtümer, die möglicherweise zu einem 
ernsthaften Unfall führen könnten, für die Zu- 
kunft auszuschließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Nach dem derzeitigen Stand der Untersuchungen handelt es sich um 
einen Irrtum des Piloten der Boeing 707 der PANAM, der den Flug- 
hafen Düsseldorf mit dem Flughafen Essen-Mülheim verwechselt hatte. 

Durch die Aufmerksamkeit des zuständigen Flugverkehrslotsen, der den 
Piloten mehrfach auf die Kursabweichung hingewiesen hatte, konnte 
eine Landung auf dem Flughafen Essen-Mülheim, die wahrscheinlich zu 
einem Unfall geführt hätte, vermieden werden. 

Nach Abschluß der Untersuchung wird geprüft werden, ob und gege- 
benenfalls welche Maßnahmen gegen die PANAM und den verantwort- 
lichen Flugzeugführer zu treffen sind. Menschliches Fehlverhalten 
dieser Art kann jedoch für die Zukunft nicht mit Sicherheit ausge- 
schlossen werden. 


120. Abgeordneter Trifft die Pressemeldung (DVZ Nr. 71 vom 14. Juni 
Mursch 1975 S. 6) zu, nach der „hohe Regierungsexperten“ 

(Soitau-Harburg) der Bundesrepublik Deutschland sich während einer 
(CDU/CSU) von der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 

einberufenen Sitzung „eindeutig“ gegen Einzelhei- 
ten der verkehrspolitischen Pläne der EG-Kommis- 
sion gewendet haben, die vom Europäischen Parla- 
ment und vom Deutschen Bundestag gutgeheißen 
wurden? 
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121. Abgeordneter 

M ursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung zutreffendenfalls bereit, 
ihren Beamten neue Anweisungen zu geben, um den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Mai 
1975 durchzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Die von Ihnen zitierte Pressemeldung gibt nicht den Grundgedanken der 
deutschen Haltung in der erwähnten Beratung wieder. Die deutschen 
Vertreter haben sich gegen von der Generaldirektion Verkehr der 
Kommission im Frühjahr 1975 vorbereitete vorläufige Arbeitspapiere 
ausgesprochen, die eine volle Liberalisierung zum Ziele haben. Denn 
dieser Konzeption stehen keinerlei Fortschritte auf dem Gebiet der 
Harmonisierung gegenüber. Auch lassen die Engpässe bei der Finan- 
zierung des Straßenbaus eine so weitgehende Erhöhung der Kapazi- 
täten im Straßengüterverkehr nicht zu. Nicht nur die deutschen, son- 
dern auch andere Vertreter haben darauf hingewiesen, daß dies nicht 
mit dem offiziellen verkehrspolitischen Konzept der Kommission vom 
23. Oktober 1973 und noch weniger mit der Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments dazu vom 25. September 1974 vereinbar sei. 
Die deutschen Vertreter haben sich also auch im Sinne des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages vom 23. Mai 1975 korrekt verhalten. 


122. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche Erweiterungen wurden in den bestehenden 
E-Lok-Ausbesserungswerken in den Jahren von 
1960 bis 1970 vorgenommen und mit welchen 
Personalneueinstellungen in den Jahren 1970 bis 
1975? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Im Ausbesserungswerk (AW) Opladen, in dem bis 1958 neben Reise- 
zugwagen elektrische und Verbrennungstriebwagen unterhalten wurden, 
sind für die Umstellung auf elektrische Triebfahrzeuge in den Jahren 
1960 bis 1970 insgesamt 9 Millionen DM investiert worden. Dagegen 
brauchten im AW München-Freimann im gleichen Zeitraum keine zu- 
sätzlichen Investitionen getätigt zu werden. 

Entsprechend der Erhöhung der Unterhaltungsbestände an elektri- 
schen Triebfahrzeugen wurde von 1970 bis 1975 die Zahl der Werk- 
stättenarbeiter im AW Opladen um rund 300 und im AW München- 
Freimann um rund 100 erhöht. 


123. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Da nach mir zugegangenen Informationen der 
Reparaturbedarf von E-Lok-Maschinen auf Grund 
der Ausweitung des Streckennetzes und der Ab- 
nutzung vorhandener Maschinen in den nächsten 
Jahren steigt, frage ich, welche materiellen und 
personellen Planungen bei der Deutschen Bundes- 
bahn in bezug auf den Ausbau der bestehenden 
E-Lok-Reparaturwerke bestehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Die Kapazität der beiden vorhandenen Werke (München-Freimann und 
Opladen) reicht nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn für den zu 
erwartenden Unterhaltungsumfang bei elektrischen Triebfahrzeugen 
voll aus. Diese Feststellung wird durch das inzwischen vorliegende Gut- 
achten der Unternehmensberatung Knight Wegenstein AG bestätigt. 
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124. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Presse- 
meldungen stimmen, wonach das Bundesverkehrs- 
ministerium beabsichtigt, für den Elbe-Seitenkanal 
als Tarif Tonnenkilometer-Sätze festzulegen, die 
über den Tarifen liegen, die von anderen bundes- 
deutschen Wasserstraßen erhoben werden, und ist 
die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß eine 
solche Gebührenerhöhung für den Wirtschaftsraum 
im Zonenrand nicht verantwortet werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. August 1975 

Pressemeldungen der genannten Art treffen nicht zu. 


125. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nicht nur 
Verkehrsteilnehmer auf Bundesautobahnen, son- 
dern auch, teilweise in noch stärkerem Umfang, 
Verkehrsteilnehmer auf Bundesstraßen durch wech- 
selndes Wild gefährdet sind, und wäre deshalb die 
Bundesregierung bereit, die kürzlich erklärte Über- 
nahme der Herstellungs- und Unterhaltungskosten 
für Wildzäune an Bundesautobahnen durch den 
Bund auch auf wildgefährdeten Bundesstraßen 
auszudehnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 

Die Bundesregierung ist nicht der Meinung, daß die für die Bundes- 
autobahnen getroffene Regelung bezüglich der Schutzzäune gegen 
wildlebende Tiere auch auf die gesamten Bundesstraßen ausgedehnt 
werden sollte. 

Die Bundesautobahnen dienen dem weiträumigen und schnellen Ver- 
kehr; sie sind deshalb besonders empfindlich gegen Unregelmäßig- 
keiten. Die Gefahr durch wechselndes Wild ist hier wegen der hohen 
Fahrgeschwindigkeiten und der langen Zeit, die das Wild zum Über- 
queren der getrennten, mehrspurigen Richtungsfahrbahnen und des 
Mittelstreifens mit Distanzschutzplanken benötigt, besonders groß. 
Diese Merkmale sind für die einbahnigen Bundesstraßen nicht in glei- 
chem Maße gegeben. 

Soweit Bundesstraßen Richtungsfahrbahnen besitzen, die durch Mittel- 
streifen oder sonstige bauliche Einrichtungen getrennt sind, gilt hin- 
sichtlich der Wildschutzzäune die gleiche Regelung wie für Bundes- 
autobahnen. 

Ebenso werden Bundesstraßen behandelt, die mindestens zwei durch 
Fahrstreifenbegrenzung (Zeichen 295 StVO) oder durch Leitlinien 
(Zeichen 340 StVO) markierte Fahrstreifen für jede Richtung und 
planfreie Knoten sowie besondere Anschlußstellen aufweisen. 


126. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
und was gedenkt sie gegebenenfalls dagegen zu 
tun, daß zunehmend auf den Bundesautobahnen 
Autoreparaturbetriebe mit zweifelhaften Geschäfts- 
praktiken ihre Dienste anbieten, falsche Auskünfte 
über Reparaturbedürftigkeit von Fahrzeugen er- 
teilen, hohe Abschleppgebühren berechnen und 
fehlerhafte Reparaturen zu überhöhten Preisen zu 
Lasten seriöser Firmen ausführen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 


Soweit verkehrsrechtliche Fragen berüht sind, hat die Bundesregierung 
in der Fragestunde vom 19. Juni 1974 (S. 7373 der Sitzungsnieder- 
schrift) ausführlich Stellung genommen. 

Im übrigen ist das Anliegen, eine Konsolidierung des Abschleppge- 
werbes herbeizuführen, auch mit den Wirtschaftsressorts der Länder 
erörter worden. Danach soll der auf gewerberechtlichem Gebiet mög- 
liche Beitrag - soweit nicht bereits geschehen - durch eine Erweite- 
rung einschlägiger Vollzugserlasse und Verwaltungsvorschriften der 
Länder (Katalog der sogenannten Vertrauensgewerbe) erbracht werden. 
Hierdurch wird gewährleistet, daß bei der Anmeldung eines Abschlepp- 
gewerbes nach Paragraph 14 der Gewerbeordnung unverzüglich die Zu- 
verlässigkeit durch Einholung eines Führungszeugnisses überprüft 
wird. Darüber hinaus sieht die Bundesregierung im gegenwärtigen Zeit- 
punkt keine Möglichkeit, gegen das Abschleppunwesen auf Auto- 
bahnen kurzfristig wirksame Maßnahmen zu ergreifen. Zulassungs- 
beschränkungen gewerberechtlicher Natur, die insbesondere im Hin- 
blick auf die nach dem Güterkraftverkehrsgesetz geltenden Regelungen 
in dieses Gesetz aufgenommen werden müßten, steht - abgesehen 
von verfassungsrechtlichen Bedenken - bisher die oben erwähnte 
Entscheidung des Gesetzgebers entgegen, nach der das Bergen ein- 
zelner Fahrzeuge von der Erlaubnispflicht nach dem Güterkraftver- 
kehrsgesetz freigestellt ist. Nicht unberücksichtigt bleiben kann in 
diesem Zusammenhang auch, daß Abschleppunternehmer, die Ver- 
kehrsunfallbeteiligte am Unfallort mit dem Ziel ansprechen, sie zum 
Abschluß eines Reparaturauftrages zu veranlassen, nach der Recht- 
sprechung gegen die guten Wettbewerbssitten verstoßen. Damit können 
Unternehmer, die sich wettbewerbsrechtlich ordnungsgemäß verhalten, 
sowie einschlägige Verbände die nach den Vorschriften über den un- 
lauteren Wettbewerb gegebenen Handhaben ergreifen und durch Unter- 
lassungsklagen darauf hinwirken, daß wildes Pendeln unterbleibt; auch 
können geschädigte Mitbewerber gegebenenfalls Schadenersatz fordern. 


127. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundesstraße 27 
in der Gemarkung der Stadt Bad Hersfeld im Be- 
reich der Autobahnabfahrt und der Auffahrt zur 
Unterkunft des Bundesgrenzschutzes entsprechend 
den vorhandenen Planungen verlegt wird und ist 
beabsichtigt, zur Entschärfung der Verkehrssi- 
tuation in diesem Bereich vorläufige Maßnahmen zu 
ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 12. August 1975 


Der Ausbau der Bundesstraße 27 im Bereich der Autobahnabfahrt Bad 
Hersfeld und der Zufahrt zur Unterkunft des Bundesgrenzschutzes ist 
im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen erst in der II. Dringlichkeits- 
stufe vorgesehen. Mit der Ausführung der Maßnahme kann daher in ab- 
sehbarer Zeit nicht gerechnet werden. Auch die Durchführung vor- 
läufiger Maßnahmen ist nicht geplant. Nach den dem Bundesverkehrs- 
ministerium vorliegenden Informationen handelt es sich hier nicht um 
einen Unfallschwerpunkt, so daß auch aus diesem Grunde besondere 
bauliche Maßnahmen nicht durchgeführt werden müssen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


128. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Gewährung billiger öffentlicher Darlehen für 
den Wohnhausbau und die Modernisierung von 
Altbauten ein geeignetes Mittel ist, die Baukon- 
junktur zu beleben, und wird die Bundesregierung 
solche zinsgünstigen Kredite beim nächsten Kon- 
junkturprogramm mit vorsehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung stellt gegenwärtig Erwägungen über ein Kon- 
junkturprogramm an. Im Hinblick auf konjunkturpolitisch negative 
Ankündigungseffekte bitte ich um Verständnis dafür, daß ich mich zu 
den erörterten Förderungsmethoden jetzt nicht äußern kann. 


129. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Bestätigen die bisherigen der Bundesregierung vor- 
liegenden Ergebnisse und Erfahrungen mit 
kommunalen Wohnungsvermittlungsstellen die Auf- 
rechterhaltung solcher Einrichtungen nach Nutzen 
und Kosten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 11. August 1975 

Wie schon mehrfach aus Anlaß von Mündlichen Anfragen dargelegt - zu- 
letzt in der Antwort auf die Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (Pro- 
tokoll der 176. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 1975, 
Anlage 32 S. 12 379) -, ist die kommunale Wohnungsvermittlung eine 
freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der Gemeinden, die nur im Rah- 
men landesgesetzlicher Regelungen durchgeführt werden kann. Die 
Bundesregierung kann daher weder Einfluß auf die Schaffung solcher 
Stellen ausüben, noch deren Tätigkeit oder das Verhältnis zwischen 
Nutzen und Kosten überprüfen. Sie ist vielmehr auf Erfahrungsberichte 
der Gemeinden oder der kommunalen Spitzenverbände angewiesen. 
Solche Berichte liegen aus neuerer Zeit nicht vor. 

Auf Grund der früheren Berichte beurteilt die Bundesregierung die 
bisherige Entwicklung insgesamt positiv. Hinsichtlich der Kosten 
solcher Einrichtungen darf dabei nicht übersehen werden, daß bei 
neu eingerichteten Wohnungsvermittlungsstellen die zunächst an- 
fallenden Kosten in erster Linie Investitionsausgaben darstellen. In- 
soweit darf auf die Antwort der Bundesregierung vom 26. Februar 1974 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mick und Genossen (Druck- 
sache 7/1 737) verwiesen werden. 


130. Abgeordneter’ 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung in Kor- 
rektur der früheren Schätzungen den Bedarf an 
Neubauwohnungen in jedem der nächsten vier 
Jahre, und sind die Schätzungen des Bundes mit 
den Prognosen der Landesentwicklungspläne der 
Länder abgestimmt? 


63 



Drucksache 7/3977 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 13. August 1975 

Auf Grund einer von dem Institut für Wohnungs- und Siedlungswesen 
der Universität Münster aufgestellten regionalisierten Bedarfsprognose 
wird nach wie vor ein Neubauvolumen von 400000-450000 Wohnun- 
gen als dem langfristig durchschnittlich zu erwartenden Bedarf ent- 
sprechend erachtet. Die allgemeine konjunkturelle Entwicklung der 
letzten Jahre und insbesondere die Überhitzung in der Baukonjunktur 
in den Jahren 1972/73 lassen mit einiger Sicherheit für 1975 und 
eventuell 1976 Nachfrage- und Produktionsziffern erwarten, die unter 
diesem langfristigen Durchschnittsniveau liegen. Danach dürfte sich bei 
entsprechender wirtschaftlicher Entwicklung der Bedarf auf dem an- 
gegebenen Niveau einpendeln. 

Die erwähnte regionalisierte Bedarfsprognose wurde in einem Teil der 
Landesentwicklungspläne der Länder verwandt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


131. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 

(SPD) 


Wie hat sich der Reiseverkehr aus der Bundes- 
republik Deutschland in die DDR und in umge- 
kehrter Richtung im ersten Halbjahr 1975 im Ver- 
gleich zum Vorjahr entwickelt (ab August)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 13. August 1975 

Der innerdeutsche Reiseverkehr in West-Ost-Richtung hat sich im 
ersten Halbjahr 1975 bemerkenswert gesteigert. 

Die Mehrtagesreisen Westdeutscher in die DDR haben sich gegenüber 
dem ersten Halbjahr 1974 verdoppelt und mit rund 1,3 Millionen 
Reisenden einen Höchststand erreicht. Die Zahl der Tagesaufenthalte 
im grenznahen Bereich ist um mehr als die Hälfte gestiegen. 

Die Reisen von West-Berlinern nach Ostberlin und in die DDR haben 
um mehr als 10 % deutlich zugenommen. Der alte Höchststand des 
1. Halbjahres 1973 ist nicht wieder erreicht; der Nachholbedarf der 
ersten Jahre ist gesättigt und die Reisequote hat sich auf einem hohen 
Niveau (1,4 Millionen Reisen im Halbjahr bei 2 Millionen Einwohnern) 
eingependelt. 

Die starke Zunahme des gesamten Reiseverkehrs hängt ohne Zweifel 
mit der Senkung des Mindestumtauschs (15. November 1974) und der 
Befreiung der Rentner vom Mindestumtausch (20. Dezember 1974) 
zusammen. Bei den Mehrtagesreisen der Westdeutschen dürfte sich 
zusätzlich ausgewirkt haben, daß seit dem 20. Dezember 1974 die 
Benutzung des Pkws ohne Vorliegen besonderer Voraussetzungen auf 
Antrag genehmigt wird. Im grenznahen Verkehr und im Berliner Reise- 
und Besucherverkehr wurden Genehmigungen zur Benutzung des 
Pkws schon immer großzügig erteilt. 

In Ost-West-Richtung hat sich die Zahl der reisenden DDR-Bewohner 
im Rentenalter und in dringenden Familienangelegenheiten gering- 
fügig auf rund 620000 im ersten Halbjahr 1975 erhöht. 

Als Anlage füge ich eine tabellarische Übersicht über die Entwicklung 
des Reiseverkehrs bei. 
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1. Halbjahr 1974 

2. Halbjahr 1 974 

1. Halbjahr 1975 

Veränderung 1 . Halb- 
jahr 1 975 gegenüber 

1. Halbjahr 1974 

Westdeutsche 

zu Mehrtagesreisen 

650 000 

939 000 

1 309 000 

+ 101,4 % 

im grenznahen Verkehr 

13! 000 

200 000 

201 000 

+ 53,7% 

zu Tagesaufenthalten 
nach Berlin (Ost) 

* 

♦ 

♦ 

— 

West-Berliner 

ca. 1 250 000 

ca. 1 300 000 

ca. 1 410 000 

+ 1 1 ,3 % 

DDR-Bewohner 

im Rentenalter 

•591 000 

725 000 

602 000 

+ 1 ,8% 

in dringenden Familienangelegenheiten 

19 852 

18 446 

19 122 

- 3,5 % ** 


* Diese Reisenden können statistisch nicht erfaßt werden; es wird eine Jahreszahl von 1,4 Millionen geschätzt, d. h. im Halbjahr 700 000 Reisende. 

* * Es ist zu berücksichtigen, daß manche ältere Reisende als Reisende im Rentenalter erfaßt worden sein können, obwohl sie tatsächlich in dringen- 
den Familienangelegenheiten eingereist sind. 
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132. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten bestehen für Bewohner 
der Bundesrepublik Deutschland, Touristenreisen 
in die DDR zu unternehmen, und wie sind solche 
Möglichkeiten zu realisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekreärs Herold 
vom 4. August 1974 

im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Verkehrsvertrages zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten hat die Regierung der DDR am 
17. Oktober 1972 eine Anordnung über ,, Einreisen von Bürgern der 
BRD“ erlassen, die im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des 
Grundlagenvertrages durch die Anordnung vom 14. Juni 1973 ergänzt 
worden ist. Gemäß § 2 dieser Anordnung können ,, Bürger der BRD“ 
auf der Grundlage entsprechender Vereinbarungen zwischen der Ge- 
neraldirektion des Reisebüros der DDR und Reisebüros im Bundes- 
gebiet als Touristen in die DDR einreisen. Verschiedene größere Reise- 
büros im Bundesgebiet haben entsprechende Vereinbarungen mit der 
Generaldirektion des Reisebüros der DDR geschlossen und bieten 
zahlreiche Touristenreisen in die DDR an. Interessenten können sich 
an jedes größere Reisebüro wenden und werden dort Programme zur 
Auswahl erhalten und nähere Einzelheiten erfahren. 


133. Abgeordneter 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der 
schwierigen Finanzlage, in der sich zahlreiche 
Orchester und Theater befinden, die Förderung 
solcher Finrichtungen im Zonenrandgebiet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung hat in der Erkenntnis, daß 

mit wirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen allein dem Zonenrand- 
gebiet nicht geholfen werden kann, 

der allgemeine Lebensstandard und der Wohn- und Freizeitwert 
des Zonenrandgebietes nur dann nachhaltig verbessert werden 
können, wenn neben leistungsfähigen Betrieben auch entsprechende 
Bildungseinrichtungen geschaffen werden und ein ausreichendes 
kulturelles Angebot vorhanden ist, 

* 

im Rahmen ihres kulturellen Zonenrandförderungsprogrammes sowohl 
der Orchester- als auch der Theaterförderung von Anfang an einen 
hohen Stellenwert beigemessen und unter Berücksichtigung ihrer 
Finanzlage dementsprechende Zuschüsse gewährt. Sie hat sich dabei 
unbeschadet der Tatsache, daß die Kulturhoheit und damit auch die 
letzte Verantwortung für Theater und Orchester bei den Ländern 
liegt, bemüht, mit zur Existenzsicherung der im Zonenrandgebiet 
gelegenen Orchester- und Theatereinrichtungen beizutragen. Auch 
für die Zukunft ist eine Änderung in der Förderpraxis nicht beab- 
sichtigt. 

Dabei kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß bei anhaltender 
Verschärfung der Finanzlage Rationalisierungs- und Konzentrations- 
maßnahmen, wie sie z. B. im schleswig-holsteinischen Zonenrandgebiet 
durch Gründung einer Landestheater- und Orchester GmbH bereits 
vorgenommen worden sind, auch in anderen Teilen des Zonenrand- 
gebietes durchgeführt werden müssen. 


134. Abgeordneter 
Büchler 
(Hof) 

(SPD) 


In welchem Umfang wurden Orchester und Theater 
seit Inkrafttreten des Zonenrandförderungsgesetzes 
gefordert, und wird diese Förderung auch in Zu- 
kunft uneingeschränkt fortgesetzt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 13. August 1975 

Seit Inkrafttreten des Zonenrandförderungsgesetzes (1. Januar 1971) 
bis 1975 (Stichtag 1. August 1975) wurden Orchester und Theater 
(einschließlich Festspielveranstaltungen) im Zonenrandgebiet aus 
Mitteln des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen und des 
Bundesministers des Innern mit 31 452 000 DM gefördert. Daneben 
hat der Bund für Investitionsmaßnahmen an Theatern und Festspiel- 
häusern im gleichen Zeitraum 4 685 000 DM aufgewandt. Wie schon bei 
der Beantwortung der Frage 133 ausgeführt, soll diese Förderung auch 
in Zukunft uneingeschränkt fortgesetzt werden. 


Hat der von der Regierung der DDR am 9. De- 
zember 1974 mitgeteilte Beschluß, mit Wirkung 
vom 20. Dezember 1974 in die DDR einreisenden 
Bewohnern der Bundesrepublik Deutschland in 
großzügiger Weise ohne Vorliegen besonderer 
Voraussetzungen auf Antrag die Benutzung von 
PKW’s zu genehmigen, in der Praxis zu einer Zu- 
nahme der PKW-Reisen geführt und wenn ja, in 
welchem Ausmaß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 7. August 1975 

Der innerdeutsche Reiseverkehr in West-Ost-Richtung hat sich im 
ersten Halbjahr 1975 bemerkenswert gesteigert. Die Zahl der Mehr- 
tagesreisen Westdeutscher in die DDR hat sich gegenüber dem ersten 
Halbjahr 1974 verdoppelt und mit rund 1,3 Millionen Reisenden 
einen Höchststand erreicht. 

Diese starke Zunahme des Reiseverkehrs ist u. a. auch darauf zurück- 
zuführen, daß seit dem 20. Dezember 1974 die Benutzung des PKW’s 
ohne Vorliegen besonderer Voraussetzungen auf Antrag genehmigt 
wird. Dies ergibt sich u. a. auch daraus, daß der grenznahe Verkehr und 
der Berliner Reise- und Besucherverkehr, in denen auch bisher die 
Genehmigungen zur Benutzung des PKW’s großzügig erteilt worden 
sind, nicht im gleichen Maße prozentual zugenommen haben. 

Nach den letzten vorliegenden Zahlen des Kraftfahrzeugbundesamtes 
ergibt sich folgendes Bild; 

PKW in die DDR (ohne Sektorenübergänge) 

Januar- Mai 1974 Januar Mai 1975 

191294 444 759 

Zunahme 1 32,5 % 


135. Abgeordneter 
Barche 
(SPD) 


136. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß bei den von der Bundesregie- 

Barche rung geförderten Reisen an die Grenze zur DDR 

(SPD) neben der Information über die Sperranlagen auch 

die Probleme des Zonenrandgebietes und die be- 
stehenden Förderungsmöglichkeiten dargestellt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 6. August 1975 

Den an die DDR grenzenden Bundesländern stellt mein Haus die er- 
forderlichen Mittel zur Bestreitung der Kosten für Vorträge, Film- 
vorführungen und Fahrten entlang der Grenze (soweit kein eigener 
Bus vorhanden ist) zur Verfügung. Darüber hinaus beteiligt sich das 
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Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen an den Kosten 
der Einrichtung und Unterhaltung der Informations- und Betreuungs- 
stellen. In diesem Jahr werden für diese Zwecke mindestens 433 500 DM 
bereitgestellt. 

Bei den Vorträgen, Filmvorführungen, Besichtigungsfahrten und Füh- 
rungen werden die Besucher von ortskundigen Betreuern ausführlich 
über die wirtschaftlichen Probleme des Zonenrandgebietes informiert. 

Neben den Reisen an die Grenze zur DDR hat in den letzten Jahren 
auch die Zahl der Teilnehmer an Seminaren im Zonenrandgebiet 
zugenommen. Auch in diesen deutschlandpolitischen Seminarver- 
anstaltungen wird den Problemen des Zonenrandgebietes besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt, bespielsweise den strukturpolitischen 
Förderungsmaßnahmen, dem grenznahen Tagesverkehr oder der Arbeit 
der Grenzkommission. Zur besonderen Information der Betreuer und 
Seminarleiter im Zonenrandgebiet veranstaltet das Gesamtdeutsche 
Institut - Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben regelmäßig 
Informationsveranstaltungen mit den im Deutschen Bundestag ver- 
tretenen Parteien sowie mit Mitarbeitern der Ressorts und der be- 
treffenden Landesvertretungen. 


137. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung über irgendeinen Kontakt 
von der Regierung der DDR über die Festnahme des 
Klaus Lange und die ihm zur Last gelegten An- 
schuldigungen unterrichtet worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 15. August 1975 

Nachdem die am späten Nachmittag des 6. Juli 1975 erfolgte Fest- 
nahme des Herrn Klaus Lange aus Lüneburg der Bundesregierung be- 
kanntgeworden war, hat die Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland in Ostberlin sofort am 7. Juli 1975 bei der Regierung 
der DDR Erkundigungen eingezogen. Die Ständige Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland ist daraufhin offiziell von der Regierung 
der DDR über die Tatsache der Festnahme und die Herrn Klaus Lange 
zur Last gelegten Anschuldigungen unterrichtet worden. 


138. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Hatte die Bundesregierung die Möglichkeit, Rechts- 
beistand oder Hilfe in irgendeiner anderen Weise 
zu leisten, bzw. hat sie es versucht, und ist sie am 
Widerstand der DDR gescheitert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 15. August 1975 

Zu Ihrer Frage teile ich Ihnen mit, daß die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit hatte und genutzt hat, Herrn Klaus Lange über die Ständige 
Vertretung und auf dem Ihnen sicher bekannten Anwaltswege Hilfe 
und Beistand zu leisten. Daß die Bundesregierung dabei nicht am 
Widerstand der DDR gescheitert ist, mögen Sie allein aus der Tatsache 
ersehen, daß Herr Klaus Lange noch am Tage seiner Verurteilung 
zu einer fünf-wöchigen Freiheitsstrafe auf freien Fuß gesetzt worden 
und in das Bundesgebiet zurückgekehrt ist. 


139. Abgeordneter 

Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 28. Juli 1975 zu, Ost-Berlin habe 
im 1. Halbjahr 1975 28 West-Berlinern unberech- 
tigt die Einreise verweigert und sich in 24 weiteren 
Fällen bei den Einreiseprozeduren unrechtmäßig 
verhalten, und was hat - bejahendenfalls — die 
Bundesregierung getan, um den Senat von Berlin 
dabei zu unterstützen, Ost-Berlin zu einem dem 
Vier-Mächte-Abkommen über Berlin entsprechen- 
den Verhalten zu bewegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 7. August 1975 

Nach Auskunft der für die Durchführung der Reise- und Besuchsver- 
einbarung zuständigen Senatsdienststellen ist die Meldung der Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung vom 28. Juni 1975 insoweit korrekt, 
daß im ersten Halbjahr 1975 insgesamt 1,41 Millionen Westberliner 
in die DDR und nach Ost-Berlin gereist sind und in diesem Zeitraum 
558 Beschwerden im Zusammenhang mit der Besuchsregelung beim 
Senat eingegangen sind, von denen 52 Fälle noch einer Klärung be- 
dürfen. Es trifft weiterhin zu, daß der Senatsbeauftragte die klärungs- 
bedürftigen Beschwerdefälle gegenüber der Regierung der DDR vorge- 
tragen hat bzw. noch vortragen wird. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Senats, daß bei 52 un- 
klaren Beschwerdefällen im Verhältnis zu 1,41 Millionen Besuchen 
von einem beinahe reibungslosen Ablauf der Besuchsregelung gespro- 
chen werden kann. 

Da der Senatsbeauftragte bisher in seinen Gesprächen mit der Regie- 
rung der DDR eine große Zahl der klärungsbedürftigen Beschwerde- 
fälle positiv lösen konnte, wird davon ausgegangen, daß dies auch 
weiterhin möglich sein wird. Diese Bemühungen des Senats werden von 
der Bundesregierung voll unterstützt. 


140. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Stimmen die in der Presse geschilderten unmensch- 
lichen Behandlungsmethoden von DDR-Justizbe- 
hörden gegenüber dem Bundesbürger Klaus Lange 
aus Lüneburg und wenn ja, wann und in welcher 
Weise hat die Bundesregierung gegen diese Miß- 
achtung von elementaren Menschenrechten inter- 
veniert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 7. August 1975 

Auf Grund des Ergebnisses der Ermittlungen unserer Polizeibehörden 
bestehen gegenüber den von Herrn Klaus Lange aus Lüneburg geschil- 
derten und in der Presse veröffentlichten Mißhandlungen während 
seiner DDR-Haft gewisse Zweifel. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß die zuständigen 
Organe der DDR auf Grund des hier bekannten Tatbestandes mit 
mehrwöchiger Haft, mehrstündigen Verhören und einer Verurteilung 
zu fünf Wochen Freiheitsentzug unangemessen hart reagiert haben. Auf 
Weisung der Bundesregierung hat der Leiter der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland, Staatssekretär Gaus, sowie Mitar- 
beiter der Ständigen Vertretung hiergegen gegenüber Vertretern der 
Regierung der DDR protestiert. Nach der Auffassung der Bundesre- 
gierung wäre in Fällen von versehentlichem oder geringfügigem Über- 
schreiten der DDR-Grenze anstelle einer mehrwöchigen Haft und 
eventuellen Verurteilung eine Belehrung der Betroffenen und ihrer 
Abschiebung in das Bundesgebiet spätestens nach 24 Stunden ange- 
bracht. Diese Auffassung der Bundesregierung wird der Regierung 
der DDR nochmals nachdrücklich zur Kenntnis gebracht. 


141. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die an Folterung grenzende Behandlung des Bundes- 
bürgers Klaus Lange mit der KSZE-Schlußakte ver- 
einbaren, in der es u. a. heißt: ,,Auf dem Gebiet der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten werden die 
Teilnehmerstaaten in Übereinstimmung mit den 
Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten 
Nationen und mit der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte handeln“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 7. August 1975 

Zu Ihrer Frage teile ich Ihnen mit, daß die harte Reaktion der zuständi- 
gen Organe der DDR auf ein versehentliches oder geringfügiges Über- 
schreiten der DDR-Grenze nach Auffassung der Bundesregierung mit 
dem Geist der Entspannungspolitik zwischen Staaten unterschiedlicher 
Gesellschaftsordnung und den Zielen der Konferenz von Helsinki, wie 
sie in der KSZE-Schlußakte niedergelegt sind, nicht in Einklang zu 
bringen ist. 

Der Leiter der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland, 
Staatssekretär Gaus, hat gegenüber Vertretern der Regierung der DDR 
mit Nachdruck auf diese Auflassung der Bundesregierung hingewiesen. 


142. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welchen Arten von unmenschlicher Behandlung ist 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung der 
von den DDR-Behörden am Ostufer der Elbe fest- 
genommene und nach längerer Haft wieder freige- 
lassene Klaus Lange aus Lüneburg in der DDR-Haft- 
anstalt ausgesetzt gewesen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 7. August 1975 

In der Zeit seiner DDR-Haft vom 6. bis zum 21. Juli 1975 ist Herr 
Klaus Lange aus Lüneburg wiederholt über mehrere Stunden von den 
Ermittlungsbehörden der DDR zu dem gegen ihn erhobenen Vorwurf 
einer bewußten Grenzverletzung verhört worden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung haben die zuständigen DDR- 
Organe nach dem hier bekannten Tatbestand in der Intensität ihrer 
Ermittlungen unangemessen hart reagiert. Der Leiter der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland, Staatssekretär Gaus, 
sowie Mitarbeiter der Ständigen Vertretung haben hiergegen gegen- 
über Vertretern der Regierung der DDR protestiert. 

Gegenüber den von Herrn Lange geschilderten und in der Presse ver- 
öffentlichten Mißhandlungen während seiner DDR-Haft durch Er- 
mittlungsorgane und Bewachungspersonal bestehen nach dem Er- 
gebnis der von unseren Polizeibehörden durchgeführten Ermittlungen 
gewisse Zweifel. 


143. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
befinden sich nach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung derzeit in welchen Haftanstalten der 
DDR in Untersuchungs- oder in Strafhaft, und von 
welcher Art sind die Haftbedingungen dieser Häft- 
linge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 1 1 . August 1975 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung sind z. Z. 443 Bewohner 
der Bundesrepublik Deutschland und von Berlin (West) in der DDR 
inhaftiert. Davon befinden sich 108 Personen in Untersuchungshaft 
und 335 Personen im Strafvollzug. Ca. 150 männliche Inhaftierte sitzen 
in der Strafvollzugsanstalt Berlin-Rummelsburg ein; die übrigen Häft- 
linge sind im wesentlichen auf die Anstalten in Bautzen, Berlin-Lichten- 
berg, Brandenburg und Hoheneck bei Stollberg (Frauenhaftanstalt) 
verteilt. 

Die Bedingungen, unter denen die Betroffenen in den Haftanstalten 
der DDR festgehalten werden, sind bereits mehrfach Gegenstand von 
Erörterungen im Deutschen Bundestag gewesen (vgl. z. B. die Antwort 
der Bundesregierung vom 15. August 1974 auf die Kleine Anfrage 
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der Abgeordneten Dr. Marx, Reddemann, Böhm [Melsungen], Graf 
Staufenberg, Hupka, Carstens und der Fraktion der CDU/CSU vom 
1. August 1974 Drucksache 7/2485 - - ; die Antworten auf die münd- 
lichen Anfragen des Abgeordneten Milz [CDU] in der Fragestunde 
vom 26. /27. Februar 1975 sowie des Abgeordneten Spranger [CDU] 
in der Fragestunde vom 1 2./1 3, März 1975). 

Grundlage für den Vollzug der Untersuchungshaft sind die entsprechen- 
den Bestimmungen der Strafprozeßordnung der DDR in der Fassung 
vom 19. Dezember 1 974 sowie die dazu ergangenen Vollzugsordnungen. 

Der Strafvollzug in der DDR ist durch das Gesetz über den Vollzug der 
Strafen mit Freiheitsentzug und über die Wiedereingliederung Straf- 
entlassener in das gesellschaftliche Leben in der Fassung vom 19. De- 
zember 1974 sowie durch die Erste Durchführungsbestimmung vom 
25. März 1975 ins einzelne gehend geregelt. Verhältnismäßig gering- 
fügige Unterschiede der Vollzugspraxis in den einzelnen Anstalten 
können sich durch die z. T. von einander abweichenden Anstalts- 
ordnungen ergeben. 

Die Praxis des Vollzugs entspricht nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung im wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften. 

Im übrigen kann auf den Inhalt der oben erwähnten Antworten Bezug 
genommen werden. Abweichende Informationen liegen nicht vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


144. Abgeordneter Wie entwickelte sich der Mittelabfluß bei der Ge- 
Dr. Fuchs meinschaftsaufgabe Hochschulausbau im laufenden 

(CDU/CSU) Haushaltsjahr bis zum 1 . Juli 1 975, und mit welchem 

Mittelabfluß ist in der 2. Jahreshälfte 1975 zu 
rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 5. August 1975 

Von den für die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau im Bundes- 
haushalt 1975 bei Kapitel 3105 Titel 882 01 veranschlagten Aus- 
gaben von 1,4 Milliarden DM haben die Länder im 1. Halbjahr 1975 
509 375 000 DM in Anspruch genommen. 

Nach den vorliegenden Anforderungen für das 111. Quartal und vor- 
sichtigen Bedarfsschätzungen für das IV. Quartal ist im 2. Halbjahr 
1975 mit dem Abfluß von weiteren 850-890 Millionen DM aus dem 
Hochschulbautitel des Bundes zu rechnen. 


145. 


Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Wie entwickelte sich der Mittelabfluß im 1. Halb- 
jahr 1975 beim studentischen Wohnheimbau und 
der Förderung studentischen Wohnens, und mit 
welchem Mittelabfluß ist im 2. Halbjahr 1975 zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 5. August 1975 

Im 1, Halbjahr 1975 beliefen sich die Ist-Ausgaben für die Studenten- 
wohnraumförderung (Kapitel 31 05, Titel 882 05) auf 44 299 048 DM. 
Im 2. Halbjahr 1975 wird mit einem Mittelabfluß in der Größenord- 
nung von 50 bis 70 Millionen DM gerechnet. 

Festgelegt (einschließlich der Festlegungen aus Vorjahren) wurden 
bis zum 30. Juni dieses Jahres zum Teil unter Inanspruchnahme der 
einseitigen Deckungsfähigkeit bei Kapitel 3105 Titel 882 01 
1 13 234 888 DM. 
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146. Abgeordnete 

Frau 

Schuchardt 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die zumindest in 
Bayern übliche Praxis, weibliche schulentlassene 
Jugendliche ohne Ausbildungsstelle im Regelfall 
in die hauswirtschaftliche Berufsschule und nur im 
Ausnahmefall in eine Berufsschul-Fachklasse ein- 
zugliedern, und sieht die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer institutionalisierten Zusammenarbeit 
mit den Ländern im Bereich der Bildungspolitik 
oder über sonstige Kontakte Möglichkeiten auf 
Bayern oder eventuell weitere Bundesländer einzu- 
wirken, damit eine Gleichbehandlung von Jungen 
und Mädchen bei der beruflichen Bildung gesichert 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 4. August 1975 


Weibliche schulentlassene Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag werden 
in der Tat in Bayern dem Bereich der hauswirtschaftlichen Berufs- 
schulen zugewiesen, wenn sie nicht ausdrücklich in eine ihrer Jung- 
arbeiter-Tätigkeit entsprechende Fachrichtung der Berufsschule ein- 
treten wollen. 

Diese Praxis könnte sich dann als besonders problematisch erweisen, 
wenn die ohnehin geringe Motivation gerade dieser Mädchen, sich 
spezifische berufliche Kenntnisse anzueignen, noch weiter geschwächt 
würde. Außerdem dürfte sich in vielen Fällen die kurzsichtige Auf- 
fassung, daß die Berufstätigkeit nur eine Überbrückung bis zur Heirat 
darstelle, durch eine solche Maßnahme bestätigt fühlen. 

Ob die Alternative zu diesem Verfahren, die zur Zeit in Bayern ent- 
wickelt wird (Entwicklung eines Berufsgrundbildungsjahres Typ ,,J“, 
das für weibliche leilnehmer durch verschiedene Kombinationsmög- 
lichkeiten der Inhalte Hauswirtschaft, Textil, Kosmetik etc. gestaltet 
wird) im höheren Maße der Qualifizierung dient, bleibt abzuwarten. 

Eine detaillierte Erfassung der Praxis in solchen Fällen in den anderen 
Bundesländern ist mir leider auf Grund der unzulänglichen Daten- 
lage nicht möglich. Es gibt keine bundesweite Übersicht über das 
Ausmaß der schulischen Betreuung von Jugendlichen ohne Ausbil- 
dungsvertrag nach einzelnen Bereichen der Berufsschule! 

Soweit ich mich habe informieren können, werden jedoch die Jugend- 
lichen in den meisten Bundesländern soweit möglich in Sammel- 
klassen für Jungarbeiter zusammengefaßt, in denen sie eine „tech- 
nische Grundbildung“ erhalten. Eine Zuteilung zu Berufsschulfach- 
klassen findet im allgemeinen nicht statt, da diese Jugendlichen ohne 
Ausbildung sich nicht am „Berufsprinzip“ der herkömmlichen Berufs- 
schule orientieren können. 

Insgesamt zeigt sich die Situation in diesem Bereich - wie ja auch alien 
Bildungspolitikern bewußt ist als dringend reformbedürftig. Die Not- 
wendigkeit der Einführung von berufsbefähigenden Bildungsgängen 
(Sonderformen des Berufsgrundbildungsjahres) und der Verwirklichung 
der entsprechenden Beschlüsse zum „Stufenplan zu den Schwerpunkten 
der beruflichen Bildung“ wird damit noch einmal unterstrichen. Dazu 
wird dann auch die Entwicklung entsprechender inhaltlicher Angebote 
für diese Bereiche gehören, die nach Meinung der Bundesregierung 
nicht von vornherein geschlechtsspezifisch differenziert sein sollten. Ob 
und wieweit die Länder bei der Durchführung dieser Maßnahmen 
geschlechtsspezifische Zuordnungen vornehmen, steht - wie Ihnen 
sicherlich bekannt ist - außerhalb der Einwirkungsmöglichkeiter der 
Bundesregierung. 
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147. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Anweisung 
des bayrischen Kultusministeriums, Zeugnisse be- 
stimmter außerbayrischer Sonderformen des Gym- 
nasiums dem Ministerium zur Anerkennung für den 
Hochschulzugang vorzulegen, und wie können 
daraus entstehende Nachteile für die Betroffenen 
vermieden werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 4. August 1975 

Die gegenseitige Anerkennung der an Gymnasien erworbenen Zeug- 
nisse der allgemeinen Hochschulreife haben die Länder in einer Ver- 
einbarung geregelt (Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 20. März 
1969 i. d. F. vom 13. Dezember 1973). 

Die Anerkennung von Zeugnissen, in denen die fachgebundene Hoch- 
schulreife erteilt wird, erfolgt in fast allen Fällen bilateral, zum Teil 
auch mehrseitig - jedenfalls nicht automatisch durch generelle Ver- 
einbarung aller Länder. 

Jedes Land prüft hier gesondert, ob die Voraussetzungen Für die Aner- 
kennung nach seinen Kriterien vorliegen. Daß diese Prüfung und gege- 
benenfalls Anerkennung zentral - also durch das jeweilige Kultusmi- 
nisterium (wie im von Ihnen beschriebenen Fall) - erfolgt, ist daher 
im Interesse der Vergleichbarkeit verständlich. 

Für ausgesprochen gefährlich halte ich es jedoch, daß die Kriterien 
für eine solche Anerkennung von Land zu Land variieren, die Hoch- 
schulberechtigung also länderweise unterschiedlich zuerkannt wird 
und ein Zeugnis damit möglicherweise in vier Ländern anerkannt 
und in sieben nicht anerkannt wird. 

Die Situation zeigt deutlich, daß für den Abschluß der Gymnasien 
- gleich welchen Typs - gerade im Hinblick auf den Hochschulzu- 
gang einheitliche Regelungen erforderlich sind. Die Bundesregierung 
verweist deswegen auf ihre Bemühungen im Hochschulrahmengesetz 
und ihre Arbeiten in den entsprechenden Gremien der Bund-Länder- 
Kommission zur Neugestaltung bzw. größeren Vergleichbarkeit der 
Abschlüsse. 


148. Abgeordneter Mit welchen Beträgen und mit welchem Ergeb- 
Schmidhuber nis wurde bisher die „Zusammenarbeit von Ge- 

(CDU/CSU) werkschaften und Hochschulen im speziellen Be- 

reich der Studienreform“ gefördert, und welche 
weiteren Beträge sind hierfür vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 13. August 1975 

Bei der Beantwortung gehe ich davon aus, daß die Frage das vom 
Verein zur Förderung der Studienreform e. V., Bonn, durchgeführte 
Forschungsvorhaben „Entwicklung eines Modells einer überregionalen 
Kooperation von Gewerkschaften und Hochschulen im Bereich der 
Studienreform“ zum Gegenstand hat. Dieses Projekt war bereits Gegen- 
stand der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion vom 27. März 1975 - Drucksache 7/3422 
auf die Bezug genommen wird. Das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft hat die Durchführung dieses Studienreformvorhabens 
für den Zeitraum vom 1. Dezember 1974 bis zum 30. September 1975 
mit rund 269 000 DM gefördert. Hiervon entfallen auf die Vorberei- 
tungsphase, die am 31. Mai 1975 abgelaufen ist, rund 1 18 000 DM. 

Ergebnis der Vorbereitungsphase ist eine umfangreiche Bestandsauf- 
nahme zur Studienreform, bei der im einzelnen insbesondere solche 
Vorhaben untersucht und näher beschrieben wurden, die eine stärkere 
Heranführung des Studiums an die Probleme und Fragestellungen der 
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Berufswelt zum Ziele haben. So sind vor allem auch Vorhaben in die 
Betrachtung einbezogen worden, die unter dem Gesichtspunkt einer 
„Humanisierung des Arbeitslebens“ für eine Kooperation von Hoch- 
schulen und Gewerkschaften von besonderer Bedeutung sein können. 
In diesem Zusammenhang wurde in der Vorbereitungsphase ein Kri- 
terienrahmen entwickelt, der eine sozialwissenschaftlich fundierte 
Auswahl der in das weitere Forschungsprogramm einzubeziehende 
Vorhaben ermöglicht. Dabei wird in der Hauptphase untersucht wer- 
den, wie z. B. künftige Ingenieure bereits während des Studiums mit 
Fragen der Arbeitssicherheit und des Unfallschutzes vertraut gemacht, 
Medizinstudenten mehr als bisher auch für Fragen der Arbeits- und Vor- 
sorgemedizin interessiert und Berufspädagogen auch an die Fragen des 
Arbeitsrecht, der Arbeitsplatzgestaltung und der Unfallverhütung heran- 
geführt werden können. Aus einer Gesamtheit von rund einhundert 
siebzig Studienreformvorhaben, die die Mehrzahl der Hochschulen der 
Bundesrepublik Deutschland betreffen, wurden unter diesen Gesichts- 
punkten dreißig Einzelvorhaben ausgewählt, die in die weiteren Unter- 
suchungen einbezogen werden. Diese Vorhaben gehören wegen der 
genannten Zielrichtung des Vorhabens zu den Bereichen Ingenieur- 
wissenschaften, Naturwissenschaften und Medizin. 

Die Hauptphase des Vorhabens, die am 1 . Juni 1975 angelaufen ist, ist auf 
einen Zeitraum von zwei Jahren angelegt. Auf Grund der Ergebnisse 
der Vorbereitungsphase ist beabsichtigt, das Vorhaben während der 
gesamten Laufzeit aus Bundesmitteln zu fördern. Hierfür wird voraus- 
sichtlich ein Betrag von rund 600 000 DM erforderlich sein. 

Im übrigen verweise ich auf die Ziffer 2 der Antwort der Bundesregie- 
rung auf die vorgenannte Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zum 
gleichen Gegenstand. 


149. Abgeordneter Wie hoch sind die jeweiligen Eigenleistungen der 
Schmidhuber beteiligten Gewerkschaften und Spitzenverbände? 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 13. August 1975 

Die Frage unterstellt, daß es sich um Zuwendungen an Gewerkschaften 
oder Spitzenverbände handelt. Dies ist nicht der Fall. Gegenstand der 
Förderung ist vielmehr ein Forschungsprojekt, das vom Verein zur För- 
derung der Studienreform e. V., Bonn, durchgeführt wird. Soweit auch 
Gewerkschaften oder Spitzenverbände Mitglieder des geförderten Ver- 
eins sind, werden sie zu den satzungsgemäßen Beitragsleistungen heran- 
gezogen. Soweit den Gewerkschaften und Spitzenverbänden im Rah- 
men ihrer Mitarbeit in dem Verein Kosten durch die Kooperation mit 
Hochschulen entstehen, werden diese ausschließlich von den betreffen- 
den Verbänden getragen. Da diese Kosten nicht Gegenstand einer För- 
derung aus Bundesmitteln sind, können von der Bundesregierung 
hierüber zur Zeit keine Angaben gemacht werden. 


150. Abgeordneter Welche Modelle zur überregionalen Zusammenarbeit 
Schmidhuber der Hochschulen mit nichtgewerkschaftlichen Ver- 
(CDU/CSU) bänden und Institutionen genießen zu welchen 

Konditionen Förderung aus dem Bundeshaushalt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 13. August 1975 

Wissenschaftler mit einem besonderen Interesse an einer überregionalen 
Zusammenarbeit z. B. mit Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden 
haben bisher einen dem geförderten Projekt vergleichbaren Antrag 
nicht gestellt. Dies mag darauf zurückzuführen sein, daß bereits seit 
langem vielfältige Beziehungen zwischen Hochschule und Wirtschaft 
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bestehen, während Beziehungen der Hochschulen zu anderen gesell’ 
schaftlichen Kräften, insbesondere zu den Gewerkschaften erst noch 
entwickelt werden müssen. Grundlage der Förderung entsprechender 
Vorhaben sind die haushaitsrechtlichen Bestimmungen. Diese Frage 
war im übrigen bereits Gegenstand der vorerwähnten Kleinen Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion (zu 2 d), so daß insoweit auf die dortige Ant- 
wort der Bundesregierung verwiesen werden kann. 


151. Abgeordneter Nach welchen Gesichtspunkten erfolgte die Auswahl 
Schmidhuber zu fördernder Hochschulen und Projekte im Rah- 
(CDU/CSU) men der Entwicklung eines Modells zur überregiona- 

len Zusammenarbeit von Gewerkschaften und Hoch- 
schulen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 13. August 1975 

Die in die Kooperation einzubeziehenden Hochschulen und Projekte 
erhalten im Rahmen des Forschungsvorhabens weder direkt noch mit- 
telbar über den Zuwendungsempfänger Verein zur Förderung der 
Studienreform e. V., Bonn, eine finanzielle Förderung aus Mitteln des 
Bundes, insofern kann von einer ,, Auswahl zu fördernder Hochschulen 
und Projekte im Rahmen der Entwicklung eines Modells zur über- 
regionalen Zusammenarbeit von Gewerkschaften und Hochschulen“ 
nicht die Rede sein. Die von der Forschungsgruppe des Vereins zur 
Förderung der Studienreform e. V. aus forschungsökonomischen 
Gründen getroffene Auswahl bezieht sich lediglich auf die Einbeziehung 
von laufenden Studienreformprojekten in die empirische Untersuchung. 
Diese Auswahl erfolgte durch den Zuwendungsempfänger nach fach- 
lichen Gesichtspunkten. 

Soweit in die Untersuchung auch Vorhaben einbezogen werden, die aus 
Bundesmitteln auf der Grundlage von Vereinbarungen nach Artikel 91b 
des Grundgesetzes mit dem jeweiligen Sitzland gefördert werden, er- 
folgt diese Förderung ausschließlich nach Maßgabe der ,, Rahmen- 
vereinbarung zur koordinierten Vorbereitung, Durchführung und 
wissenschaftlichen Begleitung von Modellversuchen im Bildungswesen 
vom 7. Mai 1971“. Für die Förderung dieser Vorhaben ist jedoch 
ausschließlich die Beratung in den zuständigen Gremien der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung maßgeblich. 

Zur Förderung von Vorhaben im Bereich Studienreform verweise ich 
im übrigen erneut auf die obengenannte Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion. 


152. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung schon erste Ergebnisse 

Dr. Schweitzer der neuen Kapazitätsberechnungen an den Hoch- 

(SPD) schulen der Bundesrepublik Deutschland vor, wenn 

ja, wie werden diese besonders im Hinblick auf eine 
„Gleichmäßigkeit“ von Studienplatzangeboten in 
sogenannten numerus-clausus-Fächern an den ein- 
zelnen Hochschulen von der Bundesregierung 
beurteilt, wenn nein, wann ist mit den Ergebnissen 
zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 13. August 1975 

Die Verordnung über die Grundsätze für eine einheitliche Kapazitäts- 
ermittlung und Festsetzung zur Vergabe von Studienplätzen (KapVO) 
regelt in § 24, daß die beschlossenen Grundsätze probeweise für die 
Zeit vom Sommersemester 1976 bis Wintersemester 1977/78 in Kraft 
treten. Für das Sommersemester 1975 und Wintersemester 1975/76 
fand zur Erprobung des Verfahrens ein Vorlauf statt. Die Sachver- 
ständigengruppen in der ZVS sind seit Mitte April des Jahres mit der 
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Auswertung der Vorlauf ergebnisse befaßt. Ein abschließender Erfah- 
rungsbericht wird als Entwurf der Lenkungsgruppe dem Verwaltungs- 
ausschuß der ZVS am 19. August 1975 zur Beratung vorgelegt. Die 
endgültige Verabschiedung ist für den 25. September 1975 vorgesehen. 
Zu diesem Zeitpunkt wird auch die auf Grund der Vorlaufergebnisse 
novellierte Kapazitätsverordnung verabschiedet werden. Eine ab- 
schließende Beurteilung der aus dem Vorlauf zur Kapazitätsverordnung 
gewonnenen Daten insbesondere im Hinblick auf die „Gleichmäßig- 
keit“ von Studienplatzangeboten in Numerus-clausus-Fächern ist zum 
derzeitigen Augenblick nicht möglich. Es müssen die abschließenden 
Beratungen in den Gremien der ZVS abgewartet werden. Generell 
läßt sich sagen, daß die Ergebnisse der Kapazitätsberechnung nach der 
KapVO in der Regel von den bisher festgelegten Höchstzahlen ab- 
weichen, ohne daß eine Gegenüberstellung ein einheitliches Bild ergibt. 
Die Ursachen für die zum Teil erheblichen Abweichungen und die un- 
gleichmäßige Auslastung der Kapazitäten in Fachbereichen gleicher 
Fachrichtung haben eine Vielzahl von Ursachen, auf die im abschließen- 
den Erfahrungsbericht der ZVS hingewiesen werden wird. 

Erst bei Vorliegen der Ergebnisse dieses Berichts ist eine Bewertung 
möglich. 


153. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die hessische 
Landesregierung einzuwirken, daß solche Bewer- 
ber für das Lehramt an höheren Schulen, die ihre 
Wehrpflicht abgeleistet haben und dadurch in den 
jetzigen Annahmestopp geraten sind, bevorzugt 
bei der Einstellung behandelt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 14. August 1975 

Für die Einstellung der Lehrer sind allein die Länder zuständig. Wie 
mir bekannt ist, werden in Hessen die Wehrpflichtigen bei der Ein- 
stellung in den Schuldienst besonders berücksichtigt, sofern die Leistun- 
gen dies anderen Bewerbern gegenüber rechtfertigen. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß sich der Bundesminister 
der Verteidigung im Juni 1975 mit einem Schreiben an den Kultus- 
minister des Landes Hessen für die Lehramtsreferendare, die den Grund- 
wehrdienst abgeleistet haben, gewandt hat. 


154. Abgeordneter 
Pfeifer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in einem SPD- 
Papier getroffenen Feststellungen, nach der die 
Leistungen des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes, des graduierten Förderungsgesetzes sowie 
die Maßnahmen der beruflichen Bildung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz als „fragwürdige staatliche 
Leistungen“ eingestuft werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich die in Ihrer Frage 
erwähnten Leistungen grundsätzlich bewährt haben. Im übrigen teilt 
die Bundesregierung die in der Öffentlichkeit überwiegend - auch von 
Abgeordneten der Opposition - vertretene Auffassung, Leistungen 
des Staates sollten grundsätzlich nicht ungeprüft in alle Zukunft un- 
verändert fortgeschrieben werden. Im Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz ist eine Pflicht zur regelmäßigen Überprüfung vom Gesetzgeber 
ausdrücklich vorgesehen. Über die Förderung der beruflichen Bildung 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz hat die Bundesregierung den gesetz- 
gebenden Körperschaften mit Schreiben vom 23. März 1973 berichtet, 
inwieweit sich die Vorschriften bewährt haben und welche Gesetzes- 
änderungen zweckmäßig sein könnten. Zur Überprüfung der Wirk- 
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samkeit der Graduiertenförderung hat die Bundesregierung eine Unter- 
suchung veranlaßt, deren Ergebnisse veröffentlicht worden sind. Solche 
Berichte und Untersuchungen wären nicht notwendig, wenn Gesetz- 
geber und Bundesregierung der Auffassung wären, die Wirksamkeit und 
Zweckmäßigkeit öffentlicher Leistungen sollten nicht von Zeit zu 
Zeit kritisch überprüft werden. 

Zur Entwicklung der Ausbildungsförderung wird die Bundesregierung 
entsprechend ihrer gesetzlichen Verpflichtung noch in diesem Jahr dem 
Deutschen Bundestag berichten. Diesem Bericht kann hier nicht vor- 
gegriffen werden. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat darüber hinaus die Absicht, der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung vorzuschlagen, eine Gruppe von Sachverständigen 
zu berufen, die sich mit Fragen der Kostenstruktur im Hochschul- 
bereich und damit auch der Leistungen insgesamt und den Möglich- 
keiten zu einer gerechteren Verteilung der Chancen und Belastungen 
befassen soll. Ausgangspunkt dabei ist, daß bei allen Fragen, die man 
zur Ausbildungsförderung stellt, nicht außer acht gelassen werden darf, 
daß junge Menschen aus finanziell schwächeren Familien gefördert 
werden, so daß hier auch Probleme des sozialen Gleichgewichts zu 
bedenken sind. 


155. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung weiter die im SPD-Papier 
geäußerte Auffassung, daß es sich bei diesen 
Leistungen um außergewöhnliche, gegen die Prin- 
zipien einer solidarischen Gemeinschaft verstoßende 
Sondervorteile für bestimmte soziale Gruppen oder 
um außergewöhnliche materielle oder immaterielle, 
nur bestimmte Gesellschaftsgruppen zugängliche 
Vorteile handelt bzw. daß diese Leistungen eine 
mißbräuchliche Entwicklung bei der Inanspruch- 
nahme gesellschaftlicher Vergünstigungen darstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Glotz 
vom 13. August 1975 

In dem ,, Vermerk für Holger Börner“, der hier offensichtlich gemeint 
ist, werden in der von der CDU-Bundesgeschäftsstelle am 24. Juli 
1975 veröffentlichten Fassung mögliche Kriterien der ,, Fragwürdig- 
keit“ staatlicher Leistungen aufgeführt. Abgesehen davon, daß auch 
noch andere Kriterien denkbar sind, wird eine Zuordnung einzelner 
staatlicher Leistungen zu diesen oder anderen Kriterien nicht vor- 
genommen. Die Bundesregierung kann insofern auch keine Zuord- 
nung bewerten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


156. Abgeordneter 
Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Welcher Teilbetrag der im Bundeshaushalt 1975 
vorgesehene Kapitalhilfe für Portugal von insge- 
samt 70 Millionen DM ist bereits ausgezahlt oder 
verbindlich zugesagt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 7. August 1975 

Von der im Bundeshaushalt 1975 für Portugal vorgesehenen Kapital- 
hilfe von 70 Millionen DM ist bisher kein Betrag ausgezahlt oder ver- 
bindlich zugesagt worden. 
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157. Abgeordenter Wurde dem Beschluß des Haushaltsausschusses des 
Dr. Althammer Deutschen Bundestages Rechnung getragen, Leistun- 
(CDU/CSU) gen erst zu erbringen, wenn eine demokratische 

Entwicklung in Portugal gesichert ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 7. August 1975 

Entfällt nach Beantwortung der Frage 156. 


158. Abgeordneter Wurde für das Gebiet der ehemaligen deutschen 
Dr. Kempfier Kolonie Südwest-Afrika in den letzten Jahren 
(CDU/CSU) Entwicklungshilfe gegeben und wieviel in den 

Jahren 1972 bis 1974? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 13. August 1975 

Für das Gebiet von Namibia wurde bisher keine deutsche Entwicklungs- 
hilfe gewährt. 


Bonn, den 19. August 1975 
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